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Inmitt en des ganzen Vor-
weihnachtshypes refl ekti ert 
die Vorzimmerperle was Ad-
vent eigentlich bedeutet. 
Rüstzeit hieß das mal und 
meinte adventus domini, sich 
vorbereiten auf die Ankunft  
Christi . Mit dem rotbäckigen 
Fett sack im Kamin hatt e das 
früher nichts zu tun. Seite 15
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Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel gemeinsam mit KPV-Bundesvorsitzenden Christi an Haase, MdB 
(4.v.r.) sowie stv. Bundesvorsitzenden Landrat Dr. Ulrich Reuter (l.) und dem bayerischen KPV-Lan-
desvorsitzenden Landrat Stefan Rößle (r.). Bild: Bernhardt Link

Freiräume für 
passgenaue Lösungen!

KPV-Bundesversammlung und Kongress-kommunal in Koblenz

Rund 500 Delegierte und Gäste diskuti erten während der KPV-
Bundesversammlung in Koblenz über Digitalisierung, Energie- 
und Finanzpoliti k sowie gleichwerti ge Lebensverhältnisse, kom-
munale Entwicklungszusammenarbeit und Mobilität. Neben 
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, MdB, nahmen u.a. die Bun-
desministerin für Ernährung und Landwirtschaft , Julia Klöckner 
sowie NRW-Ministerpräsident Armin Laschet, MdL, und Manfred 
Weber, MdEP, EVP-Spitzenkandidat für die Europawahl 2019 und 
stellvertretender CSU-Vorsitzender, an der Versammlung teil, die 
auch im Zeichen des 70-jährigen Jubiläum der KPV stand.

Bereits im Vorfeld hatt e CDU-
Vorsitzende Angela Merkel ihre 
Glückwünsche überbracht: „Ich 
gratuliere der Kommunalpoli-
ti schen Vereinigung im Namen 
der gesamten CDU Deutsch-
lands und persönlich zu ihrem 
70. Geburtstag. Seit 1948 ist
sie die starke Sti mme der Kom-
munalpoliti k in Deutschland. Ih-
re Mitglieder sorgen nicht nur
dafür, dass unser Föderalismus
verlässlich ist, sondern arbeiten
vor allem mit viel Einsatz dafür,
dass die Bürgerinnen und Bür-
ger in unseren Städten und Dör-
fern gut und gerne leben. Ich
wünsche der KPV und ihren Mit-
gliedern alles Gute und Gott es
Segen für die Zukunft .“

70 Jahre KPV

Zum 70-jährigen KPV-Jubilä-
um machten sich die Kommu-
nalen in der CDU und CSU selbst 
ein Geburtstagsgeschenk und fi -
nanzieren aus Spenden den Bau 

einer Schule in Äthiopien. Die 
Koordinati on liegt bei der Sti f-
tung Fly&Help.

Gleichwerti ge 
Lebensverhältnisse

Mit Blick auf die wichti ge Ar-

beit der Regierungskommis-
sion „Gleichwerti ge Lebens-
verhältnisse“ hatt e der Bun-
desvorsitzende der KPV und 
Kommunalpoliti sche Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
ti on, Christi an Haase, MdB, ein-
gangs erklärt: „Die Einsetzung 
der Kommission war notwen-
dig und ist ein wichti ges Puzz-
leteil im Gefüge. Aber jetzt 
muss auch geliefert werden. 
Im Jahr 2019 stehen neben den 
Europawahlen auch in zehn 
Bundesländern Kommunalwah-
len an. Damit diese ein Erfolg 
werden, muss die Bundesregie-
rung jetzt Handlungsfähigkeit 

Große Resonanz für 
„Nachhalti gkeit fi rst!“

Nachhalti ge Entwicklung auf kommunaler Ebene verstärken 
Rund 200 Teilnehmer aus Kommunalpoliti k, Zivilgesellschaft  
und Wissenschaft  beschäft igten sich in Augsburg mit Umset-
zungsmöglichkeiten und Fortf ührungsopti onen nachhalti ger Ent-
wicklung im Kontext der Agenda 2030 auf kommunaler Ebene in 
Bayern. Eingeladen dazu hatt e die Servicestelle Kommunen in der 
Einen Welt von Engagement Global gemeinsam mit dem Zentrum 
für nachhalti ge Kommunalentwicklung in Bayern und RENN.süd.

Anknüpfungspunkt war die ers-
te Nachhalti gkeitstagung „Vom
Rio-Gipfel zur Agenda 2030“, zu 
der die drei Organisati onen im 
November 2017 nach Nürnberg 
eingeladen hatt en. 

Prof. Hubert Weiger, Vor-
sitzender des BUND Deutsch-
land und Mitglied des Rates für 
Nachhalti ge Entwicklung, rief 
zu einer Veränderung der Wirt-
schaft s- und Konsumweisen auf.

Plädoyer für 
off ene Diskursprozesse

Er hielt ein Plädoyer für off e-
ne Diskursprozesse. Notwendig
hierfür seien unter anderem ei-
ne fortwährende Transforma-
ti on und die Renaissance der 
kommunalen Agendaprozesse 
unter Einbindung der Sustainab-
le Development Goals (SDG). 

In „Blitzlichtern“ wurden fünf 
Themenbereiche, die auf kom-
munaler Ebene anschlussfähig 
an die 17 globalen Nachhalti g-
keitsziele sind, diskuti ert. „Digi-
talisierung und Nachhalti gkeit –
vom Duell zum Duett ?“erörter-
ten Prof. Dr. Manfred Miosga  
(Universität Bayreuth) und Cyn-
thia Matuszewski (Lifeguide Re-
gion Augsburg e.V.). Gerade weil 
die Digitalisierung den Ener-
gie- und Materialbedarf oft  ver-
schleiere, müsse die Digitalisie-
rung der Nachhalti gkeit folgen – 
ein klarer Aufruf für: „Nachhal-
ti gkeit fi rst!“

Wichti g war den Veranstal-
tern auch das Thema „Gerech-
ti gkeit im Diskurs“. Ohne Ge-
rechti gkeit sei keine Nachhal-
ti gkeit möglich, so Referenti n 
Katharina Habersbrunner von 
Women Engage in a Common 
Future e.V. 

Stark frequenti ert waren die 
zwölf Insti tuti onen und Organi-
sati onen, die sich mit ihren In-
formati onsständen im „Wan-
delplenum“ auf dem Zukunft s-
markt im Foyer des Kongress-
zentrums präsenti erten. 

Die Stadt Nürnberg zeigte bei-
spielsweise ihr Konzept des 4. 
Nürnberger Nachhalti gkeitsbe-

richts unter Einbindung der 17 
globalen Nachhalti gkeitsziele.

In sieben Fachforen wurden 
weitere Themen verti eft : 

Verortung der Agenda 2030 in 
der Kommune, Praxisbeispiele 
aus der Stadt Augsburg und dem 
Landkreis Amberg-Sulzbach ver-
deutlichten unterschiedliche
Herangehensweisen; zeigten
aber auch Gemeinsamkeiten, 
wie die Bildung von Struktu-
ren und Gremien in Form eines 
Nachhalti gkeitsbeirats mit den 
relevanten Akteuren der Kom-
mune, auf. Ein Fachforum, bei 
dem u.a. das CSR-Netzwerk „Un-
ternehmen Ehrensache“ und 
Veolia mitwirkten, beschäft ig-
te sich mit der Einbindung von 
Unternehmen im kommunalen 
Nachhalti gkeitsprozess. Dane-
ben hatt en die Teilnehmenden 
die Möglichkeit, sich über recht-
liche Grundlagen nachhalti ger 
Beschaff ung zu informieren und 
Umsetzungsschritt e und Hand-
lungsfelder dafür zu diskuti eren.

Eine Dokumentati on der Ver-
anstaltung erscheint demnächst 
unter www.service-eine-welt.de,
www.kommunal-nachhaltig.de 
und unter www.renn-netzwerk.
de/sued.  

beweisen. Konkrete Ergebnisse 
sind gefragt!“ 

Im Anschluss fassten die Dele-
gierten einen Beschluss zur For-
derung nach Dezentralisierung. 
Sie verwiesen darauf, dass Kom-
munalpoliti kerinnen und Kom-
munalpoliti ker auch fi nanziellen 
Gestaltungsfreiraum benöti gen, 
um vor Ort passgenaue Lösun-
gen zu entwickeln und umzuset-
zen. Jede Kommune in Deutsch-
land müsse die gleichen Chan-
cen erhalten, um für die Men-
schen die besten Möglichkeiten 
zu entwickeln. Gute Lebensver-
hältnisse für die Menschen zu 
schaff en, sei die originäre Auf-
gabe der Kommunen in ihrer All-
zuständigkeit. Im Sinne der Sub-
sidiarität hätt en Bund und Län-
der die Aufgabe, die Kommunen 
zu ertüchti gen.

Reform der Grundsteuer

Beschlossen wurde auch das 
Papier „Reform der Grundsteu-
er jetzt!“. Darin fordert die KPV 
die Bundesregierung und alle 
Länder auf, unverzüglich Maß-
nahmen zu ergreifen, damit die 
Grundsteuer auch künft ig als 
mit kommunalem Hebesatz ver-
sehene Abgabe erhoben wer-
den kann. Dabei ist durch Kom-
binati on von Faktoren über 
Größe, Nutzungsart und Lage 
sicherzustellen, dass die Erhe-
bung in einem einfachen elek-
tronischem Verfahren erfolgen 
werden kann und gewährleistet 
wird, dass das Erhebungsver-
fahren einfach zu handhaben ist 
und ohne großen Aufwand ak-
tuell der Entwicklung anzupas-
sen ist.

Dazu KPV-Bundesvorsitzen-
der Haase: „Die Grundsteuer ist

(Fortsetzung auf Seite 4)

Was Hubert Aiwanger sich alles vorgenommen hat:

Bayerns Wirtschaft sminister 
setzt auf Praxisnähe

Schwerpunkte: Energiewende, Mobilfunk und regionale Förderung 
Nach erst gut einer Woche im Amt, hat der neue bayerische 
Wirtschaft sminister Huber Aiwanger drei Schwerpunkte für sei-
ne Arbeit in der nächsten Zukunft  verkündet: die Energiewende 
in Bayern voranzutreiben, die Mobilfunkversorgung im Freistaat 
zu verbessern und die regionale Wertschöpfung zu erhöhen. 
Der Chef der Freien Wähler, der in seiner ersten Pressekonfe-
renz als Kabinett smitglied seinem Vorgänger Franz Josef Pschie-
rer bescheinigte, das Ministerium in einem guten Zustand über-
geben zu haben, zeigte sich bei den anstehenden Themen gut 
eingearbeitet und praxisnah. 

Aiwanger kündigte etliche 
Förderprogramme an. Im nächs-
ten Jahr will er einige Auslands-
reisen unternehmen, unter an-
derem nach China.

Programmati sche und 
vernetzte Politi k

Das Wirtschaft sministerium 
biete in der ganzen Aufgaben-
breite eine Palett e an Themen 
mit vielen Schnitt punkten zu an-
deren Ministerien, die er durch-
aus nutzen wolle. Abgrenzung 
sei nicht sein Weg, sagte er. Ihm 
gehe es um programmati sche 
und vernetzte Politi k. Er wolle 
aus Bayern heraus in Deutsch-
land mehr bewegen. Der Erfolg 
werde sich an der Zufriedenheit 
der Bürger zeigen.

Mit dem bayerischen Mobil-
funkprogramm, das noch von 
seinem Vorgänger aufgelegt, 
aber „auf Bundesebene ver-
schlafen“ wurde, sollen die so-
genannten weißen Flecken oder 
Funklöcher im Freistaat besei-
ti gt werden. Die EU-Kommission 
hat in diesen Tagen dieses Pro-
gramm genehmigt. Seit 20. 11.
gibt es dazu die Homepage 
www.mobilfunk.bayern.de.

Förderung der 
passiven Infrastruktur

Die Staatsregierung wird den 
Aufb au der passiven Infrastruk-
tur (Masten, Fundamente, Leer-
rohre) fördern, die Mobilfunk-
betreiber sollen die Standorte 
mieten und die akti ve Technik 

(moderne LED-Sendeanlagen) 
installieren. Zur Errichtung der 
Infrastruktur sieht das Wirt-

Hubert Aiwanger. 
Bild: StMWi/V Ellerkmann

schaft sministerium zwei Mög-
lichkeiten vor. Entweder errich-
tet die Gemeinde den Masten 
und vermietet ihn an die Mo-
bilfunkbetreiber (Bauauft rags-
variante), oder die Gemeinde 
vergibt eine Konzession an ein 
Unternehmen, das den Stand-
ort einrichtet und vermietet

(Fortsetzung auf Seite 4)

Machen Sie mit und informieren Sie sich 
im neuen Netzwerk der Bayerischen GemeindeZeitung! 

Diskuti eren Sie kommunale Themen 
direkt mit Kolleginnen und Kollegen!

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern
Diskutieren Sie kommunale Themen direkt mit 

Personen, die ähnliche Herausforderungen meistern 
und klicken Sie hier: www.anmelden.gemeindezeitung.bayern

Diskutieren Sie kommunale Themen direkt mit 
Personen, die ähnliche Herausforderungen meistern 

und klicken Sie hier: www.anmelden.gemeindezeitung.bayern
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Roland Grandel 

89431 Bächingen 
am 17.12.

Bürgermeister Sebastian Satzl 
84107 Weihmichl 

am 19.12.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Herbert Volkamer 

97348 Einersheim 
am 8.12.

Bürgermeister Josef Häusler 
83083 Riedering 

am 18.12.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Klaus Friegel 

89435 Finningen 
am 6.12.

Bürgermeisterin 
Susanne Feller-Köhnlein 

91719 Heidenheim 
am 6.12.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Roland Schermer 

85137 Walting 
am 8.12.

Bürgermeister Bernhard Kern 
83416 Saaldorf-Surheim 

am 12.12.

Bürgermeister Roman Berr 
92268 Etzelwang 

am 14.12.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin 

Sandra Dietrich-Kast 
89364 Rettenbach 

am 9.12.

Bürgermeister Klaus Faatz 
96172 Mühlhausen 

am 15.12.

Bürgermeister Willi Fleckenstein 
63831 Wiesen 

am 18.12.

Bürgermeister Helmut Bauz 
91186 Büchenbach 

am 19.12.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Peter Wachler 

86865 Markt Wald 
am 8.12.

Bürgermeister Holger Bezold 
91077 Dormitz 

am 11.12.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Neuer Kindergarten-Zuschuss:

Weitere finanzielle  
Entlastung der Familien

Ab Frühling 2019 wird in Bayern nicht nur für das letzte, son-
dern auch für das erste und zweite Kindergartenjahr ein mo-
natlicher Zuschuss von 100 Euro pro Kind additiv zu den El-
ternbeiträgen gewährt. CSU und Freie Wähler haben am 
vergangenen Montag gemeinsam im Kabinett ihre Pläne zur 
Unterstützung der Familien beschlossen.

„Damit entlasten wir die Familien bei den Kosten für die Kin-
derbetreuung spürbar“, sagte Thomas Huber, stellvertreten-
der Vorsitzender des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Ju-
gend und Familie im Landtag. „Zusammen mit dem Bayeri-
schen Familiengeld, das wir als CSU bereits eingeführt haben, 
ist das ein starkes Signal und eine große Wertschätzung für die 
Familien. Deswegen ist Bayern Familienland Nummer 1.“

Ähnlich äußerte sich Florian Streibl, Vorsitzender der Freie 
Wähler Landtagsfraktion, zu den Kabinettsbeschlüssen: „Wir 
sind eine Familienkoalition“, sagte er. Mit den Beschlüssen 
werde eine Kernforderung seiner Partei umgesetzt und Fami-
lien in Bayern je Kind um bis zu 1.200 Euro pro Jahr entlastet. 

Zudem stand ein weiteres wichtiges Thema auf der Tages-
ordnung – der ‚Gründerpakt für Hebammen‘: Dieser Bonus 
in Höhe von 5.000 Euro wird künftig den Berufsstart von Ge-
burtshelferinnen erleichtern. So unterstützt die Staatsregie-
rung einen äußerst wichtigen Berufsstand und sorgt dafür, 
dass es bald wieder ausreichend Hebammen in Bayern gibt. 
„Das neue Regierungsbündnis erweist sich bereits zum Start 
als echte Familienkoalition – damit sind wir Freien Wähler 
sehr zufrieden“, so Streibl.

Für seine Fraktion betonte Thomas Huber weiter: „Wir wer-
den als CSU-Fraktion parallel zu dieser Entlastung natürlich 
weiterhin intensiv in den bedarfsgerechten Ausbau von Be-
treuungsplätzen, aber vor allem auch in weitere Qualitätsver-
besserungen der Kinderbetreuung investieren. Dazu gehört, 
dass wir die Gewinnung von Fachkräften besonders ins Auge 
fassen. Im Koalitionsvertrag haben wir dazu konkrete Maß-
nahmen vereinbart, die wir ebenfalls zügig umsetzen wollen.“

Bereits seit 1. September erhalten in Bayern zudem alle Fa-
milien mit ein- und zweijährigen Kindern das neue Bayerische 
Familiengeld – unabhängig von ihrem Einkommen und für die 
Familien unbürokratisch. Das Familiengeld beträgt für das ers-
te und zweite Kind jeweils 250 Euro monatlich pro Kind, al-
so bis zu 6.000 Euro. Ab dem dritten Kind sind es jeweils so-
gar 300 Euro monatlich und damit bis zu 7.200 Euro pro Kind.

Für die SPD erklärte Doris Rauscher dass sie statt einer 
pauschalen Bezuschussung eine vollständige Gebührenfrei-
heit für nötig erachte. Die Grünen fordern die Einstellung von 
mehr Erzieherinnen und Erziehern sowie eine flexiblere Ge-
staltung der Öffnungszeiten.  r

Konstituierende Sitzungen der bayerischen Bezirkstage:

Größer und bunter
Die Ergebnisse der Bezirkstagswahlen stehen fest, entspre-
chend sind die bayerischen Bezirkstage zu ihren konstituieren-
den Sitzungen zusammengekommen. Einen Wechsel an der 
Spitze gab es in Mittelfranken, Schwaben und Oberfranken: 
Dort haben mit Armin Kroder (Freie Wähler), Dr. Martin Sailer 
und Henry Schramm (beide CSU) neue Bezirkstagspräsidenten 
das Ruder übernommen.

Von einer Kooperation aus 
CSU, Freien Wählern und SPD 
werden künftig die Geschicke 
des Bezirks Oberbayern ge-
lenkt. Bezirkstagspräsident Jo-
sef Mederer aus Altomünster 
wurde im Amt bestätigt, neuer 
stellvertretender Bezirkstags-
präsident ist Rainer Schneider 
(Freie Wähler). Der gelernte Di-
plomverwaltungswirt war 24 
Jahre lang Bürgermeister von 
Neufahrn im Landkreis Freising. 
Als weiteren stellvertretenden 
Präsidenten wählte das Gremi-
um mehrheitlich den Peitinger 
Bürgermeister Michael Asam 
(SPD). 

Dem Bezirkstag von Oberbay-
ern gehören 82 Bezirksräte und 
Bezirksrätinnen aus zehn Frak-
tionen und Gruppierungen an. 
Die drei kooperierenden Frakti-
onen CSU, Freie Wähler und SPD 
verfügen über eine Mehrheit 
von 44 Sitzen.

Gutes, kollegiales und  
konstruktives Miteinander

In seiner Antrittsrede ver-
sprach Bezirkstagspräsident Me- 
derer ein „gutes, kollegiales und 
konstruktives Miteinander über 
Parteigrenzen hinweg“. Es wer-
de keine demokratische Grup-
pierung ausgegrenzt. „Das wäre 
unfair. Hier dürfen alle ihre An-
liegen auf Augenhöhe einbrin-
gen, sofern sie keine demokra-
tischen Grundsätze verletzen. 
Wichtig ist, dass wir zu einem 
guten Ergebnis im Sinne der 
Bürgerinnen und Bürger Ober-
bayerns kommen.“

Diese breite Verankerung sei 
wegen der herausfordernden 
Aufgaben, die der Bezirkstag in 
der Wahlperiode bis 2023 zu be-
wältigen habe, besonders wich-
tig. Als Beispiel nannte Mede-
rer die Übernahme der ambu-
lanten Hilfe zur Pflege zum 1. Ja-
nuar 2019 und den Aufbau von 
Pflegestützpunkten in Ober-
bayern. „Wenn ein Landkreis 
es wünscht, bekommt er einen 
Pflegestützpunkt für die neutra-
le und wohnortnahe Beratung“, 
versprach Mederer.

Des Weiteren stehe der Be-
zirk Oberbayern mit der Um-

setzung des Bundesteilhabe-
gesetzes vor herausfordern-
den Aufgaben. „Bei jeder Ent-
scheidung hier im Bezirk muss 
klar sein, Menschen mit Behin-
derungen sind keine Almosen-
empfänger oder gar Bittsteller. 
Sie haben ein Recht auf passge-
naue Hilfen.“ Beim Bezirk stehe 
der „Mensch im Mittelpunkt“. 
Dies sei auch das zentrale Leit-
motiv für die Weiterentwicklung 
der Kliniken des Bezirks Ober-
bayern. „Wir brauchen weniger 
stationäre und noch viel mehr  
ambulante Behandlungsange-
bote. Wir müssen die Kliniken zu 
den Menschen bringen“, beton-
te Mederer.

Einstimmig wählten die Mit-
glieder des Bezirkstags der Ober-
pfalz in der konstituierenden 
Sitzung den bisherigen Amts- 
inhaber Franz Löffler (CSU) er-
neut zu ihrem Bezirkstagspräsi-
denten. Seine Stellvertreter sind 
Thomas Thumann (Freie Wäh-
ler; Neumarkt i. d. OPf.) und Lo-
thar Höher (CSU; Weiden i. d. 
OPf.). Das Gremium hat in der 
nächsten Wahlperiode 18 statt 
der regulären 16 Sitze. Die CSU 
bleibt mit sieben Sitzen stärks-
te Kraft.

Gestaltungsspielraum nutzen

Bezirkstagspräsident Franz 
Löffler dankte für das entgegen-
gebrachte Vertrauen und rief 
die Bezirksräte auf, sich der viel-
fältigen Aufgaben des Bezirks 
anzunehmen, auch wenn sie 
nicht so populär seien. „Aber es 
sind wichtige Aufgaben, die dort 
sind, wo es um das Mensch-Sein 
geht. Hier leisten wir einen wich-
tigen und unverzichtbaren Bei-
trag“, ist sich Löffler sicher. Als 
dritte kommunale Ebene wolle 
man den Gestaltungsspielraum 
nutzen, um für die Menschen in 
der Oberpfalz das Beste zu er-
reichen: „Nach der Konstituie-
rung können wir nun guten Mu-
tes die Wahlperiode angreifen. 
Arbeit gibt es genug und sie be-
ginnt jetzt!“

Der alte und neue Präsident 
setzt auf klare Transparenz und 
umfassende Information der 
Bezirksräte, denn so gelinge gu-

te Arbeit. Zu den Herausforde-
rungen der neuen Wahlperiode 
zählte Löffler die neuen gesetz-
lichen Grundlagen bei den Leis-
tungen für Menschen mit Behin-
derung sowie für Pflegebedürf-
tige, die weitere wohnortnahe 
Versorgung durch die medizini-
schen Einrichtungen des Bezirks 
und die Jugendarbeit.

Armin Kroder (Freie Wähler), 
Landrat im Nürnberger Land, ist 
der neue Bezirkstagspräsident 
von Mittelfranken. Er folgt auf 
Richard Bartsch (CSU), der seit 
2003 an der Spitze des Bezirks-
tags stand. Der 45-Jährige Kro-
der gehört dem Bezirkstag seit 
2013 an. 

Zur stellvertretenden Be-
zirkstagspräsidentin wurde die 
langjährige Landtagsabgeord-
nete Christa Naaß (SPD) aus 
Haundorf gewählt. Sie hatte 
dieses Amt bereits in der ver-
gangenen Wahlperiode inne. 
Zum ersten weiteren Vertreter 
wurde Daniel Arnold von den 
Grünen, zum zweiten weiteren 
Vertreter Titus Schüller (Die 
Linke) bestimmt. 

Verantwortung  
breiter aufstellen

Bezirkstagspräsident Kroder 
erklärte nach seiner Vereidi-
gung, dass er versuchen wol-
le, alle Bezirksrätinnen und  
Bezirksräte parteiübergreifend 
gleich zu behandeln. Da er die 
Verantwortung breiter aufstel-
len wolle, möchte er auch nicht 
alle Gremien selbst leiten. Statt 
der gesetzlichen 24 Mandate 
sitzen jetzt aufgrund der Über-
hangmandate und Ausgleichs-
mandate 33 Bezirkstagsmitglie-
der aus neun Parteien im Bezirks- 
tag Mittelfranken.

Eine schwarz-grüne Koalition 
mit Bezirkstagspräsident Mar-
tin Sailer (CSU) an der Spitze 
wird in den kommenden Jahren 
die kulturelle und soziale Ent-
wicklung in Schwaben prägen. 
Sailer, Augsburger Landrat und 
seit 2013 Mitglied des Schwä-
bischen Bezirkstags, löst Partei- 
freund Jürgen Reichert ab, der 
seit 2003 das politische Ehren-
amt bekleidete. Die CSU hatte 
sich in Schwaben bei der Bezirks- 
tagswahl alle 13 Direktmanda-
te geholt, die Grünen wurden 
mit insgesamt sechs Bezirks-
rätinnen und Bezirksräte zweit-
größte Kraft. Der Schwäbische 
Bezirkstag ist von 27 auf 36 Rä-
te angewachsen, vertreten sind 
darin neun Parteien.

Barbara Holzmann, seit 1994 
für die Fraktion der Grünen 
Mitglied im schwäbischen Be-
zirkstag, wurde zur stellvertre-
tenden Bezirkstagspräsidentin 
ernannt. Auch gehören in den 
kommenden fünf Jahren die Be-
zirksräte Edgar Rölz (CSU), Al-
fons Weber (CSU) und Johann 
Fleschhut (Freie Wähler) als wei-
tere stellvertretende Bezirks- 
tagspräsidenten dem Präsi- 
dium an.

Neuer Beauftragter  
für Pflege und Senioren

Sailer erläuterte in seiner An-
trittsrede die Grundzüge sei-
ner politischen Agenda für die 
kommenden Jahre. Im Sozia-
len werde insbesondere ein 
Schwerpunkt auf die Proble-
matik der Pflege gelegt werden 
müssen. Deshalb werde im Be-
zirkstag in Zukunft zusätzlich 
zum bisherigen Inklusionsbe-
auftragten auch ein Beauftrag-
ter für Pflege und Senioren neu 
installiert. 

„In der Kulturarbeit will ich 
die kulturelle Basis fördern und 
zugleich offen sein für Neues, 
sei es nun durch einen Popmu-
sikbeauftragten oder einen An-
sprechpartner für neue For-
men von Kunst und Kultur“, so 

der neue Bezirkstagspräsident. 
Ein starkes Gewicht solle künf-
tig auf umweltpolitische Fragen 
gelegt werden, auch dafür wird 
voraussichtlich aus dem Bezirks- 
tag ein Beauftragter berufen 
werden.

Mit klarer Mehrheit wur-
de Dr. Olaf Heinrich (CSU) er-
neut zum Bezirkstagspräsiden-
ten von Niederbayern gewählt. 
Der neue Bezirkstagsvizepräsi-
dent heißt Dr. jur Thomas Prö-
ckl (CSU). Der 49-jährige Un-
ternehmer wohnt in Arnstorf, 
Landkreis Rottal-Inn, und ist seit 
2013 Mitglied des Bezirkstags. 
Zur weiteren Stellvertreterin 
wurde Bezirksrätin und Land- 
rätin Rita Röhrl aus Teisnach 
(Landkreis Regen) bestimmt, die 
dem Bezirkstag seit 36 Jahren 
angehört. Insgesamt sind neun 
Parteien im Bezirkstag von Nie-
derbayern vertreten. 

In Oberfranken folgt der 
Kulmbacher Oberbürgermeis-
ter Henry Schramm (CSU) sei-
nem Parteikollegen Dr. Gün-
ther Denzler nach, der das Amt 
des Bezirkstagspräsidenten seit 
2003 innehatte. Als Erster Stell-
vertreter wurde Andreas Star-
ke (SPD) wiedergewählt, als drei 
weitere Stellvertreter fungie-
ren nunmehr Dr. Stefan Specht 
(CSU), Stefan Frühbeißer (Freie 
Wähler) und Dagmar Keis-Lech-
ner (Grüne). „Diese breite Auf-
stellung soll das konstruktive 
Miteinander im Bezirkstag fes-
tigen, das bereits in der kon-
stituierenden Sitzung zu spü-
ren war“, verdeutlicht Schramm 
sein Ziel, möglichst alle Parteien 
mitzunehmen.  

Die Schwächsten der  
Gesellschaft im Blick

Es gelte, gemeinsam die bes-
ten Lösungen für Oberfran-
ken zu erreichen. „Ich lade al-
le Parteien ein, daran mitzuar-
beiten. Dabei dürfen wir das 
Wohl unserer Bürgerinnen und 
Bürger nie aus dem Blick ver-
lieren – gerade das der Schwä-
cheren und Schwächsten unse-
rer Gesellschaft. Dies ist unse-
re Hauptaufgabe, der wir uns 
als Bezirkstag stellen müssen“, 
appellierte Schramm an ein 
konstruktives Miteinander im 
höchsten politischen Gremium 
Oberfrankens.

Als größte Herausforderun-
gen nannte er die Bereiche So-
ziales und Gesundheitswesen. 
Der demografische Wandel, die 
Umsetzung des Bundesteilha-
begesetzes, das Zukunftskon-
zept unserer Kliniken und der 
zunehmende Fachkräftemangel 
werden den Bezirk Oberfranken 
zukünftig beschäftigen. 

Der Bezirkstag von Oberfran-
ken ist größer und bunter ge-
worden. 21 (bisher 17) Bezirks-
räte aus sieben Parteien (bisher 
fünf) gehören dem Gremium an. 
Die CSU stellt mit 8 Sitzen die 
größte Fraktion. 

Umsetzung des Pflege- und 
Wohnqualitätsgesetzes

Als Bezirkstagspräsident von 
Unterfranken bestätigt wurde 
Erwin Dotzel (CSU). Fest im Sat-
tel sitzt auch weiterhin Bezirks-
tagsvizepräsidentin Eva Maria 
Linsenbreder (SPD). Zur weite-
ren Stellvertreterin bestellte der 
Bezirkstag Adelheid Zimmer-
mann (FDP). 

Dotzel bedankte sich in sei-
ner Antrittsrede für das Ver-
trauen. Zugleich bot er allen Be-
zirkstagsmitgliedern eine enge 
Zusammenarbeit an. Er appel-
lierte dafür, „offen und ehrlich 
miteinander umzugehen“. Zu 
den herausragenden Aufga-
ben der kommenden Wahlpe-
riode zählte Dotzel insbeson-
dere die Umsetzung des Pfle-
ge- und Wohnqualitätsgesetzes, 
die Fortsetzung der zahlreichen 
Baumaßnahmen sowie die Her-
ausforderungen im Zusammen-
hang mit dem demographischen 
Wandel.  DK

Dr. Hans-Jochen Vogel in der Staatskanzlei:

Erinnerung zum Anfassen
Übergabe der Buchreihe «Bereinigte Sammlung des  
bayerischen Landesrechts 1802-1956» an Mitautor 

„Dr. Hans-Jochen Vogel ist eine herausragende Säule der Demo-
kratie in Bayern und Deutschland. In seinen zahlreichen politi-
schen Spitzenämtern hat er sich immer für Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität eingesetzt und so unseren Sozialstaat und unse-
re Gesellschaft maßgeblich mitgeformt. München, Bayern und 
Deutschland haben ihm viel zu verdanken“, sagte Staatskanzlei-
minister Dr. Florian Herrmann im Rahmen der Übergabe der 
Buchreihe «Bereinigte Sammlung des bayerischen Landesrechts 
1802-1956» an Mitautor Dr. Hans-Jochen Vogel. 

Der spätere Spitzenpolitiker 
war bis vor genau 60 Jahren, 
von 1954-1958, als Amtsrichter 
an die Bayerische Staatskanzlei 
abgeordnet und verfasste das 
überreichte juristische Grund-
satzwerk als Vorsitzender eines 
eigens dafür eingesetzten inter-
ministeriellen Ausschusses mit. 

Prägende Zeit  
in der Staatskanzlei

„Die Zeit in der Bayerischen 
Staatskanzlei war ein spannen-
der, lehrreicher und prägender 
Zeitabschnitt meines Lebens. 
Ich habe sie stets in bester Erin-

nerung behalten. Ich freue mich 
sehr über dieses Werk – es ist ei-
ne wunderbare Erinnerung zum 
Anfassen“, dankte Dr. Hans-Jo-
chen Vogel dem Staatsminister. 

Die Überreichung der Buchrei-
he soll Zeichen des Respekts 
und der Anerkennung für die 
herausragenden Verdienste des 
späteren Oberbürgermeisters 
von München und Regierenden 
Bürgermeisters von Berlin, des 
Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau 
und Bundesminister der Justiz, 
sowie dem SPD-Kanzlerkandida-
ten und SPD-Bundesvorsitzen-
den sein.  r

Staatsminister Dr. Florian Herrmann, MdL (r.), übergab Mitautor 
Dr. Hans-Jochen Vogel, die Buchreihe „Bereinigte Sammlung des 
bayerischen Landesrechts 1802 - 1956“. r
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GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Liebe Leserinnen
und Leser,

In vielen politischen Gremi-
en und auch an zahlreichen 
Stammtischen wird das The-
ma Migrationspakt derzeit 
heftig und kontrovers disku-
tiert. Der sogenannte Globale 
Pakt für eine sichere, geord-
nete und reguläre Migration 
soll letztendlich die interna-
tionale Zusammenarbeit und 
gemeinsame Verantwortung 
in der Migrationspolitik stär-
ken. Im Grunde ein guter Ge-
danke. Etwa 180 Staaten, also ein Großteil der 
internationalen Gemeinschaft, können sich 
mit den Inhalten identifizieren. Die USA, Aust-
ralien und einige EU-Staaten darunter Ungarn, 
Österreich und eventuell Tschechien und Kro-
atien lehnen ihn ab. Sie befürchten, dass der 
Vertrag ihre nationale Souveränität einschrän-
ke. Auch bei uns im Land regt sich der Wider-
stand. Es wird zumindest gefordert, dass aus-
führlicher über die Inhalte und Auswirkungen 
des Migrationspaktes debattiert wird. 

Die Migration gehört seit Jahren auch zu 
den Kernbereichen der Arbeit unserer Kom-

munalpolitischen Vereinigung. Spätestens im 
„Flüchtlings-Herbst“ im Jahr 2015 und den 
Monaten danach wurde uns ungeschminkt vor 
Augen geführt, dass uns die Probleme in an-
deren Ländern - oder besser ausgedrückt - die 
Menschen dort nicht egal sein dürfen.

der die Idee aus voller Über-
zeugung proaktiv begleitet. 
Mit Rainer Meutsch, dem 
Gründer der Stiftung „Fly and 
Help“, haben wir einen star-
ken Partner an unserer Sei-
te. Er achtet darauf, dass die 
Schulprojekte nach strengen 
Regularien umgesetzt wer-
den. So muss beispielsweise 
der Grund, auf dem die Schu-
len stehen in der Hand der 
Gemeinden stehen und die-
se müssen sich verpflichten, 
den Unterhalt zu sichern. 
Zudem muss der Staat des 

Schwellenlandes qualifizierte Lehrer entsen-
den und diese bezahlen. Gemeinsam mit „Fly 
and Help“ konnte schon über eine Million Eu-
ro an Spenden gesammelt und für den Bau von 
36 Schulen eingesetzt werden.

Der Zugang zu Bildung für möglichst alle 
Menschen auf der Welt ist der KPV also ein 
großes Anliegen. Bildung verringert Armut und 
schafft Zukunftsperspektiven vor Ort. Kinder, 
die eine Schulbildung bekommen, können sich 
Existenzen in ihren Heimatländern aufbauen. 
Der Bau von Schulen ist zwar nur ein Puzzle-
teil, aber nichtsdestotrotz ein wirksamer Bei-

Machen Sie mit!
„1000 Schulen  

für unsere Welt“
Die Antwort der KPV auf die Diskussion  

um den Migrationspakt

Fest steht für uns: Wer in Not ist, der be-
kommt in unserem Land Hilfe und Sicherheit. 
Doch dies bedeutet nicht automatisch, dass 
wir alle aufnehmen können, die in ihren Her-
kunftsländern - vor allem in Afrika - wenig Le-
bensperspektiven sehen und nachvollziehbar 
am Wohlstand der prosperierenden Regionen 
teilhaben wollen. Also gilt es durch eine geziel-
te Entwicklungshilfe unsererseits zu ermögli-
chen, dass sich die Menschen dort selbst ein 
Leben ohne Hunger, mit festem Dach, erfül-
lenden Tätigkeiten bzw. Berufen und mit posi-
tiven Lebensaussichten schaffen können. 

Aus kommunaler Sicht könnten man sich 
in diesem Zusammenhang bequem zurückle-
gen und den Ball an die Bundesregierung ab-
spielen. Ja, es ist im Grund auch deren Job in 
der Außen- und Weltpolitik Akzente zu setzen. 
Aber wir sitzen doch im Grunde alle in einem 
Boot und jeder sollte in seinem Wirkungskreis 
und mit seinen Kompetenzen einen Beitrag 
leisten. So sehe ich das jedenfalls.

Ein herausragendes Beispiel, dass auch ei-
ne kommunale Ebene in der Entwicklungshilfe 
höchst erfolgreich tätig sein kann, zeigt sich an 
dem Beispiel der Initiative „1000 Schulen für 
unsere Welt“, die auf eine Idee unserer KPV 
sowie von mir persönlich zurückgeht. Mithilfe 
intensiver Überzeugungsarbeit und vielen Ge-
sprächen auf Bundesebene ist es uns gelungen, 
dieses Projekt als große Gemeinschaftsinitiati-
ve der Kommunalen Spitzenverbände (Deut-
scher Städtetag, Deutscher Landkreistag und 
Deutscher Städte- und Gemeindebund) zu ins-
tallieren. Als Schirmherr konnte Bundesminis-
ter Dr. Gerd Müller, MdB gewonnen werden, 

trag zur Entwicklungszusammenarbeit, zur Be-
kämpfung von Fluchtursachen und zur Verbes-
serung der Lebenssituationen in Ländern des 
Globalen Südens – quasi unsere Antwort als 
KPV auf die Diskussion um den Migrationspakt.

Um dahingehend ein klares Zeichen zu set-
zen, hat sich die Bundes-KPV zum 70-jähri-
gen Jahrestag ihrer Gründung selbst ein Ge-
burtstagsgeschenk gemacht und finanziert aus 
Spenden den Bau einer Schule in Äthiopien. 

Anfangs war nicht daran zu denken, dass das 
Projekt eine solche positive Dynamik entwi-
ckelt. Im Rahmen der KPV-Bundesversamm-
lung haben sich sogar politische Größen wie 
Annette Kramp-Karrenbauer, Friedrich Merz, 
Jens Spahn und unser Europa-Spitzenkandidat 
Manfred Weber von dieser direkten Entwick-
lungshilfe sichtlich beeindrucken lassen. 

Auch der Kanzlerin und vor wenigen Tagen 
unserem bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder konnten wir unsere Idee schon 
in persönlichen Gesprächen nahebringen. Dies 
macht Hoffnung auf neue Mitstreiter, Spen-
der und natürlich vor allem auf viele zusätzli-
che Schulen.

Sehr geehrte kommunale Mandatsträger, 
liebe Kolleginnen und Kollegen,
die KPV und auch ich persönlich würden uns 
sehr freuen, wenn Sie sich ebenfalls mit unse-
rem nachhaltigen Projekt zur Fluchtursachen-
bekämpfung identifizieren könnten. Vielleicht 
unterstützen Sie unsere Initiative durch einen 
Spendenaufruf oder noch besser durch den 
Bau einer eigenen Schule Ihrer Gemeinde, Ih-
rer Stadt, Ihres Landkreises oder Ihres Bezirkes 
in einem Schwellenland. 

Sollten Sie noch weitere Informationen be-
nötigen, können Sie mich persönlich anspre-
chen. Vor wenigen Tagen hat mich unser Bun-
desentwicklungshilfeminister unter anderem 
auch deshalb zum ehrenamtlichen „Botschaf-
ter für kommunale Entwicklungsarbeit“ er-
nannt. Für mich ist es ein weiterer Motivati-
onsschub, in diese Richtung Gutes zu tun und 
gleichzeitig einen kleinen Beitrag zur positiven 
Entwicklung im Bereich Migration zu leisten, 
der auch unsere Kommunalpolitik nachhaltig 
beeinflusst. 

Alle Informationen zu dem Projekt „1000 
Schulen für unsere Welt“ finden Sie im Inter-
net unter: 
www.1000schulenfuerunserewelt.de

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Präsidium des Deutschen Städtetages:

Wohnraumoffensive  
und Gute-Kita-Gesetz

„Die angekündigte Wohnraumoffensive muss an Fahrt gewinnen. 
Wir brauchen mehr bezahlbare Wohnungen in guter Qualität und 
zwar schnell“, forderte der Präsident des Deutschen Städtetages, 
Oberbürgermeister Markus Lewe aus Münster, nach Sitzungen 
von Präsidium und Hauptausschuss in Karlsruhe. Es gehe darum, 
den Wohnungsbau zu erleichtern, den Mangel an Bauland zu be-
heben und den Anstieg von Preisen bei Bauland, Baukosten und 
Mieten zu dämpfen. 

Wichtig sei, dass Bund und 
Länder sich verlässlich und lang-
fristig für den sozialen Woh- 
nungsbau engagieren, fuhr Lewe 
fort. Benötigt würden 80.000 
bis 120.000 neue Sozialwoh-
nungen jährlich, wenn es wieder 
mehr sozial gebundenen Wohn-
raum geben soll. Deshalb müs-
se die vom Bund geplante Ände-
rung des Grundgesetzes zum so-
zialen Wohnungsbau bald ver-
abschiedet werden.

Eine zusätzliche Milliarde

Der Bund will den sozialen 
Wohnungsbau mit jeweils ei-
ner Milliarde Euro in den Jahren 
2020 und 2021 mitfinanzieren. 
Lewe zufolge sind die bisherigen 
Zusagen gut, reichen aber nur 
bis zum Ende der Legislaturperi-
ode. „Die Aufgabe ist so wichtig, 
dass der Bund sein finanzielles 
Engagement im Wohnungsbau 
dauerhaft und mindestens auf 
heutigem Niveau über 2021 hin-
aus fortsetzen muss. Die Kom-
munen und die Bau- und Woh-
nungswirtschaft brauchen Pla-
nungssicherheit. Auch die Län-
der sind gefordert: Sie müssen 
die Bundesmittel ergänzen“, be-
tonte der Städtetagschef.

Darüber hinaus seien das zu 
knappe Flächenangebot und 
die hohen Grundstückspreise 
in wachsenden Städten proble-
matisch für den Wohnungsbau. 
Die Städte entwickelten deshalb 
Baulandstrategien, gäben zum 
Teil Grundstücke preisreduziert 
ab und verankerten Quoten für 
bezahlbare Wohnungen in städ-
tebaulichen Verträgen. Sichtba-
rer Erfolg sei beispielsweise die 
aktuell wieder steigende Zahl 
von Baugenehmigungen. 

So wurde heuer bis August 
der Bau von 234.400 Wohnun-
gen genehmigt. Dazu zählen fast  
8 Prozent mehr Wohnungen in 
neuen Mehrfamilienhäusern, die 
vor allem dem Mietmarkt zugu-
te kommen. Außerdem verge-
ben viele Städte Grundstücke 
nicht mehr nach dem Höchst-
gebot, sondern nach nachhal-
tigen und sozialen Kriterien. 

„Bund und Länder sollten das 
unterstützen und stärker dafür 
sorgen, dass auch auf geeigne-
ten Bundes- und Landesflächen 
mehr bezahlbarer Wohnraum 
entstehen kann“, forderte Lewe.

Positiv bewertet er den Be-
schluss der Länder, die Landes-
bauordnungen zu harmonisie-
ren und länderübergreifende 
Typenbaugenehmigungen mög-
lich zu machen. „Das sind wich-
tige Voraussetzungen, damit 
schneller und in Serie kosten-
günstiger gebaut werden kann“, 
unterstrich der Präsident. 

Mietpreisbremse  
wirksam gestalten

Richtig seien auch die Pläne 
der Bundesregierung, die Miet-
preisbremse für Mieter in der 
Praxis wirksamer zu gestalten. 
„Das Mietrecht allein wird kei-
ne Wunder am Wohnungsmarkt 
bewirken. Es kann aber dazu bei-
tragen, den Anstieg von Mieten 
zu begrenzen und zu verhindern, 
einkommensschwache Men-
schen aus ihren angestammten 
Quartieren zu verdrängen. Sinn-
voll sind dafür eine verschärfte 
Mietpreisbremse sowie die Be-
grenzung der Modernisierungs-
kosten, die auf die Mieter um-
gelegt werden können.“

Damit die verschärfte Miet-
preisbremse tatsächlich besser 
wirken kann, müsse die jeweili-
ge ortsübliche Vergleichsmiete 
rechtssicher und unkompliziert 
zu ermitteln sein. Dies gelinge 
am besten mittels anerkannter 
qualifizierter Mietspiegel, die 
transparent erstellt werden auf 
der Grundlage anerkannter sta-
tistischer Methoden und nicht 
gerichtlich angefochten wer-
den können. Die Städte unter-
stützten das Ziel des Bundes ei-
ner möglichst großen Verbrei-
tung „guter“ Mietspiegel. Der 
Bund plant, den Betrachtungs-
zeitraum für die Bestimmung 
der ortsüblichen Vergleichsmie-
te von vier auf sechs Jahre zu 
verlängern. Dies kann aus Sicht 
des Deutschen Städtetags ein 
Signal sein, um Mietpreisanstie-

ge zu dämpfen, muss aber von 
konkreten Änderungen im Miet-
spiegelrecht begleitet werden.

Wie der Präsident weiter aus-
führte, sollten die Kommunen 
wieder aktiv Grundstücke kau-
fen und erschließen sowie die 
lokale Bodenpolitik gemein-
wohlorientiert steuern können. 
Dabei helfen würde ein vom 
Bund einzurichtender Wohn-
bauland- und Erschließungs-
fonds, an dem sich auch die Län-
der beteiligen sollten. Zudem 
benötigten die Kommunen ge-
setzliche Erleichterungen, ins-
besondere im Baugesetzbuch. 
Zum Beispiel müssten das Vor-
kaufsrecht gestärkt und Bauge-
bote erleichtert werden.

Die geplante Anpassung des 
Wohngeldes durch den Bund ist 
aus Lewes Sicht richtig, denn sie 
hilft besonders einkommens-
schwachen Haushalten. Notwen-
dig bleibe aber, das Wohngeld 
regelmäßig an die Mieten- und 
Preisentwicklung anzupassen.

Neben wachsenden Städten 
gebe es auch Städte mit vielen 
leerstehenden Wohnungen und 
fallenden Preisen. Diese Städte 
dürften nicht vergessen werden, 
forderte der Verbandschef. Des-
halb müssten in der Kommission 
„Gleichwertige Lebensverhält-
nisse“, in der Bund, Länder und 
Kommunen zusammenarbeiten, 
Schritte entwickelt werden, da-
mit benachteiligte Städte und 
Regionen aufholen können und 
handlungsfähiger werden.

Stichwort Kinderbetreuung: 
Der Deutsche Städtetag begrüßt, 
dass der Bund mit dem Gute-Ki-
ta-Gesetz aktiv geworden ist, 
um die Qualität in der Kinder-
tagesbetreuung schrittweise zu 
verbessern. Jetzt komme es zu-
nächst darauf an, dass die Länder 
auch eigene Finanzmittel bereit-
stellen. Zudem müsse die kom-
munale Ebene bei den Verhand-
lungen mit den jeweiligen Län-
dern einbezogen werden.

Qualität bedarfsgerecht  
ausbauen

Wie der Vizepräsident des 
Deutschen Städtetages, Ober-
bürgermeister Dr. Ulrich Maly 
aus Nürnberg, hervorhob, „sind 
die bis zum Jahr 2022 eingeplan-
ten 5,5 Milliarden Euro des Bun-
des ein guter Anfang, um die 
Qualität in den Kindertagesstät-
ten schrittweise voranzubrin-
gen. Dabei muss der regional 
unterschiedliche Bedarf in den 
Bundesländern berücksichtigt 
werden. Gleichzeitig bauen die 
Städte ihr Angebot an Kita-Plät-
zen weiter aus, denn der Bedarf 
an Kinderbetreuung steigt wei-
ter an. Damit die Qualitätsver-
besserungen nachhaltig wirken, 
muss sich der Bund allerdings 
dauerhaft engagieren und müs-
sen auch die Länder ihren Bei-
trag beisteuern. Die wichtigen 
Ziele des Gute-Kita-Gesetzes 
dürfen durch eine Befristung 
nicht gefährdet werden. “

Zu Qualitätsverbesserungen 
zählten beispielsweise eine bes-
sere Personalausstattung, zu-
sätzliche Sprachförderung oder 
mehr Unterstützung für die Ki-
ta-Leitungen. Dazu schließen 
Bund und Länder Vereinbarun-
gen ab. „Wichtig für die Städte 
ist vor allem, dass die Bundes-
mittel unmittelbar zu den Kom-
munen gelangen und konkret 
für die lokalen Ziele für eine bes-
sere Qualität eingesetzt werden. 
Denn es sind die Städte, die für 
attraktive Angebote in der Kin-
derbetreuung sorgen. Die Qua-
lität sollte bei dem Einsatz der 
Bundes- und Landesmittel Vor-
rang haben““, erläuterte Ma-
ly. Wichtig sei, Eltern mit niedri-
gen Einkommen von Kita-Beiträ-
gen zu entlasten. Qualitätsver-
besserungen müssten in enger 
Absprache mit der kommunalen 
Ebene erfolgen. Nur so könnten 
ihre Erfahrungen, die praktische 
Umsetzbarkeit von Maßnahmen 
und die konkreten Bedarfe vor 
Ort berücksichtigt werden. DK

Gold, Silber und Bronze für 
Bayerns schönste Dörfer

Veitshöchheim. 237 bayerische Dörfer waren zum Wettbe-
werb angetreten, 15 davon erhielten jetzt die begehrten 
Medaillen. Drei Mal Gold, fünf Mal Silber und sieben Mal 
Bronze überreichte Landwirtschaftsministerin Michaela Ka-
niber bei der Abschlussveranstaltung des 26. Landeswettbe-
werbs „Unser Dorf hat Zukunft“. 

„Auf diese Auszeichnung können Sie stolz sein. Sie haben 
mit Ideenreichtum und Engagement Beispielhaftes für Ihre 
Dörfer geleistet“, sagte Kaniber in ihrer Laudatio. Nach ihren 
Worten gehört der Wettbewerb seit der ersten Austragung 
1961 zu den bedeutendsten Bürgerinitiativen Bayerns. Mehr 
als 27 000 Ortschaften haben sich seither landesweit betei-
ligt. „Der Einsatz aktiver Dorfgemeinschaften trägt maßgeb-
lich dazu bei, ein lebenswertes Umfeld auf dem Land zu för-
dern und die soziale und strukturelle Entwicklung in den Dör-
fern zu schaffen“, so Kaniber. Das Engagement der Teilnehmer 
sei eine wertvolle Investition in die Attraktivität der ländli-
chen Räume.

Die meisten der 237 bayerischen Teilnehmer kamen dies-
mal aus Oberfranken (85 Dörfer), gefolgt von der Oberpfalz 
(44), Mittelfranken (43), Niederbayern (23), Unterfranken (22), 
Schwaben (13) und Oberbayern (7). Die Siegerdörfer sind: As- 
ten, Binzwangen, Gestratz, Großbardorf, Harsdorf, Heidelheim, 
Hellmitzheim, Issigau, Lam, Moos, Niederwinkling, Oberleiter-
bach, Pfofeld, Ursensollen und Wald. Die drei Golddörfer Ge-
stratz, Hellmitzheim und Niederwinkling erhalten neben der 
Medaille 5.000 Euro Preisgeld und vertreten Bayern im nächs-
ten Jahr auf Bundesebene. Asten, Harsdorf, Heidelheim, Lam 
und Moos wurden zusätzlich mit Sonderpreisen ausgezeichnet. 

Weitere Informationen zu den Siegern und zum Wettbe-
werb unter www.dorfwettbewerb.bayern.de. r
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(Fortsetzung von Seite 1)
für die Kommunen unverzicht 
bar und mit einem Aufkommen 
von rund 13 Milliarden Euro ins-
gesamt eine erhebliche Einnah-
mequelle. Eine einvernehmliche 
Einigung der 16 Bundesländer 
auf eine Neuordnung der Be-
messungsgrundlagen ist bislang 
nicht erfolgt. Aber die Entschei-
dung des Bundesverfassungsge-
richts zur Grundsteuer hat aku-
ten Handlungsbedarf ausge-
löst. Die Grundsteuer ist eine 
unverzichtbare Einnahmequelle 
der Kommunen. Sie ist auch die 
einzige direkte Verbindung der 
Kommune zu ihren Einwohnern, 
weil die Grundsteuer über die 
Mietverträge als Nebenkosten 
praktisch 1:1 vom Eigentümer/
Vermieter an die Mieter weiter-
gegeben wird. Bei den Selbst-
nutzern ihres Eigentumes tritt 
diese Wirkung direkt ein. Des-
halb hat diese Steuer neben der 
Fiskalfunktion eine wichtige ge-
sellschaftspolitische Funktion. 
Sie vermittelt den Einwohnern 
direkt die Verbindung zwischen 
Forderungen an die Gemein-
schaft und Finanzierung deren 
Kosten.“

Weitere Entlastung  
der Kommunen

In einem weiteren Beschluss 
zur Umsatzsteuer heißt es: „Die 
KPV begrüßt, dass der Bund die 
Kommunen im Jahr 2019 wei-
ter entlastet. Aufgrund der voll-
ständigen Übernahme der Kos-
ten für Unterkunft und Heizung 
(KdU) für anerkannte Asyl- und 
Schutzberechtigte erhöht sich 
der Bundesanteil. Um eine Bun-
desauftragsverwaltung zu ver-
meiden, sieht das Entlastungs-
paket (5 Mrd. Euro) vor, dass die 
KdU-Beteiligung des Bundes um 
1 Mrd. Euro reduziert und der 
Gemeindeanteil an der Umsatz-

steuer um 1 Mrd. Euro erhöht 
wird. Daran darf nicht gerüt-
telt werden. Wir begrüßen eine 
bessere horizontale Verteilung 
beim gemeindlichen Umsatz-
steueranteil. Dies ist ein sinnvol-
ler dauerhafter unmittelbarer 
Transferweg zwischen Bund und 
Kommunen.“

Zudem lehnt die Bundes-KPV 
„eine Verlängerung oder gar ei-
ne Neueinführung einer erhöh-
ten Gewerbesteuerumlage oder 
einer vergleichbaren Zahllast“ 
nachdrücklich ab. „Wir wen-
den uns auch gegen jedwede 
Aufrechnung zum Nachteil der 
Kommunen.“

Stärkung des  
Bundesfreiwilligendienstes

Darüber hinaus begrüßt die 
Kommunalpolitische Vereini-
gung der CDU und CSU Deutsch-
lands die Debatte um eine allge-
meine Dienstpflicht, die Rück-
nahme der Wehrpflichtaus-
setzung und die Stärkung des 
Bundesfreiwilligendienstes. 
„Wir setzen uns dafür ein, den 
Gemeinsinn durch einen Dienst 
für die Gesellschaft zu stärken. 
Wir wollen dabei die Frage der 
gesellschaftlichen Verantwor-
tung des Einzelnen wieder in 
den Mittelpunkt rücken.“

Orientierung an den  
Bedürfnissen der Menschen

Wie einem weiteren Be-
schluss zu entnehmen ist, muss 
die Gestaltung der Digitalisie-
rung dem Menschen dienen 
und die Transformation sich in 
allen Lebensbereichen an den 
Bedürfnissen der Menschen ori-
entieren. „Wichtig ist es, sich 
auf Veränderungen einzustel-
len, die Eigenverantwortung zu 
stärken, Kreativität zu fördern 
und die Vernetzung untereinan-

(Fortsetzung von Seite 1)
(Baukonzessionsvergabe). In je-
dem Fall werden die förderfä-
higen Kosten bis zu 80 % bezu-
schusst, bei Gemeinden „mit 
besonderem Handlungsbedarf“ 
sogar mit 90 %. Die förderfähi-
gen Kosten müssen mindestens 
25.000 Euro betragen. 

Der Förderhöchstbetrag be-
trägt 500.000 Euro pro Gemein-
de, bei interkommunaler Zu-
sammenarbeit erhöht sich die 
Fördersumme pro Gemeinde 
um 50 000 Euro. Die Anträge zur 
Förderung können auf der In-
ternetseite gestellt werden. Da-
rüber hinaus gibt es die Mög-
lichkeit, dass Netzbetreiber die 
Masten des staatseigenen Be-
hördenfunks (BOS) „ertüchti-
gen“, was ebenfalls zu 80 % ge-
fördert wird. Das Ziel sei die Er-
richtung von 1.000 Masten. Pa-
rallel dazu hätten auf Drängen 
der Politik die Netzbetreiber seit 
Jahresbeginn schon mehr als 
100 neue Masten errichtet und 
mehr als 800 bestehende mit 
besserer Technik ausgerüstet.

Aiwanger kann sich vorstel-
len, dass Funkmasten entlang 
von Bundesstraßen und Bahn-
stecken aufgestellt werden kön-
nen. Die Kommunen jedenfalls 
sollen freiwillig mitmachen, 
aber auf keinen Fall dazu ge-
zwungen werden, „was der Fall 
wäre, wenn der Bund die Mas-
ten aufstellen würde“. Man wol-
le die Bürger und die Bürger-
meister nicht übergehen, son-
dern zur Mitarbeit bei der Mas-
tenerstellung gewinnen mit dem 
Argument „Wenn nicht wir, wer 
denn sonst?“ Kommunen müss-
ten nicht mitfinanzieren, könn-
ten es aber tun, um sich später 
Einnahmen zu sichern.

Als nächste Schritte schreibt 
das EU-Beihilferecht sogenann-
te Markterkundungen vor, al-
so die Abfrage bei Mobilfunk- 
unternehmen, ob ein eigenwirt-
schaftlicher Ausbau möglich sei. 
Das im Sommer gegründete bay-
erische Mobilfunkzentrum Re-
gensburg startet mit solchen 
Markterkundungen für betroffe-
ne Gemeinden, von denen 40 ihr 
Interesse an der Förderung be-
reits bekundet hätten. Das Mo-

bilfunkzentrum werde die Kom-
munen beim Förderverfahren 
beraten und begleiten, auch 
durch Musterdokumente und 
Musterverträge. Netzbetreiber 
würden, so Aiwanger, die Vorga-
ben für die Technik liefern und 
bei der Standortsuche helfen.

Bayerns neuer Wirtschaftsmi-
nister geht davon aus, dass die 
anstehende 5G-Frequenzauk- 
tion zur substantiell besseren 
Mobilfunkversorgung im Frei-
staat beiträgt. Ziel sollten nicht 
möglichst hohe Versteigerungs-
erlöse sein, „was die Investiti-
onsanstrengungen der Netzbe-
treiber schwächen würde“, son-
dern die bestmögliche Versor-
gung bei Mobilfunk und künftig 
auch beim autonomen Fahren.

Schwerpunkt Energiewende

Zweiter Aktionsschwerpunkt 
ist die Energiewende, „wo wir 
ein großes Rad drehen müssen. 
Wir brauchen die Energiewen-
de 2.0“. Dabei sei es besonders 
wichtig, Bürger, Kommunen und 
Unternehmen einzubinden. Da-
her gebe es am 13. Dezember ei-
nen Energiegipfel, der dem Aus-
tausch mit der Wirtschaft und 
Experten zu neuen Lösungsan-
sätzen, aber auch zum Stand 
und den Perspektiven der Ener-
giewende dienen soll. Ziel sei 
die Erarbeitung von Eckpunkten 
für ein eigenes bayerisches Kon-
zept für eine dezentrale, sichere 
und preiswerte Energieversor-
gung sowie die Erschließung von 
Chancen für die Wertschöpfung 
vor Ort. Das Konzept sei notwen-
dig, weil absehbar sei, dass die 
vom Bund geplanten neuen Lei-
tungen zumindest nicht recht-
zeitig kommen, aber trotzdem 
die letzten Kernkraftwerke – 
wie vorgesehen – bis Ende 2022 
abgeschaltet werden. Deshalb 
trete Bayern für eine regiona-
le Stromversorgung ein, bei der 
möglichst viele kleine Betriebe 
beteilig werden sollen, um nicht 
energieabhängig zu werden.

Für Aiwanger ist bei der Ener-
gieerzeugung die Akzeptanz der 
Bevölkerung wichtig. Bei der 
Windkraft wird es bei einem Ab-
stand der Windkraftanlagen zum 
nächsten Wohnbereich von 10h 
(10 mal die Höhe der Anlage) 
bleiben. Aber der Minister, der 
vor der Wahl für 8h eingetreten 
war, könnte sich eine solche Ab-
standsreduzierung vorstellen, 
wenn man die Bevölkerung et-
wa über eine Genossenschaft 
an der Anlage beteilige. Die Ge-
nossenschaft könne die Anla-
ge betreiben und die Kommune 
bzw. die Bürger am Gewinn be-
teiligen. Zur Verträglichkeit und 
Nachhaltigkeit müsse man auch 
neue Konzepte suchen, zum Bei-
spiel durch Erdverkabelung oder 
neue Massivmasten statt der 
bisherigen Gitter-Masten, die oft 
zu sperrig in der Landschaft stün-
den. Die Energiewende müsse 
deshalb mit der Landesentwick-
lung verzahnt werden. 

Es gehe künftig nicht nur um 
erneuerbare Energien, son-
dern auch um neue Technolo-
gien, etwa bessere Energiespei-
cher, Power-to-Gas-Technologie 
und auch um Sektorenkopplung. 
Energiewende bedeute nicht 
nur Stromwende, sondern auch 
Wärme- und Verkehrswende. 
Deshalb werde zusammen mit 
dem bayerischen Umweltminis-
terium die Landesagentur für 
Energie und Klimaschutz ins Le-
ben gerufen. Aiwanger: „Wir 
brauchen ein eigenes bayeri-
sches Konzept, weil der Bund 
ein schlüssiges Gesamtkonzept 
für die Energiewende weiterhin 
schuldig bleibt.“ 

Bisher sei die Energiewende 
teuer und wenig effektiv, sodass 
die ambitionierten Klimaziele 
nicht zu erreichen seien. Da-
mit die Energiewende bezahlbar 
bleibe, müsse ihr Konzept strate-
gisch neu ausgerichtet werden. 

Die Ziele Versorgungssicher-
heit, Wirtschaftlichkeit und Nach 
haltigkeit müssten gleichberech-
tigt sein. Dabei seien die Bürger 
mit ins Boot zu holen. Deshalb 
gelte es, „nicht blind an der Tras-
se zu hängen, sondern mehr auf 
regionale Erzeugung zu setzen.“ 
Der Wind habe sich gedreht. 
Deshalb müsse die Energiebera-
tung massiv hochgefahren wer-
den. In diesem Zusammenhang 
wies er darauf hin, dass das Gas-
kraftwerk in Irsching, das derzeit 
nur für den Notfall vorgehalten 
wird, fast so viel Strom liefern 
könnte, wie durch die Nord-Süd-
Leitung herangeschafft werden 
solle. Bei der Fotovoltaik zum 
Beispiel gelte es, sie nicht auf 
guten Ackerböden, sondern auf 
den schlechten zu installieren. 
Wenn man die Anlagen dann 
auf höhere Stelzen setze, erge-
be sich ein Doppelnutzen, indem 
man Schafe das Gras unter den 
Anlagen abweiden lasse. 

Notwendig sei auch ein Sys-
temwechsel beim Erneuerba-
re-Energie-Gesetz (EEG). Hier 
müssten die Anreize räum-
lich und zeitlich stärker am Be-
darf ausgerichtet werden. Netz- 
ausbaukosten müssten je nach 
EE-Standort berücksichtig wer-
den. Kosten für erneuerbare 
Energien müssten integriert ge-
dacht werden.

Regionale Wertschöpfung  
stärken

Als dritten Schwerpunkt hat 
sich Aiwanger vorgenommen, 
die regionale Wertschöpfung zu 
stärken, vor allem im ländlichen 
Raum. Es gelte, die Ballungsräu-
me zu entlasten und die Gemein-
schaft in den Kommunen, die re-
gionale Identität und die traditio- 
nelle Prägung der bayerischen 
Lebensart mit Wirtshäusern, 
Festen und Bräuchen zu stärken. 

Deshalb soll Anfang 2019 ein 
Gaststätten-Modernisierungs-
programm aufgelegt werden, 
denn bayerische Wirtshauskul-
tur sei Aushängeschild des Frei-
staates und Magnet für den Tou-
rismus. 

Ein weiteres Investitionsför-
derprogramm soll es für das Le-
bensmittelhandwerk geben, das 
eine tragende Säule regionaler 
Wirtschaftskreisläufe in ländli- 
chen Regionen sei. Aiwanger 
denkt besonders an Metzger 
und Bäcker. Das Handwerk si-
chere nämlich auch die Zu-
kunft der Landwirtschaft und 
sei Standortfaktor für andere 
mittelständische Betriebe. Der 
Rückgang der kleinen Hand-
werksbetriebe sei auf dem Lan-
de markanter als in der Stadt. 
Das Ministerium habe zusam-
men mit dem bayerischen Hand-
werkstag einen Auftrag zur Prü-
fung von Unterstützungsmög-
lichkeiten erteilt. Dabei geht es 
um den Abbau des Investitions- 
staus und der Hemmnisse bei 
der Betriebsübergabe. 

Roland Weigert, ehemals Land-
rat im Landkreis Neuburg/Schro-
benhausen, und jetzt Staats- 
sekretär im Wirtschaftsminis-
terium, sieht in der Landesent-
wicklung ein fundamentales 
Thema. Er verteidigte auf An-
frage der Presse, dass im Pro-
gramm für neue Hochwasser-
schutz-Polder an der Donau drei 
Polder gestrichen wurden. Die-
se seien in Bertoldsheim und 
im Landreis Regensburg am fal-
schen Ort, weil sie bei eventu-
eller Flutung das Grundwasser 
steigen ließen, sodass es in die 
Keller der Häuser drücke. Ande-
rerseits aber würden diese Pol-
der flussabwärts auf 70 bis 100 
km nichts bewirken, zumal auf 
dieser Strecke zahlreiche Zuflüs-
se zur Donau für Wasser-Nach-
schub sorgten. Der Hochwasser-
schutz müsse vielmehr regional 
organisiert werden, sagte Wei-
gert. Das komme zudem wesent-
lich billiger.  dhg.

Deutscher Landkreistag:

Digitalpakt und Hartz IV
Als „Verfassungsschrott“ hat der Deutsche Landkreistag die erziel-
te Einigung zur Änderung des Grundgesetzes in Art. 104c u.a. für 
den sog. Digitalpakt Schule bezeichnet. „Sollte es tatsächlich so 
kommen, dass über die vorgesehene Grundgesetzänderung auch 
Personalkosten der Länder in Bildungseinrichtungen vom Bund 
mitfinanziert werden können, tragen wir eine letzte wesentliche 
Kernkompetenz der Länder zu Grabe“, machte Hauptgeschäfts-
führer Prof. Dr. Hans-Günter Henneke deutlich. 

Hinzu kommt aus seiner Sicht, 
„dass diese Personalkosten den 
für kommunale Infrastruktur-
maßnahmen bereitstehenden 
Mitteln wieder entnommen wer- 
den, so dass letztlich die ur-
sprünglich begünstigten Kom-
munen weniger Geld für die Bil-
dungsinfrastruktur erhalten“. 
Daran könne niemand – vor al-
lem nicht die Länder selbst – ein 
ernsthaftes Interesse haben.

Richtig sei, dass die digita-
le Ausstattung der Schulen und 
sonstiger Bildungseinrichtungen 
verbessert werden müsse. Die 
Länder dürften in Anbetracht 
dieser neuen und teuren Her-
ausforderung aber nicht zu der-
art grundlegenden Zugeständ-
nissen im Sinne einer starken 
inhaltlichen Mitsprache bereit 
sein, so Henneke. Es sei der ver-
fassungsrechtlich vorgesehene 
Mechanismus, es über Umsatz-
steueranteile zugunsten der Län-
der und Kommunen zu regeln, 
sollte sich eine Aufgabe wie die-
se derart ausweiten, dass deren 
Finanzen nicht mehr ausreichen.

Massiver Einschnitt in das 
föderale Verfassungsgefüge

Laut Deutschem Landkreis-
tag ist die Grundgesetzänderung 
ein tiefgreifender und vor allem 
strukturverändernder Einschnitt 
in das föderale Verfassungsgefü-
ge. „Damit ist nicht weniger ver-
bunden als ein deutlicher Ver-
antwortungsverlust vor Ort zu-
gunsten der ‚Goldenen Zügel‘ 
aus Berlin. Was die Landkrei-
se stattdessen brauchen, ist ei-
ne Stärkung bzw. zumindest ei-
ne Beibehaltung dezentraler 
Gestaltungsmacht und Verant-
wortung. Damit brechen die 
vorliegenden Verfassungsände-
rungen völlig. Das können wir 
nicht gutheißen, zumal im Sal-
do die Personalkostenzuschüs-
se des Bundes an die Länder 
durch Minderung der Mittel in 
die kommunale Infrastruktur er-
bracht werden“, unterstrich der 
Hauptgeschäftsführer.

Es sei ein Trugschluss, die Mil-
liarden des Bundes würden mit 
einem Ruck die Bildungssituati-
on im Lande verbessern: „Statt-
dessen geben die Länder mit 
den Bildungskompetenzen ihr 
wichtigstes Pfund leichtfertig 
und sehenden Auges aus der 
Hand“, urteilte Henneke.

In der politischen Diskussion 
um die Zukunft der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende (Hartz 
IV) hat der Deutsche Landkreis-
tag davor gewarnt, die Erfolge 
der Arbeitsmarktreform kleinzu-
reden und eine Debatte zu füh-
ren, wonach in Deutschland das 
Überleben der Menschen ernst-
haft in Frage stehe. Wie Präsi-
dent Landrat Reinhard Sager 
ausführte, wäre dies völlig ab-
surd. Das System sei besser als 
sein Ruf. Das austarierte Verhält-
nis von Fördern und Fordern ha-
be sich bewährt. Die Reform sei 
mitverantwortlich dafür, dass 
Deutschland in Sachen Beschäf-
tigung heute so gut dasteht.

Vor allem profitierten Men-
schen, die nur vorübergehend 
auf Leistungen der Jobcenter 
angewiesen sind. „Allerdings 
müssen die rechtlichen Rege-
lungen deutlich vereinfacht wer-
den. Das betrifft etwa das kom-
plizierte System der Sanktionen. 
Diese brauchen die Jobcenter 
zwar weiterhin als Instrumenta-
rium, aber man sollte die schär-
feren Sonderregelungen für jun-
ge Menschen streichen.“ 

Eine „Abschaffung von Hartz 

IV“ könne und dürfe kein politi-
sches Ziel sein, so Sager. In den 
ostdeutschen Ländern habe sich 
die Zahl der Leistungsempfänger 
beispielsweise seit der Einfüh-
rung im Jahre 2005 um etwa 40 
% reduziert. Die aktuelle Debat-
te werde einseitig geführt: „Aus-
geblendet werden beispielswei-
se die immensen Beträge, die 
die Jobcenter an Leistungsbe-
rechtigte zahlen. Allein für Re-
gelleistungen und Wohnkos-
ten geben die Jobcenter jährlich 
über 30 Mrd. Euro aus. Damit ist 
unser Sozialstaat in diesem Be-
reich sehr kraftvoll aufgestellt.“

Leben von der  
eigenen Hände Arbeit

Die gesamte Diskussion habe 
im Frühjahr schon einmal statt-
gefunden und teils absurde Züge 
getragen: „Sie konzentriert sich 
ausschließlich auf Transfers, die 
an Bedürftige gezahlt werden. 
Zu wenig gesprochen wird dar-
über, den Menschen einen Weg 
aus der Unterstützung heraus zu 
bahnen. Es geht doch in erster 
Linie darum, dass man von sei-
ner eigenen Hände Arbeit leben 
können muss.“ Von daher sei-
en auch neuerliche Vorschläge 
in Richtung eines bedingungslo-
sen Grundeinkommens der fal-
sche Weg. „Denn dadurch wür-
den die Anreize zur Aufnahme 
einer Beschäftigung sinken. Für 
viele Menschen würde es finan-
ziell egal sein, ob sie arbeiten 
oder zu Hause bleiben. Wir müs-

sen zudem den Abstand zu regu-
lären Arbeitseinkommen beach-
ten“, erläuterte der Präsident.

Weil eine Integration in Arbeit 
aber das Ziel sei, bräuchten die 
Jobcenter mehr flexible Instru-
mente und mehr Finanzmittel: 
„Die Nachqualifizierung oder die 
Beseitigung grundlegender Ver-
mittlungshemmnisse wie Sucht- 
oder Gesundheitsprobleme ist 
eine sozialpolitische Kernerauf-
gabe. Es kann daher nicht sein, 
dass die Jobcenter für einen 
Langzeitarbeitslosen nur etwa 
ein Viertel des Budgets zur Ver-
fügung haben, das die Arbeits-
agenturen für einen kurzzeitig 
Arbeitslosen ausgeben können.“

Instrumentenkoffer  
der Jobcenter

Zum Instrumentenkoffer der 
Jobcenter zähle auch die Mög-
lichkeit von Leistungskürzungen: 
„Für die Mitarbeiter der Jobcen-
ter ist das eine wichtige Handha-
be, ohne die sich manche Men-
schen eben nicht engagieren 
und das nötige Maß an Koope-
ration und Bemühen zeigen. Da-
für sind Sanktionen unerlässlich, 
wobei es natürlich das Beste ist, 
davon gar nicht erst Gebrauch 
machen zu müssen.“ Die im Ver-
hältnis zur Zahl der Leistungsbe-
rechtigten niedrige Sanktions-
quote von gut 3 Prozent im ver-
gangenen Jahr zeige, dass es in 
der Regel gelingt, zu einer Ver-
ständigung zu kommen.

Dennoch seien Änderungen 
notwendig, unterstrich Sager: 
„Wir setzen uns dafür ein, dass 
die Regelungen für Jobcenter 
und Leistungsempfänger ein-
facher werden. Hilfreich wäre, 
wenn die heutigen Sonderre-
gelungen bei Pflichtverletzun-
gen von Personen unter 25 Jah-
ren gestrichen werden würden.“ 
Es gäbe dann einheitliche Sank-
tionsregelungen für alle Leis-
tungsempfänger. Dies sei ausrei-
chend.  DK

Freiräume für ...

der herzustellen. Hier ist Politik 
auf allen Ebenen dauerhaft ge-
fordert. Wir wollen aus kommu-
naler Sicht Anstöße dazu geben 
und Kommune ins digitale Zeit-
alter übersetzen.“

Keine neuen Aufgaben ohne 
gesicherte Finanzierung

Im Verbot des Bundesdurch-
griffs auf die Kommunen sieht 
die KPV schließlich den schärfs-
ten Schutz vor der Übertragung 
neuer Aufgaben ohne ausrei-
chende Finanzierung. Die Ände- 
rung des Grundgesetzes Art. 
104c, mit der alle Kommunen 
von Investitionen des Bundes 
profitieren, ist aus Sicht der 
Kommunalvereinigung nur der 
zweitbeste Weg, um Bildungs-
infrastruktur vor Ort zu fördern. 
Für die KPV wäre ein Staatsver-
trag mit klaren Verpflichtun-
gen der Länder, Mittel des Bun-
des an die Kommunen 1:1 wei-
terzuleiten, der bessere Weg. 
In jedem Falle müsse es ein ab-
gestimmtes Vorgehen zwischen 
Bund und Ländern geben und si-
chergestellt werden, dass Bun-
desmittel nicht einfach Landes-
programme ersetzen, sondern 
zusätzlich in die Bildungsinfra-
struktur investiert wird.

„Falls der Bund finanzielle Mit-
tel den Kommunen bereitstellen 
möchte, kann er über den kom-
munalen Anteil an der Umsatz-
steuer zielgenau die Kommu-
nen stärken und mit den Län-
dern (als Kommunalaufsicht) die 
Verwendung der Mittel sicher 
vereinbaren“, heißt es abschlie-
ßend.  DK

Bayerns Wirtschaftsminister ...
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Die Energieversorgung von morgen wird dezentral. Dafür ist
das Bayernwerk gerüstet und entwickelt Lösungen für die
neue Energiewelt in  Bayern: von der Straßenbeleuchtung,
über den EnergieMonitor bis zur effizienten Anlage zur
 Energieerzeugung und -verteilung. Wir sind der fachkundige
Partner für Unternehmen, Privatpersonen oder Kommunen.
Sprechen Sie uns bitte an, wir beraten Sie gerne!

www.bayernwerk.de

Ihr Partner für 
die Energiezukunft.

Digitales Licht  
für Stadt und Straße

Effizient, vernetzt und zukunftsfähig: LED-Beleuchtung

Energieeffiziente LED-Beleuchtungssysteme sind Schlüsseltechno-
logie für den Klimaschutz und leisten einen entscheidenden Bei-
trag, die Klimaziele der Bundesregierung zu erreichen: Weitge-
hende Treibhausgasneutralität bis zur Mitte des Jahrhunderts ist 
der Plan. Auch Kommunen müssen ihren Kohlendioxidausstoß be-
trächtlich begrenzen. In vielen Städten und Gemeinden macht al-
lein die Außenbeleuchtung 30 bis 50 Prozent des gesamten kom-
munalen Stromverbrauchs aus – in kleineren Ortschaften oft sogar 
mehr. Wer herkömmliche Leuchten gegen LED-Leuchten austauscht 
und den Lichteinsatz effektiv steuert, kann viel zur Reduktion von 
Kohlendioxid beitragen und bis zu 80 Prozent Energie einsparen. 

Beleuchtung soll Architek-
tur bei Nacht inszenieren und 
die Sicherheit im öffentlichen 
Raum gewährleisten. Fort-
schrittliche Lichtmanagement- 
und Steuerungstechnik bietet 
Kommunen, Energieversorgern 
und Unternehmen vielfältige 
Möglichkeiten und smarte Lö-
sungen für diese Aufgaben. 

Dank Bewegungs- und Licht- 
sensoren lassen sich Lichtver-

brauch und -helligkeit sparsam 
und intelligent steuern. Das 
Licht muss hell genug sein, da-
mit sich Autofahrer und Fuß-
gänger optimal orientieren 
können und Kriminalität vor-
gebeugt wird. Um Energiekos-
ten zu minimieren, wird das Be-
leuchtungsniveau in der Nacht 
automatisch gedimmt. Bei Ver-
anstaltungen kann es hingegen 
erhöht werden, um dem Publi-

kum den sicheren Heimweg zu 
ermöglichen. Die Umwandlung 
eines Beleuchtungssystems in 
ein Datennetz mit Powerline 
oder Funkkommunikation, er-
möglicht die zentrale Fernsteu-
erung und -überwachung.

Individueller Bedarf  
wird berücksichtigt

Die Lichtverteilung von LED- 
Leuchten lässt sich zudem viel 
präziser auf den jeweiligen Be-
darf anpassen. Statt hoher Streu-
verluste wird das Licht nur dort-
hin gelenkt, wo es gebraucht 
wird: auf die Fahrbahn und den 
Bürgersteig anstatt in Vorgär-
ten und Schlafzimmer. Zusam-
men mit bedarfsgerechter Licht-
steuerung hat eine umfassende 
Modernisierung der Beleuch-
tung das Potential, die Lichtver-

schmutzung wesentlich zu ver-
ringern.

In der Smart City kann die Be-
leuchtungsinfrastruktur zusätz-
lich zur klassischen Beleuchtung 
auch der Erfassung und Verbrei-
tung von Informationen dienen 
und damit Synergien freisetzen: 
Aus Lichtmasten werden etwa 
WLAN-Hotspots, Luftqualitäts-
messstationen, Verkehrs- und 
Parkleitsensoren. Vernetzte und 
intelligente Straßenbeleuchtung 
übernimmt dabei Aufgaben des 
Parkraummanagements, der 
Verkehrssteuerung und der öf-
fentlichen Sicherheit.

Kostenfaktor: Wartung

LED-Straßenleuchten haben ei-
ne lange Lebensdauer. Mussten 
früher nach etwa zwei bis vier 
Jahren alle Leuchtmittel ersetzt 
werden, sind heutige LED-Modu-
le und Betriebsgeräte auf Wech-
selintervalle von zwölf bis 15 Jah-
ren ausgelegt. Auch die bedarfs-
gerechte Steuerung verlängert 
die Lebensdauer. Vernetzte An-
lagen melden zudem Betriebszu-
stände und Ausfälle an die Zen-
trale und erleichtern die War-
tungsplanung.

Kommunen, Einrichtungen und 
Betriebe mit kommunaler Betei-
ligung konnten bis Ende Septem-
ber 2018 Fördermittel für Sanie-
rung der Außen- und Straßen-
beleuchtung, von Lichtsignal- 
anlagen und Innen- und Hallenbe-
leuchtung beantragen. Das Bun-
desministerium für Umwelt, Na-
turschutz und nukleare Sicher-
heit (BMU) unterstützt investi-
ve Klimaschutzmaßnahmen, die 
kurz-, mittel- und langfristig zu 
einer direkten und nachhaltigen 
Reduzierung von Treibhausgas- 
emissionen führen. Weitere In-
formationen bietet die LED-Leit-
marktinitiative. r

MVV beschließt  
überarbeitete Tarifreform

Geht es nach den Vorstellungen des MVV, ist die Umsetzung der über-
arbeiteten Tarifreform beschlossene Sache. An den Reformarbeiten wa-
ren die Landeshauptstadt München, acht Landkreise sowie Verkehrsun-
ternehmen und Fahrgastverbände beteiligt. Im nächsten Schritt werden 
nun die Zustimmung des Münchner Stadtrates und der Kreistage der 
Verbundlandkreise eingeholt. Bei positivem Votum der Gremien tritt die 
Neuerung zum Fahrplanwechsel am 15. Dezember 2019 in Kraft.

Der künftige Tarif wird laut 
MVV-Gremium noch einfacher 
und klarer strukturiert sein, mit 
günstigeren Preisen für die brei-
te Mehrheit der Haushalte und 
einem größeren Geltungsbereich 
bei vielen Tickets. Herzstück der 
MVV-Tarifreform ist die Verein-
heitlichung auf sieben Tarifzonen 
und damit die Vereinfachung des 
gesamten Systems, von dem al-
le Fahrgäste in der Landeshaupt-
stadt und den Verbundlandkrei-
sen profitieren. Innerhalb der 
neuen Struktur finden Fahrgäste 
schneller das richtige Ticket, weil 
für das gesamte Sortiment die 
gleiche Logik gilt. Die Tarifgrenzen 
orientieren sich künftig zudem 
klarer an gewachsenen Siedlungs-
strukturen.

Insgesamt wurden Preishärten, 
die in der letzten Vorlage enthal-
ten waren, deutlich abgeschwächt 
oder komplett beseitigt. Zum Aus-
gleich der zu erwartenden Minde-
reinnahmen stellen die MVV-Ge-
sellschafter, Freistaat, Landes-
hauptstadt und Verbundlandkrei-
se, rund 70 Millionen Euro pro 
Jahr zur Verfügung. Über das ge-
samte Tarifsortiment hinweg be-
trachtet kann so eine Preisminde-
rung von rund sieben Prozent er-
zielt werden.

Sehr zufrieden zeigt sich der 
Vorsitzende der MVV-Gesell-
schafterversammlung, Oberbür-
germeister Dieter Reiter mit der 
nun gefundenen Lösung: „Da sich 
der Freistaat Bayern jetzt in glei-
cher Höhe wie die Stadt Mün-

chen an den Kosten der Reform 
beteiligt, konnten wir auch für 
die Münchnerinnen und Münch-
ner weitere deutliche Verbesse-
rungen erreichen. Es ist uns da-
mit gemeinsam gelungen, ein gu-
tes Konsensmodell vorzulegen, 
mit deutlichen Verbesserungen 
für die allermeisten Kundinnen 
und Kunden.“

Mobilität darf nicht  
am Geldbeutel scheitern

Auch Robert Niedergesäß, 
Landrat des Landkreises Ebers- 
berg und Sprecher der MVV-Ver-
bundlandkreise, begrüßt die Be- 
reitstellung weiterer Mittel durch 
den Freistaat: „Es war wichtig 
und richtig, dass wir auf Nach-
verhandlungen beim Freistaat 
Bayern gepocht haben. Zu groß 
waren beim bisherigen Reform-
modell die Härten für einige 
Fahrgastgruppen, insbesondere 
für die Einpendler in den Münch-
ner Außenraum und die Senio-
ren. Wir sind Ministerpräsident 
Markus Söder sehr dankbar, dass 
er Wort gehalten hat und der 
Freistaat nun 35 Millionen Euro 
pro Jahr in einen möglichen De-
fizitausgleich einbringt. Neben 
vielen Vorteilen für die Fahrgäs-
te in der Region bin ich auch be-
sonders stolz darauf, dass es ge-
lungen ist, nun ein verbundwei-
tes Sozialticket durchzusetzen 
– Mobilität darf nicht am Geld-
beutel scheitern.“

Dachaus Landrat Stefan Löwl, 

der als stellvertretender Spre-
cher der MVV-Verbundlandkrei-
se bei den Planungen und Ver-
handlungen mitwirkte, bezeich-
net die MVV-Tarifreform als einen 
wichtigen Schritt zur Steigerung 
der Attraktivität des ÖPNV im ge-
samten Verbundraum. „Es ist nun 
nicht nur gelungen, mit den neu-
en Tarifen einen ausgewogenen 
Mix aus Einfachheit, Gerechtigkeit 
und Ergiebigkeit zu schaffen, son-
dern auch eine deutliche Senkung 
der Tarife für viele Nutzer, insbe-
sondere die regelmäßigen Pend-
ler“, so Löwl. Nur durch eine stär-
kere Nutzung des ÖPNV seien die 
verkehrlichen Herausforderungen 
der Region zu bewältigen.

Freisings Landrat Josef Hauner 
zufolge ist es unter Berücksichti-
gung der zusätzlich vom Freistaat 
Bayern zur Verfügung gestellten 
Mittel gelungen, das ursprünglich 
im Juni 2018 beschlossene Mo-
dell so nachzubessern, dass die 
damals noch bestehenden Här-
ten abgemildert werden konnten. 
„Insbesondere haben wir für die 
ursprünglich in Zone 6 gelegenen 
Gemeinden des Landkreises Frei-
sing eine deutliche Verbesserung 
erreicht.“ Zu bedenken gibt Hau-
ner außerdem, dass ohne die Re-
form wohl bereits zum Fahrplan-
wechsel im Dezember 2018 eine 
reguläre Preiserhöhung von drei 
Prozent zu erwarten gewesen wä-
re, die nun wegfällt. Das heißt, die 
Nutzer können ein weiteres Jahr 
zum aktuellen Preis fahren.

Laut MVV-Geschäftsführer Dr. 
Bernd Rosenbusch ist die neue 
Tarifstruktur deutlich einfacher 
und baut Zugangshemmnisse zum  
ÖPNV ab. Der neue Tarif werde 
einen wesentlichen Baustein zur 
Entlastung des Verbundraums 
vom Autoverkehr darstellen.

Auch der Bayerische Staatsmi-
nister für Wohnen, Bau und Ver-
kehr, Dr. Hans Reichhart, hält den 
Beschluss zur MVV-Tarifreform 
für einen wesentlichen Bestand-
teil, um die Attraktivität des öf-
fentlichen Personennahverkehrs 
im Großraum München zu stei-
gern. Die Bayerische Staatsregie-
rung wolle sich nicht nur mit 35 
Millionen Euro zur Kompensation 
kurzfristiger Mindereinnahmen 
der Verkehrsunternehmen betei-
ligen, sondern weitere 15 Milli-
onen Euro zur Verbesserung der 
Taktfrequenzen der S-Bahn auf 
den Außenästen einsetzen. Reich-
hart zufolge „müssen wir neben 
einem attraktiven Preisangebot 
auch das Verkehrsangebot auf 
Bus und Schiene verbessern. Nur 
so schaffen wir Anreize, den öf-
fentlichen Personennahverkehr 
verstärkt zu nutzen.“ DK

Bundesverkehrsministerium:

Milliardeninvestitionen für  
gleichwertige Lebensverhältnisse

„Das Bundesverkehrsministerium ist mit seinen rekordhohen Mil-
liardeninvestitionen für gleichwertige Lebensverhältnisse auf dem 
richtigen Weg“, kommentiert Thomas Schmid, Hauptgeschäftsfüh-
rer des Bayerischen Bauindustrieverbandes, den Haushalts-Be-
schluss des Deutschen Bundestages.

„Gleichwertige Lebensverhält-
nisse sind nur mit einer gut aus-
gebauten Verkehrsinfrastruktur 
und gut funktionierenden Mo-
bilitätssystemen erzielbar“, so 
Schmid.

Die Verkehrsinfrastruktur und 
die Mobilität übernehmen eine 
Doppelrolle im Hinblick auf das 
Ziel „Gleichwertige Lebensver-

hältnisse“, erläutert Schmid: „Sie 
sind einerseits wesentliche regio-
nale Bestandteile gleichwertiger 
Lebensverhältnisse. Sie verbin-
den andererseits Regionen un-
tereinander und Stadt und Land 
miteinander. So gleichen sie be-
stehende Unterschiede bei der 
Ausstattung mit regionalen Infra-
struktureinrichtungen aus.“ r

Leitfaden zur Gründung 
von CarSharing-Angeboten
Der Bundesverband CarSharing e. V. (bcs) veröffentlicht einen Leit-
faden zur Gründung neuer CarSharing-Angebote in kleinen Städ-
ten und Gemeinden. Der 76-seitige Leitfaden wendet sich an Men-
schen, die daran interessiert sind, dass in ihrer bisher noch nicht 
mit einem CarSharing-Angebot versorgten Stadt oder Gemeinde 
die Dienstleistung ebenfalls nutzbar sein soll. 

Die Dienstleistung CarSharing – 
und hier vor allem das stationsba-
sierte CarSharing – ist bereits in 
677 Kommunen in Deutschland 
verfügbar. Während nahezu in al-
len deutschen Großstädten ein 
oder mehrere CarSharing-Unter-
nehmen ihre Dienstleistung an-
bieten, sind die Angebotslücken 
in kleineren Städten und Gemein-
den spürbar. Abhilfe kann nur ge-
schaffen werden, wenn entweder 
bestehende CarSharing-Anbieter 
allmählich ihr Geschäftsgebiet in 
weitere Kommunen ausweiten. 
Oder neue CarSharing-Initiativen 
in den noch unversorgten Städ-
ten und Gemeinden entstehen. 
Hierbei möchte der Leitfaden 
praxisnahe Hilfestellung leisten. 

Der 76-seitige Leitfaden wen-
det sich an Menschen, die dar-
an interessiert sind, dass in ih-
rer bisher noch nicht mit einem 
CarSharing-Angebot versorgten 
Stadt oder Gemeinde die Dienst-
leistung ebenfalls nutzbar sein 
soll. Dabei spricht der Leitfaden 
vor allem Personen an, die be-
reit sind, sich selbst in der Ge-
meinschaft mit anderen in ei-
nem Verein oder auch alleine als 
unternehmerische Initiative für 
den Aufbau eines neuen CarSha-
ring-Angebotes zu engagieren. 

Die Broschüre listet Erfolgskri-
terien beim Aufbau von CarSha-
ring-Angeboten auf, die aus den 
Erfahrungen bestehender CarSha-
ring-Organisationen in kleinen 

Städten und ländlichen Regionen 
gewonnen wurden. 

Willi Loose vom Bundesverband 
CarSharing e.V.: „Der Ausbau ei-
nes neuen CarSharing-Angebotes 
benötigt einen langen Atem. Der 
Leitfaden warnt ebenso vor fal-
schen Erwartungen und gibt Hilfe-
stellung beim Umgehen von Stol-
persteinen in der Gründungspha-
se eines neuen kleinen Angebotes. 
Der Text informiert auch darüber, 
wie ein bereits bestehendes, je-
doch bisher noch rudimentäres 
CarSharing- Angebot in einer Kom-
mune mit neuem Schwung verse-
hen wird und einen Wachstums-
schub erfährt.“ 

Umweltfreundliche 
Dienstleistung

Vor allem das stationsbasierte 
CarSharing ist als umweltfreundli-
che Dienstleistung anerkannt, die 
einen Beitrag dazu leistet, dass 
CarSharing-Nutzer eigene private 
Pkw abschaffen, da sie überflüs-
sig geworden sind. In kleinen Städ-
ten und im ländlichen Raum könn-
ten dies auch Zweitwagen in den 
Nutzerhaushalten sein. CarSha-
ring trägt so zur Verkehrsentlas-
tung und zum Klimaschutz bei. 

Der Leitfaden kann als gedruck-
te Broschüre beim Bundesver-
band CarSharing, info@carsha-
ring.de, oder als pdf- Datei auf der 
bcs-Homepage www.carsharing.
de heruntergeladen werden. r
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Weidener Stadtbusse  
sind eine saubere Sache

Gute Luft ist ein Beitrag zur Gesundheit, zum Wohlbefinden und 
zum Schutz der Natur. Luftschadstoffe können beim Menschen 
zu akuten oder chronischen Erkrankungen der Atemwege und 
anderer Organe führen. Sie können Ökosysteme schädigen und 
Bau- und Kunstwerke beeinträchtigen. Insbesondere der Verkehr 
zählt  zu den Hauptverursachern von Luftschadstoffen. Dass man 
sich dieser Tatsache schon länger bewusst ist und Maßnahmen 
ergriffen hat, zeigt, dass die NO² Emissionen (Stickstoffdioxid) in 
Deutschlang seit 1990 um 1.675 Mio. Tonnen auf 1.217 Mio. Ton-
nen im Jahr 2016 gesunken sind. Die Belastung durch den Verkehr 
liegt hier bei ca. 40 %. 

Das Bayerische Landesamt für 
Umwelt (LfU)  unterhält Mess-
stationen u.a. in der vielbefah-
renen Nikolaistraße in Weiden. 
Aktuell wird hier ein NO²-Mit-
telwert von bis 23 ug/m3 ge-
messen. Im Vergleich dazu lag 
München im Jahresdurchschnitt 
2017 bei 78 ug/m³.

„Eine mögliche Lösung wird 
zum Problem gemacht…“

Für die NO² Emissionen im 
Verkehr sind die Diesel PKW zu 
73 % verantwortlich. Die Diesel-
busse haben hier nur einen An-
teil von 4 %. In der Öffentlich-
keit begegnet man aber den-
noch häufig dem Vorurteil, dass 
Dieselbusse die Ursache hoher 
NO² Emissionen im Verkehr sei-
en. „Wir haben keine Euro 4 und 
Euro 5 Busse mehr im Einsatz, 
die in Großstädten sehr häufig 
noch mit vielen Fahrzeugen das 
Gros des Fuhrparks bilden“, so 

Wolfgang Wies, Chef der Weide-
ner Stadtbusse. Anders als bei 
PKW’s und Krafträdern sind die 
Emissionsgrenzwerte bei Last-
kraftwagen und Bussen nicht 
streckenbezogen, sondern nach 
einem 13-stufigen Prüfstand-
test leistungsbezogen definiert. 
Dieses stationäre Testverfah-
ren wird allerdings zunehmend 
durch ein dynamisches ersetzt, 
das realitätsnahe Lastwechsel- 
stufen enthält.

Die EU-Schadstoffklassen zei-
gen folgende Entwicklung für 
LKW und Busse (ab 3,5 t) auf: EU-
RO 4 (3,5 g NO²/kWh), EURO 5 
(2,0 g NO²/kWh), EURO 6 (0,4 g 
NO²/kWh). Moderne Dieselbusse 
sind den PKW des Individualver-
kehrs, was die Umweltfreundlich-
keit betrifft, deutlich überlegen. 
Im Durchschnitt liegt der Emis- 
sionsausstoß eines EURO 6 Die-
selbusses nahezu gleichauf mit 
dem eines EURO 6 PKW.

Bezogen auf die absoluten 

NO² Werte ergeben sich bei 
Bussen oft sogar bessere Resul-
tate als bei vielen PKWs und das 
trotz eines erheblich höheren 
Gewichts und der deutlich hö-
heren Personenzahl je Fahrzeug. 
Dies lässt den Schluss zu, dass 
mehr öffentlicher Verkehr, z.B. 
mit Stadtbussen helfen kann, 
die Schafstoffbelastung im in-
nerstädtischen Verkehrsbereich 
dauerhaft zu reduzieren. Im Ge-
gensatz zum PKW hält der mo-
derne Dieselbus die Grenzwerte 
ein. Verglichen mit dem PKW ist 
er pro Fahrgast signifikant öko-
logischer unterwegs.

„Die kurzfristige städtische 
Strategie gegen den PKW-Die-
selskandal ist die Förderung des 
ÖPNV“, so Rechts- und Sozialde-
zernent Hermann Hubmann. Die 
Weidener Stadtbusse haben in 
punkto sauberes Fahren die Zu-
kunft fest im Blick. Das zeigt die 
folgende Entwicklung: Der An-
teil der EURO 6 Busse an der Ge-
samtleistung beträgt in diesem 
Jahr bereits 50%. Im kommen-
den Jahr wird er bei 66 % und 
in 2020 bereits bei 80 % ange-
kommen sein. Im Jahr 2021 wird 
der Anteil 92 % und ein Jahr da-
rauf 98 % betragen. Die restli-
chen 2 % sind der Verkehrsspit-
ze an 185 Schultagen morgens 
und mittags geschuldet. Hier 
wird der Bedarf durch Fahrzeu-

Radverkehr 
gemeinsam fördern

GZ-Interview mit Herrn Landrat Matthias Dießl,  
Vorsitzender AGFK Bayern und Landrat des Landkreises Fürth

GZ: Herr Dießl, jüngst wurde 
die Studie Mobilität in Deutsch-
land veröffentlicht. Der Rad-
verkehrsanteil ist nur gering ge-
stiegen. Welche Rolle kann ein 
kommunaler Verband wie die 
AGFK dabei spielen, den Rad-
verkehr zu fördern? 

Matthias Dießl: Die AGFK er-
möglicht es Kommunen, die den 
Radverkehr stärken wollen, von 
bewährten Praxisbeispielen zu 
lernen. Mit 65 Mitgliedskom-
munen ist ein enormes, prakti-
sches Fachwissen im Netzwerk 
vorhanden. Die AGFK bietet au-
ßerdem Veranstaltungen wie Se-
minare und Exkursionen an. Es 
gibt also immer wieder neuen 
Input von Experten, den man in 
der Form als einzelne Kommune 
wohl auf diese Weise nicht be-
kommen würde. Mit der Förde-
rung unserer Mitgliedskommu-
nen kann der Verein aktiv auf ei-
ne weitere positive Entwicklung 
des Radverkehrs hinarbeiten.

GZ: Der Freistaat Bayern hat 
im vergangenen Jahr ein Rad-
verkehrsprogramm aufgelegt, 
um den Radverkehr zu fördern. 
Kann man also davon ausge-
hen, dass nun der große Wurf 
für den Radverkehr kommt? 

Dießl: Das Radverkehrspro-
gramm begrüße ich sehr. Ziel 
ist demnach bis zum Jahr 2025 
ein Radverkehrsanteil von 20  
Prozent. Mit dem Programm zeigt 
der Freistaat zwar den Weg zu 
diesem Ziel auf, aus unserer Sicht 
ist das Programm aber an eini-
gen Stellen noch zu unkonkret. 
Wir haben deshalb 15 Forderun-
gen an den Freistaat formuliert, 
die das Radverkehrsprogramm 
schärfen und so den Anstieg des 
Radverkehrs maßgeblich voran-
bringen sollen. Im Wesentlichen 
geht es darum, Hürden für Kom-
munen in der Umsetzung fahr-
radfreundlicher Maßnahmen ab-
zubauen. Ein Beispiel ist die er-
leichterte Anweisung von Tempo 
30 an Hauptstraßen oder auch 
mehr Unterstützung bei der Er-
richtung von Fahrradabstellan-
lagen. Wenn Kommunen mehr 
für die Fahrradfreundlichkeit 
tun wollen, müssen alle Voraus-
setzungen geschaffen sein, dass 
sie dies möglichst einfach umset-
zen können. 

GZ: Der Löwenanteil dürf-
te aber doch weiterhin bei den 
Kommunen liegen – immerhin 
wird das Fahrrad ja vor allem 
für kürzere Distanzen genutzt? 

Dießl: Ja, das stimmt. Des-
halb gibt es auch Netzwerke wie 

die AGFK, um die Kommunen zu 
unterstützen. Wichtig ist, dass 
wir wirklich Wert auf das „fahr-
radfreundlich“ legen. Wer bei 
uns Mitglied ist, muss Radver-
kehrsförderung wirklich ernst 
nehmen und auch immer wie-
der nachweisen.  Deshalb gibt 
es das Zertifizierungsverfahren, 
das die Situation vor der Auf-
nahme in die AGFK auf Herz und 
Nieren prüft. Dabei zeigt sich,  
ob eine Kommune wirklich auf 
dem Weg in die Fahrradfreund-
lichkeit ist. Und wenn nicht, er-
hält die Kommune viele konkre-
te Vorschläge, wie sie das schaf-
fen kann. 

GZ: Der Landkreis Fürth, des-
sen Landrat sie sind, hat sich 
selbst zertifizieren lassen. Ist 
diese Überprüfung nicht eher 
abschreckend? 

Dießl: Nein, im Gegenteil. Ob-
wohl die Prüfung umfassend ist, 
sehen die meisten Kommunen 
die Bereisung als wertvolle Bera-
tung an. Die grundsätzliche Ent-
scheidung der Kommunen, fahr-
radfreundlich zu werden und den 
Mitgliedsantrag zu stellen, ist ja 
vorher schon erfolgt – die Be-
reisung ist dann also eine ech-
te und ehrliche Bestandsaufnah-
me – und zeigt auf, was unter 
Umständen noch getan werden 
muss. Auch im Landkreis Fürth 
haben wir hier viele gute Tipps 
und einige Hausaufgaben be-
kommen.

GZ: Im letzten Jahr war eine 
Delegation der AGFK in Amster-
dam. Glauben Sie, dass es ir-
gendwann Besuchergruppen 
gibt, die nach Bayern kommen 
um die Fahrradfreundlichkeit 
zu bestaunen?

Dießl: So beeindruckend Ams- 
terdam ist, war es für mich als 
Entscheidungsträger besonders  
spannend zu erfahren, welche 
Entwicklung die Stadt überhaupt 
genommen hat: Bis in die 1970er 
Jahre hat sich Amsterdam näm-
lich in puncto Verkehr überhaupt 
nicht von anderen großen, euro-
päischen Städten unterschieden. 
Es war dann eine bewusste po-
litische Entscheidung: weg vom 
Auto, hin zum Rad. Erst das hat 
all die Veränderungen angesto-
ßen, deren Ergebnisse wir heute 
in so beeindruckender Art sehen. 
Wenn wir es also schaffen, die-
ses Gesamtverständnis für mehr 
Radverkehrsförderung in den 
Kommunen langfristig zu etab-
lieren, ist ein solcher Wandel si-
cherlich auch in Bayern lang- 
fristig möglich. r

ge mit EURO III (0,5 %) und der 
Restanteil je Jahr von EEV-Bus-
sen gedeckt. EEV ist die Abkür-
zung für Enhanced Environmen-
tally, Friendly Vehicle und be-
deutet, dass die Abgaswerte die 
EURO 5 Norm bereits deutlich 
übertreffen. 

„Elektrobusse auch  
in Weiden…?“

Derzeit noch nicht. Gründe 
dafür sind nach wie vor die un-
zureichenden  Reichweiten und 
die unzureichenden Netzkapazi-
täten. Außerdem liegen die Kos-
ten, sowohl für die Anschaffung 
als auch für den Unterhalt, so-
wohl für die Batterien als auch 
für die Fahrzeuge selbst in ei-
nem viel zu hohen Bereich. Die-
se Faktoren machen die An-
schaffung derzeit noch unwirt-
schaftlich. 

Aktuelle, zugegeben medien- 
wirksame Anschaffungen gro-
ßer Verkehrsbetriebe sind im 
Ergebnis weder wirtschaft-
lich noch nachhaltig. Zudem 
liegt auch bei den großen Ver-
kehrsbetrieben die Anschaffung 
von Dieselbussen weiter vorn. 
Beim Stadtbus Weiden geht 
man davon aus, dass erste An-
schaffungen von Elektrobussen 
frühestens nach 2022 sinnvoll 
sein könnten. Allerdings bleibt 
der Stadtbus Weiden auch nicht 
einfach stehen: Als Zwischen-
schritt werden die Weidener 
Stadtbusse bereits ab 2019 mit 
ersten Hybridfahrzeugen unter-
wegs sein. r

Startschuss für freies WLAN
Am ZOB Bussteig „H“ – Linie 1 Richtung Hammerweg trafen sich 
Oberbürgermeister Kurt Seggewiß (2.v.r.), Rechts- und Sozialdezer-
nent Hermann Hubmann und Wolfgang Wies, Betreiber der Stadt-
bus Weiden und Vertreter der Stadt zur ersten Fahrt mit WLAN im 
Stadtbus Weiden. OB Seggewiß schaltete per Knopfdruck das WLAN 
symbolisch frei. „Mit dem freien WLAN erfährt der öffentliche Nah-
verkehr eine weitere Attraktivitätssteigerung, die dazu beträgt, weg 
vom Individualverkehr zu kommen“, so der Rathauschef.
„WLAN steht für Modernität und Attraktivität und wird deshalb im 
öffentlichen Raum erwartet,“ so Wolfgang Wies, Chef der Weidener 
Stadtbusse. Auch wenn die Fahrgäste durchschnittlich weniger als 
15 Minuten im Bus sitzen, haben sie seit Ende November die Mög-
lichkeit in dieser Zeit im Internet zu surfen, sich zu informieren, 
Nachrichten abzurufen und zu versenden. r

VDV-Reaktionen auf Bundestagsbeschlüsse:

Kleine Wermutstropfen 
Unterschiedlich fallen die Reaktionen des Verbandes Deutscher 
Verkehrsunternehmen auf aktuelle Beschlüsse des Deutschen 
Bundestags aus. So wurde beispielsweise der Entwurf eines Ge-
setzes zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungspro-
zessen bei Verkehrsprojekten beschlossen. Der VDV begrüßt dies 
grundsätzlich, sieht aber dringenden Nachholbedarf bezogen auf 
die Bauvorhaben im städtischen Nahverkehr, denn diese blieben 
im Gesetzesentwurf unberücksichtigt.

Laut VDV-Präsident Ingo Wort- 
mann gibt es gerade bei der 
Schiene großen Modernisie-
rungsbedarf; dieser kann nun 
künftig schneller und einfacher 
beseitigt werden. Unverständ-
lich sei jedoch, dass die Rege-
lungen des Gesetzes nicht für 
Projekte des städtischen Nah-
verkehrs gelten: „Denn wo, 
wenn nicht dort muss in Sa-
chen Luftreinhaltung und Klima-
schutz möglichst schnell ausge-
baut und modernisiert werden. 
Wir haben bundesweit zahlrei-
che Um- und Ausbauvorhaben 
für Straßen-, Stadt-, U-Bahnen, 
auch die nötigen Finanzmittel 
dafür stehen weitgehend zur 
Verfügung. Um nun schnell bau-
en zu können, brauchen wir des-
halb für den städtischen Nah-
verkehr die Beschleunigung der 
Planungs- und Genehmigungs-
verfahren“, erklärte Wortmann. 

Angesichts des für die Erreichung 
der Klimaschutzziele notwendigen 
Wachstums im ÖPNV könne man  
es sich nicht erlauben, 20 Jahre 
über ein Projekt zu diskutieren 
und es dann doch nicht umzuset-
zen. „Die Aufforderung des Bunde-
tags an die Regierung, die Pla-
nungsbeschleunigung zeitnah 
aufs Personenbeförderungs-
gesetz zu übertragen, unter-
stützen wir deshalb voll und 
ganz. Gleichzeitig muss zudem 
das Verfahren der so genann-
ten Standardisierten Bewertung 
dringend reformiert werden.“

Mit der verabschiedeten Steu- 
erbefreiung für Jobtickets im 
Nahverkehr folgt der Bundes-
tag wiederum einer langjähri-
gen Forderung des VDV, die ÖP-
NV-Tickets für Berufspendler 
von der Einkommensteuer zu 
befreien. „Diesen Beschluss be-
grüßen wir außerordentlich. Mit 
der Wiedereinführung der Steu-
erbefreiung für Jobtickets im 
ÖPNV setzt der Bundestag ei-

nen wichtigen finanziellen An-
reiz für alle Berufspendler, um 
auf Bus und Bahn umzusteigen. 
Wir gehen davon aus, dass sich 
das positiv in unseren Fahrgast-
zahlen niederschlägt und wir da-
durch weiteren Kundenzuwachs 
haben werden. Mit Blick auf die 
Erreichung der Klimaschutzzie-
le im Verkehrssektor ist der ver-
mehrte Umstieg auf den ÖPNV 
ein zentraler Baustein und ein 
erklärtes Ziel der Politik und der 
Branche“, machte der Präsident 
deutlich.

Der VDV begrüßt zudem, dass 
der gefasste Beschluss des Bun-
destags noch über die ursprüng-
liche Branchenforderung hin-
ausgeht. Denn künftig dürfen 
Arbeitgeber nicht nur rein be-
ruflich genutzte Nahverkehrsti-
ckets ihrer Arbeitnehmer för-
dern, sondern auch Tickets für 
die private Nutzung. „Das er-
höht die Attraktivität von ÖP-
NV-Tickets sowohl für Arbeit-
nehmer als auch für Arbeitgeber 
zusätzlich. Das kann ebenfalls zu 
einer erhöhten Nachfrage und 
damit mehr Kunden führen“, so 
Wortmann weiter. 

Einziger Wermutstropfen aus 
Sicht des Verbandes sei es, dass 
gleichzeitig in dem Beschluss 
die Entfernungspauschale ge-
kürzt wurde. Nach Einschätzun-
gen des VDV ist die volle Steu-
erbefreiung allerdings für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer deutlich besser als der 
Abzug über die Werbungkosten. 
Gerade Personen mit mittleren 
und kleineren Einkommen wür-
den dadurch in Summe mehr 
entlastet.

In der so genannten Bereini-
gungssitzung des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bun-
destags wurde schließlich ent-
schieden, im Bundeshaushalt 
2019 keine Mittel für das „Bun-
desprogramm Zukunft Schie-

nengüterverkehr“ bereitzustel-
len. Wie VDV-Vizepräsident Jo-
achim Berends dazu ausführte, 
„ist das Programm ein zentra-
ler Bestandteil des Masterplans 
Schienengüterverkehr, doch oh-
ne Finanzmittel steht es nur auf 
dem Papier und lässt sich nicht 
umsetzen. Das bremst die In-
novationskraft der Branche zu-
nächst mal aus.“

Der VDV und seine 150 im 
Verband organisierten Schie-
nengüterverkehrsunterneh-
men begrüßten zwar einige Ent-
scheidung der Haushaltsberei-
nigungssitzung, wie etwa die Fi-
nanzierung zur Einrichtung eines 
Schienenforschungszentrums. 
„Aber die Nicht-Berücksichti-
gung des Bundesprogramms ist 
ein Rückschlag für die Güter-
bahnen in Sachen Zukunftsfä-
higkeit. Wir müssen gerade im 
Schienengüterverkehr in Inno-
vationen, moderne Technologi-
en und deren Weiterentwicklung 
investieren, wenn wir künftig mit 
Blick auf die Erreichung der Kli-
maschutzziele im Verkehrssek-
tor beim Gütertransport auf der 
Schiene deutlich wachsen wol-
len“, hob Berends hervor. DK

Dynamisches Parkleitsystem in Günzburg 
Kürzlich startete in Günzburg der Betrieb des neuen dynamischen Park-
leitsystems. Ab den Zugangsstraßen lenken fortan dynamische Willkom-
menstafeln oder Wegweiser die Parkplatzsuchenden zum Ziel. 

„Günzburg ist als Treffpunkt 
sehr beliebt. Jetzt können wir 
als Stadt unsere unterschiedli-
chen Besucherströme angemes-
sen leiten und sie bequem zu ei-
nem Parkplatz führen“, erklärt 
Oberbürgermeister Gerhard Jau-
ernig die Anschaffung des dyna-
mischen Parkleitsystems. 

Grund für die Anschaffung war 
unter anderem auch der Eindruck, 
dass in Günzburg Parkplätze feh-
len. Die Auslastungen beweisen 
jedoch das Gegenteil. Mit dem 
dynamischen Parkleitsystem, das 
sich in Sekundenschnelle aktuali-
siert, gehören diese Diskussionen 
der Vergangenheit an. Piktogram-
me sorgen dafür, dass das Park-
leitsystem auch ohne Deutsch-
kenntnisse verständlich ist. Das 
kommt vor allem auch den aus-
ländischen Touristen zugute. Die 
Stadt Günzburg investiert knapp 
650.000 Euro in das System. Ober-
bürgermeister Gerhard Jauernig 

freut sich, dass die Stadt Günzburg 
eine Förderung von etwa 50 Pro-
zent der Investitionskosten erhält. 

Die Stadtverwaltung setzt 
beim verwendeten System auf 

eine sogenannte Hosting-Lösung. 
Die Auslastungsdaten werden 
von den Parkhäusern, bzw. Park-
platzzufahrten erfasst und online 
an die dynamischen Wegweiser 
gesendet. Die Besucher wissen 
somit in Echtzeit, auf welchem 
Parkplatz noch wie viele freie 
Parkplätze verfügbar sind. r

OB Jauernig und Ordnungsamtsleiter Weishaupt programmie-
ren den Text der Freitextanzeige an einer der sechs Willkom-
menstafeln. Bild: Julia Ehrlich/ Stadt Günzburg
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Mobilitätskonferenz der Metropolregion München:

EMM als Katalysator,  
Treiber und Vermittler

Fahrradschnellwege, App-Lösungen, Flugtaxis, Carsharing oder Kon-
zepte für Park and Ride – so unterschiedlich wie die einzelnen Regio-
nen der Metropolregion München, so vielfältig sind auch die dort be-
reits vorhandenen Konzepte und Projekte zum Thema Mobilität. Um 
die Attraktivität der Region weiterhin zu stärken und zukünftig ein in-
tegriertes, nachhaltiges Mobilitätskonzept auf den Weg zu bringen, 
hat der Europäische Metropolregion München (EMM) e.V. bei Drees & 
Sommer und Hendricks & Schwartz eine Vernetzungsstudie in Auftrag 
gegeben, die all diese Ideen bündelt und Akteure vernetzt. Deren Er-
gebnisse wurden im Rahmen der EMM-Mobilitätskonferenz über 200 
Gästen bei Rohde & Schwarz in München präsentiert. Zudem wurde 
an vier besonders nachahmenswerte Best-Practice Beispiele der erste 
Mobilitätspreis der Metropolregion München verliehen.

Mit den Worten „Die Prosperi-
tät und die Lebensqualität in der 
Metropolregion hängen ganz we-
sentlich von einer funktionieren-
den Infrastruktur ab. Nur gemein-
sam mit den vielen verschiedenen 
Akteuren aus Politik, Verwaltung, 
Wirtschaft und Wissenschaft kön-
nen wir es schaffen, die Herausfor-
derungen zu meistern und die Me-
tropolregion München so attraktiv 
zu erhalten, wie sie schon immer 
war“, machte der Münchner Land-
rat und stellv. Vorstandsvorsitzen-
der des EMM e.V. Christoph Göbel 
eingangs auf die Bedeutung einer 
solchen Vernetzungsstudie auf-
merksam. „Ziel ist es, Interessierte 
mit einem integrierten, nachhalti-
gen Mobilitätskonzept bei ihrer Ar-
beit zu unterstützen, Wissen zu tei-
len, Synergien zu fördern und künf-
tige Projekte effizienter zu gestal-
ten“, erklärte er weiter. 

Zudem erörterte Prof. Dr. Geb- 
hard Wulfhorst von der TU Mün-
chen die Impulse für die Mobilität 
in der Metropolregion München. 
Prof. Dr. Markus Schmidt, Pro-
jektpartner bei Drees & Sommer, 
stellte die Ergebnisse der Studie 
vor, die eine Projektübersicht und 
Handlungsempfehlungen für die 
Metropolregion München dar-
stellen. Er betonte: „Besonders 
wichtig ist uns, mit der Studie ei-
ne übergeordnete Strategie anzu-
stoßen und verschiedene Projek-

te zu vernetzen“. Als Vorstufe bie-
tet sie eine optimale Grundlage, 
um ein langfristig ausgerichtetes 
Mobilitätskonzept zu entwickeln. 

Die eigens hierfür erstellte  
Datenbank www.metropolregion- 
muenchen.eu/mobilitaetsdaten-
bank zeigt fast 300 Projekte und 
Konzepte, die sich in ganz unter-
schiedlichen Projektphasen befin-
den. Die Datenbank bietet einen 
Überblick über die vielfältigen 
Mobilitätslösungen, verschiede-
ne Ansprechpartner und weiter-
führende Informationen. In ei-
nem Kurzbericht werden darüber 
hinaus auch Handlungsempfeh-
lungen für das weitere Vorgehen 
vorgestellt. In Zukunft möchte 
der Europäische Metropolregi-
on München (EMM) e.V. die Da-
tenbank nachhaltig weiterentwi-
ckeln, laufend aktualisieren und 
nicht nur Projekte, sondern vor al-
lem auch Menschen vernetzen.

Sammlung von knapp 
300 Projekten und Konzepten 
aus der Region 

Die internationalen Projektma-
nagement- und Beratungsunter-
nehmen Drees & Sommer und 
Hendricks & Schwartz wurden von 
einer Projektgruppe aus Mobili-
tätsexperten der Region begleitet. 
In einer breit angelegten Fragebo-
genaktion wurden über 2.000 Kon-

takte zur Bestandsanalyse befragt. 
Dazu zählten alle Landkreise, Kom-
munen, Städte sowie zahlreiche In-
stitutionen und Unternehmen der 
Metropolregion München. 

Bei den fast 300 eingereichten 
Projekten handelt es sich größ-
tenteils um Nennungen des öf-
fentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) (28 %), des Radverkehrs 
(25 %) sowie des motorisierten 
Individualverkehrs (MIV) (20 %). 
15 Prozent sind dem multimoda-
len und vernetzten Verkehr zuzu-
ordnen, der künftig weiter an Be-
deutung gewinnen wird.

Zu den eingereichten Projekten 
zählen Mobilitätsstationen, Sha-
ring-Systeme und digitale Lösun-
gen für vernetzte Mobilität, bei-
spielsweise in Form einer einheit-
lichen App-Lösung. Zukunftsfähig 
sind laut den Ergebnissen auch in-
novative neue Fortbewegungs-
mittel mit Elektroantrieb oder 
Lastenräder. Gerade im ländli-
chen Raum bieten der bedarfs-
orientierte Nahverkehr und ver-
netzte Mitfahrgemeinschaften Al-
ternativen zu langen Wartezeiten 
des ÖPNV. Auch Unternehmen 
können mit betrieblichen Mobili-
tätskonzepten, etwa mit eigenen 
Shuttle-Bussen für Mitarbeiter, 
die Mobilität verbessern. 

Sieger in vier Kategorien 

Die Konferenzteilnehmer zeich-
neten in einer interaktiven Ab-
stimmung Projekte in vier Katego-
rien aus. In der Kategorie „Urba-
nizer“ erhielt „Emmy Green City“, 
ein Elektro-Roller-Sharing Sys-
tem in München, das mit 100% 
Ökostrom betrieben wird, den 
Mobilitätspreis 2018 der Metro-
polregion München. Als Sieger 
der Kategorie „Grün unterwegs“ 
ging „Movelo“ hervor. Dieses bie-
tet mit dem Produkt „Company 
E-Bike“ eine nutzbare E-Bike-Sha-

ring-Lösung für Unternehmen und 
Institutionen. Preisträger der Kate-
gorie Quick-Win des Jahres ist das 
„Ebersberger Pendlerportal“, das 
verschiedene Anbieter von Fahr-
gemeinschaften (bspsw. MVV, bla-
blacar, Carsharing Anbieter und 
viele Mehr) miteinander verlinkt. 

Als Gewinner der Kategorie 
„Mobil auf dem Land“  ging die 
Firma „Roche Diagnostics GmbH“ 
mit ihrem betrieblichen Mobili-
tätskonzept hervor. Dieses be-
inhaltet die Förderung von ÖP-
NV-Fahrkarten, ein Fahrradlea- 
singprogramm, Busshuttles so-
wie ein firmenbezogenes Fahr-
radkonzept mit derzeit 800 Werk- 
fahrrädern. Der Sonderpreis „In-
novation“ ging an „Lilium“ mit 
seinem „Flugtaxi“. Filip Rothe 
machte mit seiner Präsentation 
deutlich, dass auch diese Art der 
Fortbewegung bereits zeitnah 
eine Ergänzung im Bereich Mo-
bilität sein wird.

Anschließend diskutierten Jo-
sef Schweinberger, Bürgermeis-
ter der Stadt Buchlohe, Georg 
Dunkel, Leiter Verkehrsplanung 
der Landeshauptstadt München, 
Prof. Dr. Markus Schmidt von 
Drees & Sommer, Josef Sturm, 
von der Roche Diagnostics GmbH 
sowie M.Dirig. Hans-Peter Böh-
ner des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Wohnen, Bau und 
Verkehr das weitere Vorgehen. 
Denn, wie Bürgermeister Josef 
Schweinberger deutlich machte 
„müssen alle in Sachen Mobilität 
massiv tätig werden – abwarten 
geht nicht!“. Bürgermeister Josef 
Schweinberger betonte zudem 
die wichtige Zusammenarbeit mit 
dem Verein: „Der EMM e.V. ist für 
mich die prädestinierte Gemein-
schaft aller betroffenen kommu-
nalen Partner, um dieses schwie-
rige Handlungsfeld voranzubrin-
gen. Die Vernetzungsstudie ist der 
vorgelegte Beweis.“  r

Markt noch nicht reif für 
Telematik-Lösungen

Studie der BavariaDirekt, dem digitalen Versicherer im Konzern Versicherungskammer,  
weist tragfähige Ansätze aus und legt gleichzeitig Handlungsbedarf offen

Der Konzern Versicherungskammer zieht nach der einjährigen Test-
phase für das Angebot der „Drive+“-App als Teil der Kfz-Versicherung 
ein Zwischenfazit. „Wir haben wichtige Erkenntnisse aus unserem 
Telematik-Piloten gewonnen und können diese in zukünftige Ent-
wicklungen einbringen“, sagt Barbara Schick, als Vorstandsmitglied 
des Konzerns Versicherungskammer verantwortlich für die Schaden- 
und Unfallversicherung. „Insgesamt sehen wir den Markt aber noch 
nicht reif genug für wirklich überzeugende Telematik-Lösungen.“

Eingebettet war der Pilot der 
Versicherungskammer Bayern, 
die bereits 2011 als einer der ers-
ten deutschen Versicherer Telema-
tik-Devices im Angebot hatte, in ein 
mehrstufiges, drei Jahre dauerndes 
Studiendesign ihres Internetversi-
cherers BavariaDirekt. Dabei wur-
den eigene Daten zu Telematik-An-
wendungen erhoben, um zu er-
mitteln, ob Kunden solche Lösun-
gen wirklich möchten und wenn ja, 
welche der Telematik-Modelle un-
ter den derzeitigen Rahmenbedin-
gungen für Versicherer in Deutsch-
land in der breiten Anwendung für 
Privatkunden sich lohnen.  

„In sehr kurzen Produktent-
wicklungszyklen haben wir un-
ter Einbezug von Kundenfeedback 
in einem ersten Schritt den Prob-
lem-Solution-Fit mittels Open In-
novation getestet“, sagt Martin 
Fleischer, Vorstandsmitglied der 
BavariaDirekt und verantwortlich 
für die Studie. Im Zentrum der Un-
tersuchung standen die Parame-
ter generelle Akzeptanz, bevor-
zugte Lösung (Gerätetyp), Aus-
gestaltung des Telematik-Pakets 
(Services, Preisnachlass), tatsäch-
liches Nutzungs- und Fahrverhal-
ten, Einfluss auf die Schadenquote 
und Existenz eines positiven Busi-

ness Case. Wesentliches Ergebnis: 
„Ja, der Kunde gibt an, ein Tele-
matik-Angebot zu nutzen. Aller-
dings nur unter bestimmten Vor-
aussetzungen“, so Fleischer. Denn 
43 Prozent der Befragten würden 
einen Telematik Tarif abschließen 
und bevorzugen eine App-Lösung. 
Wenn sie über die Datenweiterga-
be frei bestimmen können, steigt 
die Akzeptanzquote sogar auf 61 
Prozent. Auch wollten Kunden ei-
nen Preisnachlass von mindestens 
50 bis 100 Euro gegenüber heute 
gängigen Tarifen, einen Aufschlag 
bei schlechter Fahrweise lehnen 
sie aber ab. Der Wunsch nach Zu-
satzservices, wie z.B. Tipps für eine 
bessere Fahrweise, ist eher gering.

Präferierte App

Im nächsten Schritt wurden un-
terschiedliche Lösungsangebote 
durch einen Product-Market-Fit 
getestet; dabei wurden Kunden 
einbezogen. „Es war schnell klar, 
dass eine App gegenüber dem 
OBD2-Stecker präferiert wird, 
weshalb wir umgehend in die Ver-
probung eines Business Cases ein-
gestiegen sind“, so Fleischer. Bis 
Ende September 2018 konnten 
1.000 Studienteilnehmer der Bava-

riaDirekt die „Drive+“-App für ein 
Jahr nutzen. Von den 85 Prozent, 
die davon Gebrauch machten, ver-
wendeten 49 Prozent diese täglich. 
Fleischer: „Da 92 Prozent der Nut-
zer zufrieden oder sehr zufrieden 
waren, hat sich der Product-Mar-
ket-Fit aus Kundensicht bestätigt.“ 

Allerdings konnte während der 
Nutzung der „Drive+“ App auch 
keine positive Änderung des Fahr-
verhaltens festgestellt werden. 
Zudem hatte sich der Schaden-
aufwand nicht signifikant verän-
dert und die Stornoquote ist sogar 
um 30 Prozent höher als normal. 
Die aus der App gewonnenen Da-
ten lassen zwar darauf schließen, 
ob die Nutzer Bahn, Bus, Rad oder 
Auto nutzen – jedoch nicht, ob der 
Nutzer auch selbst fährt. Somit 
lässt sich die Validität der Daten 
nicht ausreichend prüfen.

„Das derzeit geringe Angebot 
an Telematik-Tarifen liegt nicht an 
der fehlenden Offenheit der Ver-
sicherer für Innovationen“, resü-
miert Versicherungskammer-Vor-
stand Barbara Schick. „Vielmehr 
würden viele Versicherer bei der 
bestehenden detaillierten und 
sehr ausgereiften Kalkulations-
grundlage in Deutschland für 
Kfz-Tarife bleiben müssen, solan-
ge für Telematik weder Standards 
noch allgemein zugängliche und 
valide Datenkonzepte vorliegen. 
Wesentliche Voraussetzungen für 
einen funktionierenden Telema-
tik-Markt seien somit die Verfüg-
barkeit von Daten, der kompeten-
te Umgang, deren Relevanz und 
Nutzungsmöglichkeit. r

Dieselgipfel in Berlin:

Milliardenschwere Unterstützung 
für Städte und Gemeinden

Der Bund stockt sein Förderprogramm „Saubere Luft“ auf. Dies teil-
te Bundeskanzlerin Angela Merkel nach einem Dieseltreffen mit 
den Kommunen in Berlin mit.

Das bislang eine Milliarde Eu-
ro umfassende Programm werde 
um eine halbe Milliarde Euro auf-
gestockt. Zusätzlich sollen 432 Mil-
lionen Euro ausgegeben werden, 
um die Hardware-Nachrüstung 
bei Kleinlastern von Handwerkern 
oder Lieferdiensten voranzutrei-
ben. Das Förderprogramm läuft 
seit 2017 und bis 2020. Die Kom-
munen hatten mehr Geld und eine 
längere Laufzeit verlangt.

„Für die Städte bleibt die Au-
tomobilindustrie gefordert, Hard-
ware-Nachrüstung und Umtausch-
prämien flächendeckend anzubie-
ten und nicht nur in 15 Städten“, 
sagte Helmut Dedy, Hauptgeschäfts-
führer des Deutschen Städtetages.

Luftreinhaltepläne

Zusätzlich wurde über die 
Luftreinhaltepläne diskutiert. Da-
bei haben die Städte die Kritik des 
Bundesverkehrsministers zurück-
gewiesen, sie würden nicht genug 
für eine Aktualisierung der Plä-
ne tun und deshalb komme es vor 
Gericht zu Fahrverboten. Erstens 
sind aus Sicht der Städte in den 
meisten Fällen die Länder für die 
Luftreinhaltepläne verantwortlich. 
Und zweitens wirken die Städte 
aus Eigeninteresse regelmäßig an 
der Aktualisierung der Pläne mit. 

Das Problem für die Gerichte 
bleibt Dedy zufolge jedoch, dass 
die durch solche Pläne möglichen 
Maßnahmen nicht ausreichen, um 
umfassend genug die Belastung 
durch Stickoxid zu senken. „Da-

für bedarf es wirksamerer Schrit-
te, vor allem der Hardware-Nach-
rüstung durch die Autohersteller. 
Denn bis zu drei Viertel der Sticko-
xide in der Stadt stammen nun ein-
mal von Diesel-Pkw.“

Automobilhersteller  
in die Pflicht nehmen

„Die Hersteller müssen in die 
Pflicht genommen und die För-
derung vereinfacht und entbü-
rokratisiert werden“, forderte  
DStGB-Präsident Dr. Uwe Brandl 
gegenüber der Nachrichtenagen- 
tur dpa. Verpflichtende Hard-
ware-Nachrüstungen und wirkli-
che Umtauschprämien, die diesen 
Namen auch verdienen, für be-
troffene Fahrzeugbesitzer wären 
wichtige Schritte.

Insgesamt sind laut Brandl in ei-
nigen Kommunen bereits deutli-
che Fortschritte erzielt worden, 
die begonnenen Maßnahmen zei-
gen Wirkung und die Schadstoff-
konzentration in vielen der be-
troffenen Kommunen sinkt. „Das 
zeigt, dass wir auf dem richtigen 
Weg sind. Nun müssen auch die 
Automobilhersteller ihren Teil 
beitragen.“

Eines sei in jedem Fall klar: „Die 
Kommunen haben das Diesel-Di-
lemma nicht verschuldet, son-
dern müssen es derzeit ausbaden. 
Wir werden uns von den Herstel-
lern daher ganz sicher nicht den 
Schwarzen Peter zuschieben las-
sen“, machte der DStGB-Präsident 
deutlich. r
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Unser Bild zeigt (v. l.): Geschäftsführer Stefan Lindner, Kundls 
Bürgermeister Anton Hoflacher, Geschäftsführer Rudolf Lindner, 
Sieger Michael Breitenlechner sowie Geschäftsführer Hermann 
Lindner Bild: www.lindner-traktoren.at

70 Jahre Lindner Traktoren: 

Oldtimer-Schmuckstücke 
 in Kundl

Vor exakt 70 Jahren produzierte das Tiroler Familienunterneh-
men mit dem S14 den ersten Traktor seiner Firmengeschichte. 
Zum Jubiläum lud Lindner Traktorenfreunde nach Kundl ein, um 
dort ihre Schmuckstücke aus 70 Jahren zu zeigen. Mehr als 150 
Teilnehmer aus Österreich, Deutschland, der Schweiz, Luxemburg 
und Holland folgten der Einladung und präsentierten rund um das 
Innovationszentrum echte Traktoren-Raritäten

Zum schönsten Traktor der 
Veranstaltung wählte die Fach-
jury einen S14. Besitzer des 
Traktors (Baujahr 1949) mit ori-
ginalem Warchalowski-Motor 
ist Michael Breitenlechner aus 
der Wildschönau. Er darf sich 
über einen Ersatzteilgutschein 
im Wert von 1.000 Euro freu-
en. Platz zwei gab es für Franz 
Ortner aus Waidhofen an der 
Ybbs und seinen JW20 (Baujahr 
1955). Platz drei ging an die Fa-
milie Unterrainer aus Kundl, die 
mit elf Oldtimer-Traktoren mit 
dabei war.

Im Anschluss an die Prämie-
rung folgte der große Höhe-
punkt des Lindner-Treffens. Die 
Traktorenfreunde trotzten den 
schwierigen Wetterverhältnis-

sen und absolvierten eine 20-Ki-
lometer-Rundfahrt vom Lind-
ner-Innovationszentrum zum 
Museum Tiroler Bauernhöfe 
in Kramsach und durch die Alt-
stadt von Rattenberg.

Im Jahr 2017 wurden in Kundl 
insgesamt 1.300 Traktoren und 
Transporter der Marken Geo- 
trac, Lintrac und Unitrac herge-
stellt. Die Traktoren und Trans-
porter kommen in der Berg- und 
Grünlandwirtschaft, der Kultur-
landwirtschaft und im Kommu-
nalbereich zum Einsatz. Die Ex-
portquote liegt bei 55 Prozent. 
Lindner beschäftigt 229 Mitar-
beiter. Gegründet wurde das 
Unternehmen bereits 1946. Da-
mals fertigte man in Kundl Ge-
birgsgattersägen.  r

Eine gemeinsame Botschaft unterzeichneten die Vertreter der bayerischen Forstwirtschaft (VBF). 
Gemeinsam setzen sie sich für eine ökologisch nachhaltige Waldbewirtschaftung ein.  Bild: Christoph Josten

Bayerische Wälder sind  
unverzichtbare Lebensgrundlage

Ballungsräume stellen Wald und Forstwirtschaft vor besondere Herausforderungen
Wald und Forstwirtschaft in Ballungsräumen – Welten treffen 
aufeinander! Früher extrem strapaziert für den Rohstoffbedarf 
der Städte. Heute flächenmäßig relativ stabil, „Grüne Lunge“ der 
Städte und Garant für hohe Lebensqualität. Und morgen? Diese 
Frage diskutierten Vertreter des Kommunal- und des Forstsektors 
mit rund 150 Teilnehmern am Waldtag Bayern in Nürnberg.

Bereits der Tagungsort war 
Programm: In Nürnberg führte 
vor 650 Jahren der Ratsherr Pe-
ter Stromer als „Tannensäer von 
Nürnberg“ die erste systema-
tische Aufforstung durch. Aus 
der mittelalterlichen Holzknapp-
heit heraus begründete er damit 
nicht nur den heutigen Reichs-
wald sondern auch die moderne 
Forstwirtschaft. 

Dr. Joachim Hamberger, Vor-
stand des Vereins für Nachhal-
tigkeit, bezeichnete „diese kultu-
relle Leistung als den Urknall der 
forstlichen Nachhaltigkeit“. Der 
Gedanke der ressourcenerhal-
tenden Nutzung ist in der Forst-
wirtschaft fest verankert.Die 
Ausweisung zum Bannwald und 
der Umbau in naturnahe Misch- 
wälder setzen heute Maßstäbe, 
weit über Nürnberg hinaus.

Früher Energielieferant – 
heute Erholungsraum

In seiner Festrede stellte 
Nürnbergs Oberbürgermeister 
Dr. Ulrich Maly die Bedeutung 
des Waldes für die Bürger her-
aus: „Nürnberg ist eine der am 
dichtesten besiedelten Städ-
te in Deutschland. Es gibt we-
nige Grünflächen. Der Kontrast 
zwischen der Besiedelungsenge 
und dem bis an die Gärten her-
anreichenden Reichswald könn-
te nicht größer sein. Für Freizeit 
und Erholung besitzt der Wald 
eine herausragende Bedeutung. 
Der Reichswald ist für uns ein 
wahrer Schatz.“

Wachstum  
und Flächenreserve

Nürnberg wächst. Wirtschaft, 
Verkehr und Wohnraum be-
nötigen immer mehr Flächen. 
Seit der Bannwaldausweisung 
1979/80 müssen gerodete Flä-
chen um Nürnberg flächen-
gleich an den Bannwald wieder 
aufgeforstet werden. „Das er-
hält zwar die Fläche des Reichs-
waldes, zahlreiche Funktionen 
wie Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen, Luftreinhaltung und 
Klimaschutz können jedoch jun-
ge Wälder erst nach Jahrzehnten 
leisten“ gab Dr. Peter Pröbstle, 
Bereichsleiter Forsten am Amt 
für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten zu bedenken. „Nur 
ein großer intakter Wald kann 
seine Bedeutung für Biodiversi-
tät, Freizeit und Erholung, Trink-
wassergewinnung, und vieles 
weiteres leisten.“ Bei der Stadt-
planung wünscht sich Pröbstle, 
dass wirklich flächensparende 
Alternativen entwickelt werden. 
Und dass die Empfehlungen der 
Abstände zum Wald bei der Be-
bauung eingehalten werden.

„Neben der sozialen und öko-
logischen Funktion haben Wäl-

der große wirtschaftliche Be-
deutung als eine der wichtigsten 
Quellen natürlicher Ressour-
cen“ so Maly. Besonders in Bal-
lungsräumen führt die Bewirt-
schaftung häufig zu Konflikten. 

Wald ist Wirtschaftsraum

Georg Förster, Bürgermeis-
ter der Gemeinde Buckenhof 
berichtete: „Die Bürger sind 
stocksauer, wenn Holz aufge-
laden und mit einem 40-Ton-
ner im Wald abgeholt wird“ Als 
Bürgermeister hält er dagegen, 
denn für ihn ist Holz ein unver-
zichtbarer, nachhaltig bereitge-
stellter „Öko-Rohstoff“, der als 
CO2-Speicher zudem für den 
Klimaschutz eine wichtige Rolle 
spielt. Förster berichtete auch: 
„Mountainbiker befahren gerne 
die felsigen Bereiche. Da fehlt 
der Respekt vor der Natur!“ Als 
Biotope für seltene Arten re-
agieren Felsbereiche besonders 
sensibel auf Störungen.

Naturschutz  
durch Bewirtschaftung

Roland Blank, Forstbetriebs-
leiter der Bayerischen Staats-
forsten ist für die Bewirtschaf-
tung des gesamten Nürnberger 
Reichswaldes zuständig. Er weiß 
wie wichtig die Holznutzung 
auch für den Wald selber ist: 
„Vor 40 Jahren haben die Förs-
ter die ersten Laubbäume unter 
die Kiefern gepflanzt. Der Wald-
umbau hin zu Mischwäldern ist 
Voraussetzung für die Zukunft 
eines gesunden Waldes im Kli-
mawandel. Alte Kiefern müs-
sen wir fällen, damit junge Laub-
bäume ausreichend Licht zum 
Wachsen erhalten.“

Durch die Arbeit der Förster 
ist der Reichswald erst zu dem 
heutigen Naturjuwel geworden. 
Spechte, Greifvögel, Fledermäu-
se und seltene Arten wie der 
Ziegenmelker finden hier ei-
nen Lebensraum. „Der Reichs-
wald ist fast vollständig als Vo-
gelschutzgebiet ausgewiesen“ 
betonte Dr. Klaus Köppel, Lei-
ter des Umweltamts Nürnberg. 
„Das verdeutlicht seine Bedeu-
tung als Schutzgebiet von euro-
päischem Rang. In den letzten 
Jahren waren Eingriffe in die Na-
tur erheblich, aber es gibt viele 
vorbildliche Lösungen, die ge-
meinsam mit Verbänden und 
Forstleuten im Wald umgesetzt 
werden“.

Holzbauweise  
ist Beitrag zum Klimaschutz

Wolf Opitsch, Architekt und 
Sachgebietsleiter im Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung 
der Landeshauptstadt Mün-
chen gab seine Erfahrungen 

mit der modernen Holzbauwei-
se im kommunalen Bereich wi-
der: „Die Leute, die im Holzbau 
einziehen, lieben das. Sie wol-
len nichts anderes. Für die Be-
wohner ist es wirklich etwas 
Besonderes im Holzbau zu le-
ben.“ Mittlerweile ist selbst der 
mehrgeschossige Holzbau kein 
Problem, im Gegenteil bietet 
der Holzbau Vorteile: „Es geht 
schneller, ist energetisch güns-
tiger, der Wohlfühlfaktor ist hö-
her und natürlich ist der Klima-
schutz durch den CO2-Speicher 
Holz ein wichtiges Kriterium. 
Gegenüber der mineralischen 
Bauweise können bis zu 60 Pro-
zent der klimaschädlichen Emis-
sionen substituiert werden“ so 
Optitsch.

Der Wald leistet viel, das hat 
der Waldtag Bayern verdeutlicht. 
Die Forstwirtschaft in Bayern be-
wegt sich auf einem hohen Ni-
veau und ist sich der Multifunkti-
onalität von Wald bewusst.

Als Ergebnis des Waldtags Bay-
ern 2018 kann festgehalten wer-
den, dass die Zusammenarbeit 
zwischen Kommunen und Forst-
sektor bereits vielerorts gut 
funktioniert. Manche Waldbesu-
cher bringen geringe Akzeptanz 
für die Waldbewirtschaftung und 
Holzbereitstellung auf. Das führt 
immer wieder zu Diskussionen, 
bei denen die Komplexität des 
Ökosystems Wald erklärt werden 
muss. Aufklärung über die Arbeit 
im Wald im direkten Dialog mit 
den Bürgern sowie ausgeprägte 
Öffentlichkeitsarbeit bieten hier 
gute Chancen die Akzeptanz zu 
erhöhen.

Gemeinsame Botschaft der 
Bayerischen Forstwirtschaft

Am Waldtag Bayern präsen-
tierten die Vertreter der Baye-
rischen Forstwirtschaft (VBF) – 
ein Zusammenschluss 21 forst-
licher Vereine und Verbände 
zusammen mit der Staatsregie-
rung – ihre gemeinsame Bot-
schaft. Darin gehen die VBF spe-
ziell auf die Problematik von 
Wald und Forstwirtschaft in Bal-
lungsräumen ein. Sie fordern 
unter anderem die Kommunen 
auf, mehr Holzbauprojekte auf 
den Weg zu bringen, finanziellen 
Mehraufwand für Erholungs-
funktion und Sicherstellung der 
Biodiversität auszugleichen und 
die Akzeptanz für die Bewirt-
schaftung zu erhöhen. Sie ermu-
tigen alle, die mit dem Wald zu 
tun haben, miteinander in den 
Dialog zu treten. r

Der querschnittsgelähmte Straßenbauer Rafael Spitz vor seinem 
Arbeitsplatz – einem 25-Tonnen-Radlader. Begleitet von seinem 
Reha-Manager Stefan Kalkbrenner, BG BAU. Bild: Bruno Streitmatter

„Ich will wieder arbeiten“
Innerhalb von Sekunden hat sich das Leben von Rafael Spitz ra-
dikal verändert: Auf dem Weg zur Arbeit kam sein Auto vor drei 
Jahren auf vereister Straße ins Schleudern und überschlug sich 
mehrfach. Nach der Akutversorgung mit Operation und erster 
Reha stand fest: Der Vater von sechs Kindern bleibt aufgrund 
seiner Verletzungen an der Wirbelsäule querschnittsgelähmt 
und auf einen Rollstuhl angewiesen. Doch der 46-jährige Stra-
ßenbauer ließ sich nicht unterkriegen. Schon kurz nach dem 
Unfall war für ihn klar: „Ich will wieder arbeiten“. Am liebsten 
wollte er das als Fahrer eines 25-Tonnen-Radladers machen. Auf 
diesem Weg wird Spitz von der Berufsgenossenschaft der Bau-
wirtschaft (BG BAU) unterstützt. Das berichtet die BG BAU zum 
Internationalen Tag der Menschen mit Behinderung.    

„Nach schweren Arbeitsunfäl-
len oder Berufskrankheiten blei-
ben häufig gesundheitliche Ein-
schränkungen zurück. Die me-
dizinische, berufliche und sozia-
le Rehabilitation gehört zu den 
Kernkompetenzen der BG BAU“, 
sagte Klaus-Richard Bergmann, 
Hauptgeschäftsführer der BG 
BAU. „Berufsgenossenschaftli-
che Kliniken und Reha-Manager 
der BG BAU ermöglichen vielen 
schwerverletzten Versicherten 
ins Arbeitsleben zurückzukehren 
und wieder am gesellschaftlichen 
Leben teilzunehmen“, so Berg-
mann weiter. Insgesamt 28.000 
Reha-Fälle hat die BG BAU allein 
im Jahr 2017 abgeschlossen.

So ging es auch Rafael Spitz: 
Von Anfang an – schon in der 
Zeit, als Spitz in der Berufsgenos-
senschaftlichen Unfallklinik Tü-
bingen mit allen geeigneten Mit-
teln versorgt wurde - informierte 

ihn die BG BAU persönlich über 
mögliche Unterstützungsmög-
lichkeiten, wie ein individuell an-
gepasstes Auto, einen zweiten 
Rollstuhl für sportliche Aktivitä-
ten oder einen behindertenge-
rechten Umbau des Wohnhau-
ses. „Die Reha-Manager der BG 
BAU“, so Bergmann, „erstellen 
Rehabilitationspläne und koordi-
nieren in Absprache mit Ärzten, 
Arbeitgebern und Verletzten alle 
Aktivitäten bis hin zur Genesung 
und einer beruflichen sowie so-
zialen Wiedereingliederung“. 

Mit einer Liftanlage kommt 
Spitz jetzt bequem in sein Wohn-
haus und er wird künftig mit ei-
nem zusätzlichen Lift auch un-
gehindert in seinen Keller gelan-
gen können. Zudem ist er auch 
finanziell voll abgesichert: Nach 
dem Verletztengeld und Über-
gangsgeld bezieht er neben dem 
Pflegegeld seit Ende Mai eine 

Unfallrente von der BG BAU.     
Doch Spitz möchte so selb-

ständig leben, wie möglich. „Und 
dazu gehört für mich auch der 
Job“, sagt der seit über 20 Jah-
ren mit Baumaschinen vertrau-
te Straßenbauer. Daher suchte 
sein Reha-Manager, Stefan Kalk-
brenner, für Spitz einen Weg zu-
rück ins Berufsleben, der seiner 
Leistungsfähigkeit und Neigung 
entspricht. Im Verlauf eines Vor-
bereitungslehrgangs und einer 
Umschulung im Bereich Uhren 
und Schmuck wurde schnell klar, 
dass nichts anderes die Leiden-
schaft für seine frühere Arbeit 
als Baumaschinenführer im Stra-
ßenbau ersetzen kann.

Behindertengerechter  
Umbau

Und weil die Wiederaufnah-
me der bisherigen beruflichen 
Tätigkeit Vorrang hat, nahm die 
BG BAU gern das Angebot des 
früheren Arbeitgebers an, Spitz 
einen Einsatz als Radlader-Fah-
rer zu ermöglichen. Der behin-
dertengerechte Umbau der 25 
Tonnen schweren Baumaschi-
ne wurde in die Wege geleitet. 
Das war der erste Sonderumbau 
dieser Art. Nach einem Probe-
lauf, bei dem der Querschnitts-
gelähmte alle notwendigen Ar-
beiten mit der Baumaschi-
ne erledigen konnte, stand der 
erneuten Beschäftigung in sei-
nem Wunschberuf nichts mehr 
im Weg. „Mein Grundgedanke 
war, wer Auto fährt, kann auch 
eine Baumaschine bedienen“, 
sagt Spitz. Mit einem Spezial-
lift kommt er regelmäßig in die 
Fahrerkabine, an einem elektro-
nischen Zuggerät kann er seinen 
Rollstuhl festmachen und Gas 
und Bremse des Radladers steu-
ert er nun mit einem Joystick. So 
kann Spitz wieder in vollem Um-
fang berufstätig sein.  r

Dr. Uwe Brandl: 

Das ist unfair 
bei der Maut!

Bund kassiert bei  
gemeindlichen Fahrten und 

begünstigt landwirtschaftliche 
 Transportfahrten, 

Bayerns Gemeinden, Märk-
te und Städte haben kein Ver-
ständnis für eine Ungleichbe-
handlung bei der Maut auf 
Bundesfernstraßen. Der Ver-
kehrsausschuss des Deut-
schen Bundestags beschloss 
jüngst, dass künftig landwirt-
schaftliche und forstwirt-
schaftliche Fahrzeuge bis 
40 km/h bauartbedingter 
Höchstgeschwindigkeit keine 
Maut bezahlen müssen. Im 
Gegensatz dazu müssen Ge-
meinden für ihre Lastkraft-
wagen bei der Erfüllung ge-
meindlicher Aufgaben weiter-
hin Maut entrichten. 

Gemeindetagspräsident Dr. 
Uwe Brandl: „Das versteht 
kein Mensch: Gemeinden 
und Städte erbringen Leis-
tungen für die Allgemeinheit. 
Wenn sie mit ihren kommu-
nalen Lastkraftwagen unter-
wegs sind, sollen sie Maut 
zahlen. Der Landwirt dage-
gen nicht. Auch wenn er damit 
Geld verdient. Wieso lässt sich 
der Verkehrsausschuss des 
Deutschen Bundestags von 
der Agrarlobby so einwickeln? 
Bei der Maut wird ersichtlich 
mit zweierlei Maß gemessen. 
Das ist unfair!“ Brandl forder-
te den Bund noch einmal auf, 
auch kommunale Lastkraftwa-
gen oder die Beförderung von 
Gütern durch Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts 
im Rahmen ihrer öffentlichen 
Aufgaben ebenfalls von der 
Maut auszunehmen.  r
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Voller Einsatz gegen Schnee und Eis.
Im Winterdienst zählen Schnelligkeit, Zuverlässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit. Der Unimog ist in jeder dieser 
Disziplinen ein Profi. Dafür sorgen zum Beispiel innovative 
Eigenschaften wie der synergetische Fahrantrieb EasyDrive, 

der während der Fahrt den Wechsel zwischen mecha nischem 
und stufenlosem Antrieb (0–50 km/h) erlaubt, der 
komfortable Arbeitsplatz mit intuitivem Bedien konzept 
oder modernste Euro-6-Motoren bis 220 kW (299 PS). 

Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Konzept der Bundesregierung für saubere Luft:

Mercedes-Benz bietet Umtausch-
Programm für Diesel-Fahrzeuge

Berlin. Mercedes-Benz gewährt eine erhöhte Umtauschprämie 
für Pkw und Vans in den von der Bundesregierung definierten 
Schwerpunktregionen. Bei der Wahl eines Neufahrzeugs erhalten 
Kunden bis zu 10.000 Euro Prämie. Für Gebrauchtwagen der Mar-
ke „Junge Sterne“ beträgt die Prämie bis zu 5.000 Euro. 

Erstmals besteht auch die 
Umtauschmöglichkeit für Die-
selfahrzeuge mit EU5. Die Prä-
mie gilt, wenn Kunden aus 
den Schwerpunktregionen ei-
nen Mercedes-Benz Pkw mit 
EU6c oder EU6d-TEMP oder 
EU6d Abgasnorm für Diesel, 
Benziner oder Plug-in-Hybride 
oder einen Mercedes-Benz Van 
wählen. Beim Kauf eines neu-
en Vans erhalten sie eine Um-
tauschprämie in Höhe von bis 
zu 6.000 Euro. Die Umtausch-
prämie wird zusätzlich zu ande-
ren Rabatten gewährt. Ergänzt 
wird das Programm durch Fi-
nanzierungsangebote für Neu-
fahrzeuge mit 1 Prozent effek-
tivem Jahreszins. Daimler leis-
tet damit einen erheblichen 
Beitrag zum Konzept der Bun-
desregierung für saubere Luft 
und die Sicherung der individu-
ellen Mobilität in den Städten, 
um etwaige Nachteile für Die-
sel-Fahrer zu verhindern.

Hardware- 
Nachrüstungsprogramm

Daimler wird sich auch an ei-
nem Hardware-Nachrüstungs-
programm der Bundesregie-
rung finanziell beteiligen – die 
genaue Spezifikation des Pro-

gramms wird noch geklärt. Auf 
Grund der schnelleren Umset-
zung hat für die Daimler AG die 
Erneuerung des Fahrzeugbe-
standes in den Schwerpunkt- 
regionen Priorität. Mit deut-
lich erhöhten Umtauschprämi-
en, die nun auch bei Inzahlung-
nahme von Dieselfahrzeugen 
mit EU5 gelten und zusätzlich 
zu anderen Rabatten gewährt 
werden, hat Mercedes-Benz 
einen starken Anreiz dazu ge-
schaffen. 

Reduzierung der  
Stickoxid-Emissionen

Die Angebote sollen hel-
fen, die Stickoxid-Emissionen 
in den Städten zu reduzieren – 
ohne Fahrverbote und mit dem 
modernen Diesel. Die Prämi-
en betragen bei der Wahl ei-
nes Neufahrzeugs 10.000 Euro 
für die Mercedes-Benz S-Klas-
se und GLS, 3.000 Euro für A- 
und B-Klasse, CLA und GLA 
und 6.000 Euro für alle ande-
ren Mercedes-Benz Pkw Bau-
reihen. Bei der Wahl eines Ge-
brauchten der Marke „Junger 
Stern“ beträgt die Prämie 5.000 
Euro beim Kauf einer E-Klasse, 
einer S-Klasse oder eines GLS, 
bei allen anderen Baureihen be-

trägt die Prämie für den „Jungen 
Stern“ 3.000 Euro. 

Altfahrzeuge der Abgasnorm 
EU4 und EU5 werden in Zahlung 
genommen und die Prämie zu-
sätzlich angerechnet. Für Die-
sel-Fahrzeuge mit EU1 bis EU3 
erhalten Kunden beim Kauf ei-
nes Neufahrzeugs weiterhin ei-
nen Wertausgleich für ihr bishe-
riges zu verschrottendes Fahr-
zeug, Bei Vans erhalten die 
Besitzer von EU1- bis EU5-Die-
selfahrzeugen mit der Pkw-Zu-
lassung (M1) in den Schwer-
punktregionen eine Umtausch-
prämie in Höhe von 6.000 Euro, 
wenn sie sich für einen neuen 
Sprinter oder eine V-Klasse (in-
kl. Marco Polo) entscheiden so-
wie 3.000 Euro für einen Citan, 
Vito oder X-Klasse. 

Bei der Wahl eines „Junge 
Sterne Transporter“ beträgt die 
Prämie beim Citan, Vito und 
X-Klasse 1.500 Euro, bei V-Klas-
se (inkl. Marco Polo) und Sprin-
ter 3.000 Euro. Zusätzlich zur 
Umtauschprämie erhalten die 
Van-Kunden einen Wertaus-
gleich für ein EU1- bis EU3-Die-
sel-Gebrauchtfahrzeug, welches 
durch den Kunden verschrot-
tet wird. Für ein neues Sonder-
modell „Das Taxi“ der Merce-
des-Benz E-Klasse kann eine 
Umtauschprämie von 6.000 Eu-
ro in Anspruch genommen wer-
den. In Verbindung mit der aktu-
ell gültigen Inzahlungnahmeprä-
mie durch die Daimler AG kann 
die Prämie insgesamt 10.000 

Der nächste Winter kommt bestimmt – getreu diesem Motto 
wird jetzt der Umgang mit dem Schneepflug geübt. Hier kommt 
es nämlich beim Räumen auf jeden Zentimeter an und es ist viel 
Fingerspitzengefühl gefragt. Und so sind bei der ersten Schnee-
pflug-Meisterschaft des Landesbetriebs Mobilität Rheinland-Pfalz 
22 Teams der Straßen- und Autobahnmeistereien aus der Re- 
gion angetreten, um sich mit einem Unimog U 430 in acht kniffligen 
Wettbewerbs-Aufgaben zu messen. 
Am Ende des Tages konnten Matthias Rudolph und Luca Assenma-
cher von der Autobahnmeisterei Emmelshausen den Sieg für sich 
entscheiden.    r

Euro betragen. Die Umtausch-
prämie gilt, wenn Kunden aus 
den Schwerpunktregionen ih-
ren gebrauchten Diesel mit EU1 
bis EU5 (egal, welcher Marke) 
gegen einen Mercedes-Benz 
Pkw mit EU6c oder EU6d-TEMP 
oder EU6d Abgasnorm für Die-
sel, Benziner oder Plug-in-Hybri-
de tauschen. Sie kann außerdem 
mit anderen Rabattprogrammen 
kombiniert werden, z.B. mit dem 
Umweltbonus für Plug-in-Hy-
bride in Höhe von 3.000 Euro. 
Zur Umtauschprämie bietet die 
Mercedes-Benz Bank eine at-
traktive Fahrzeugfinanzierung 
mit 1 Prozent effektiven Jahres-
zins beim Erwerb eines Neufahr-
zeugs. Die neuen Umtauschprä-
mien gelten mit Bestellung ab 
08. 10. 2018. Das Umtauschpro-
gramm ist eine freiwillige Aktion 
und gilt bis auf weiteres.

Breite Auswahl an  
Euro 6d-TEMP-Fahrzeugen

Das Altfahrzeug muss vor 
dem 1. Oktober 2018 (Stich-
tagsprinzip) auf den Käufer zu-
gelassen worden sein. Außer-
halb der Schwerpunktregionen 
gilt unverändert die bisherige 
Umtauschprämie für Pkw. Mit 
über 200 Benzin- und Diesel-Va-
rianten bietet Mercedes-Benz 
Pkw eine breite Auswahl von 
Fahrzeugen, die bereits nach 
Euro 6d-TEMP zertifiziert sind. 
Mercedes-Benz hat damit be-
reits 80 Prozent der Pkw-Flot-
te in Europa nach der strengen 
Abgasnorm Euro 6 d oder Euro 
6 d-TEMP zertifiziert – ein Jahr, 
bevor dies für alle Fahrzeuge 
verpflichtend sein wird.  r

Stadt Würzburg:

Die Stadtreiniger sind für den 
Winterdienst 2018/19 gerüstet

Für die bevorstehende Winterperiode ist der Eigenbetrieb „Die 
Stadtreiniger“ gut vorbereitet, um für freie Fahrt auf den Straßen 
in Würzburg zu sorgen. „Wenn Schneefall oder Glätte zu erwarten 
ist, sind etwa 150 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Rufbereit-
schaft, um die Straßen von Schnee und Eis zu befreien und arbei-
ten, wenn nötig, stetig im Dauereinsatz. Die Sicherheit aller Ver-
kehrsteilnehmer hat dabei höchste Priorität“, kündigt Werkleiter 
Wolfgang Kleiner an. 

Insgesamt etwa 3.000 t Streu- 
salz, 9.000 Liter Sole, 300 t Gra-
nulat und 100 t Granulat/Salz-
gemisch sind eingelagert, um 
den potenziellen Bedarf von 
Streumitteln abzudecken. 

Bei Wintereinbruch werden 
pro Einsatz mit insgesamt 32 
Groß- und Kleinfahrzeugen, da-
runter zehn Lastkraftwagen, 
zwei Unimogs und 24 Klein-
streufahrzeuge, rund 700 Ki-
lometer Fahrbahnlänge von 
Schnee und Eis befreit. Werklei-
ter Wolfgang Kleiner: „In vielen 
Fällen leisten wir über das ge-
setzlich vorgeschriebene Maß 
Winterdienst. Bei starken und 
anhaltenden Schneefällen bit-
ten wir jedoch um Verständnis, 
dass unsere Kapazitäten be-
grenzt sind und wir nicht über-
all sofort im Einsatz sein kön-
nen.“ Der Winterdienst kon-
zentriert sich dann gemäß der 
gesetzlich vorgeschriebenen 
Reinigungs- und Verkehrssiche-
rungspflicht auf Straßen und 
Bereiche mit der höchsten Prio- 
rität. Dazu zählen verkehrs-
wichtige und gefährliche Stra-
ßenabschnitte, unter anderem 
Rettungswege und Hauptver-
kehrswege.

Online-Service für Radfahrer

Um Radfahrern einen besse-
ren Überblick über die durch 
den Winterdienst betreuten 
Radverkehrsrouten zu ermögli-
chen, veröffentlichen die Stadt-
reiniger auf ihrer Homepage die 
Winterradverkehrsrouten unter 
www.wuerzburg.de/30509.

Unterstützt werden die 
Stadtreiniger durch die Stra-
ßenwetterinformationen von 
Wetterdiensten und die mo-
derne Fahrzeugtechnik, die bei 
der grammgenauen Ausbrin-
gung der Streumenge für Win-
terdiensteinsätze eine große 
Hilfe ist.

Räum- und  
Streupflichten für Gehwege

„Aber auch die Bürgerinnen 
und Bürger müssen ihren Teil 
beitragen, um für sichere Stra-
ßen zu sorgen“, macht Betriebs-
leiter Christian Strohalm deut-
lich.  Für das Räumen und Streu-
en der Gehwege mit einer Breite 
von 1,50 Meter bei Schnee und 
Glätte sind in der Stadt Würz-
burg gemäß der Straßenreini-
gungs- und -sicherungsverord-
nung die Anlieger bzw. Grund-
stückseigentümer verantwort-
lich. Die Verkehrssicherheit 
muss an Wochentagen bis 7 
Uhr morgens, an Sonn- und Fei-
ertagen bis 8 Uhr hergestellt 
sein und tagsüber jeweils bis 20 
Uhr aufrechterhalten werden. 
Nachts gibt es weder auf Stra-
ßen noch auf Gehwegen eine 
generelle Winterdienstpflicht. 

Salzverbot beim Anlieger-
winterdienst

In diesem Zusammenhang 
weisen „Die Stadtreiniger“ da-
rauf hin, dass in Würzburg seit 
der Winterdienstsaison 2017 
ein Salzverbot beim Anlieger-
winterdienst gilt, da sich auf-

tauende Streumittel wie z. B. 
Salz ungünstig auf unsere Um-
welt insbesondere Pflanzen und 
Tiere auswirken. Für Grund-
stückseigentümer, Hausverwal- 
tungen, Hausmeisterdienste 
bzw. Dienstleister heißt dies, 
abstumpfende Streustoffe wie 
z. B. Lavagranulat, Sand, Splitt 
und dergleichen ausreichend 
vorzuhalten. Die Straßenreini-
gungs- und sicherungsverord-
nung regelt in § 10 Abs. 1, dass 
das Streuen von auftauenden 
Streumitteln wie Salz verboten 
ist. Das Missachten dieser Vor-
schrift stellt eine Ordnungswid-
rigkeit dar und kann mit einem 
Bußgeld von bis zu 1.000 € be-
legt werden. Nur bei Glatteis 
oder Glatteis in Folge gefrie-
renden Regens (Eisregen) ist die 
Verwendung von auftauenden 
Streustoffen an den betroffenen 
Stellen zulässig.

Erhöhte Vorsicht  
im Straßenverkehr nötig

Für die anstehende Winter-
periode ist auch erhöhte Vor-
sicht im Straßenverkehr not-
wendig, um die Unfallgefahr 
zu verringern. Bei winterli-
chen Straßenverhältnissen soll-
ten Verkehrsteilnehmer mög-
lichst nur die geräumten und 
gestreuten Straßen nutzen und 
auf wettertaugliche Reifen und 
die Fußgänger auf geeignetes 
Schuhwerk achten. Auch muss 
das schnelle Durchkommen 
der Winterdienstfahrzeuge je-
derzeit ermöglicht werden. Be-
triebsleiter Christian Strohalm: 
„Falsch geparkte Fahrzeuge er-
schweren häufig die Winter-
diensteinsätze, das kostet wert-
volle Zeit! Nur wenn der Win-
terdienst und alle Verkehrs- 
teilnehmer gut zusammenar-
beiten, kann die Mobilität und 
Sicherheit im Straßenverkehr 
gewährleistet werden.“ r

BDEW-Hauptgeschäftsführer Stefan Kapferer: 

CO2-Flottengrenzwerte für PKW 
Das Votum der EU-Umweltminister, die Zielvorgaben bei den 
Flottengrenzwerten für PKW gegenüber der Kommission auf 
35 Prozent bis 2030 anzuheben, sei laut Kapferer ein wichti-
ges Signal für die Energiewende im Verkehrsbereich. 

Kapferer sieht hier einen steigenden Handlungsdruck: „Der 
Verkehr ist nach der Energiewirtschaft der zweitgrößte Emit-
tent von Treibhausgasen. Bisher ergriffene Klimaschutzmaß-
nahmen im Verkehrssektor hatten wenig Erfolg, er liegt bei 
der Minderung von Treibhausgasen massiv im Rückstand.“ 

Die vorgeschlagene Verschärfung der CO2-Grenzwerte für 
PKW hätte, so Kapferer weiter „auch einen positiven Effekt 
für Deutschland und die Arbeit der Nationalen Plattform Zu-
kunft der Mobilität.“     r



KO M M U N A L E  U M W E LT -  U N D  A B FA L LT H E M E N10 GZ6. Dezember 2018

Europäische Woche der Abfallvermeidung:

Wege aus der 
Wegwerfgesellschaft

„Bewusst konsumieren und richtig entsorgen“, lautete das Motto 
der 9. Europäischen Woche der Abfallvermeidung (EWAV). Knapp 
450 Aktionen fanden in ganz Deutschland statt. So starteten un-
zählige Plakatkampagnen, Repair Cafés öffneten ihre Türen, ge-
meinnützige Vereine luden zum gemeinsamen Kochen gegen die 
Lebensmittelverschwendung ein. Auch Bundes- und Landesbe-
hörden, Stadt- und Kreisverwaltungen, kommunale Entsorgungs-
unternehmen, Verbraucherzentralen, soziale Einrichtungen so-
wie Umweltinitiativen beteiligten sich an der Kampagne, die vom 
VKU koordiniert wird. Fachlicher Ansprechpartner ist das UBA. 

Zum Auftakt der Europäi-
schen Woche der Abfallvermei-
dung stellte der Parlamentari-
sche Staatssekretär Florian Pro-
nold neue Umfrageergebnis-
se und Zahlen zu Elektroschrott 
und zur Akzeptanz des Elekro-
schrottrecyclings vor. Wie Pro-
nold betonte, sind alte Elektro-
geräte kleine Rohstofflager. Da-
mit sie hochwertig recycelt wer-
den können, müssten sie wieder 
zurückgegeben werden und dürf-
ten nicht illegal exportiert wer-
den oder im Hausmüll landen. 
Zwar existiere hierzulande ein 
dichtes Netz an Sammelstellen, 
doch seien viele Menschen da-
mit nicht vertraut. Zugleich ge-
be es immer wieder Händler, die 
die Rückgabe von Elektrogeräten 
erschweren. „Hier gibt es noch 
reichlich Handlungsbedarf“, stell-
te der Staatssekretär klar.

Rückgabe von Elektrogeräten

Seinen Ausführungen zufol-
ge verpflichten das Elektroge-
rätegesetz und das Batteriege-
setz den Handel zur Rücknahme 
dieser Produkte, wenn sie aus-
gedient haben. Die EU-Sammel-
quoten von jeweils 45 Prozent 
für beide Produktbereiche wur-
den allerdings zuletzt nur knapp 
erreicht. 

Um die Sammelmengen zu er-
höhen, wurden die Regeln für 
die Rückgabe von Elektrogerä-

ten bereits verändert. Das Elek-
trogerätegesetz sieht bei Ver-
stößen des Handels gegen sei-
ne Rücknahmepflichten nun ein 
Bußgeld von bis zu 100.000 Eu-
ro vor. Eine entsprechende Än-
derung des Elektro- und Elek-
tronikgerätegesetzes ist 2017 
in Kraft getreten. Bereits 2016 
wurden zudem mehr Kompe-
tenzen für den Zoll eingeführt, 
um gegen die illegale Entsor-
gung bzw. den Export alter Elek-
trogeräte vorzugehen. 

Höheres Batterieaufkommen

Eine Novelle des Batteriege-
setzes wird laut Pronold der-
zeit vorbereitet. Hierbei sollen 
die Hersteller stärker als bisher 
im Rahmen ihrer Produktver-
antwortung eingebunden wer-
den und somit auch zu höheren 
Sammelquoten beitragen. Das 
Batterieaufkommen hat sich in 
den vergangenen Jahren stark 
erhöht. Im Jahr 2017 stieg die 
Masse der in Verkehr gebrach-
ten Gerätebatterien so stark 
wie noch in keinem Jahr zuvor 
an: So war im Vergleich zu 2016 
ein Wachstum um 5.132 Tonnen 
bzw. um 11,3 Prozent zu ver-
zeichnen.

Die Sammelmenge erhöhte  
sich von 2016 auf 2017 von 
20.524 auf 21.037 Tonnen. Um 
besser über die Sammelstel-
len für Elektrogeräte und Batte-

rien zu informieren, wurde kürz-
lich ein Sammellogo eingeführt, 
das Verbraucher besser auf die 
Rückgabe aufmerksam machen 
soll. Es wurde von den beiden 
Stiftungen Elektroaltgeräte-Re-
gister (EAR) und Gemeinsames 
Rücknahmesystem Batterien 
(GRS) erarbeitet und wird der-
zeit beworben.

Verzicht auf Plastik

Bayern will die Abfallmengen 
weiter reduzieren und wirbt für 
einen bewussten Verzicht auf 
Plastik im Alltag. Ziel ist, unnö-
tigen Plastikmüll und die Ver-
schmutzung der Natur zu ver-
meiden und anfallenden Abfall 
bestmöglich zu verwerten, er-
klärte Bayerns Umweltminister 
Thorsten Glauber. Bayern set-
ze dabei auf Aufklärung und Be-
ratung, auf eine Änderung des 
Alltagsverhaltens und regionale 
Konzepte zur Müllvermeidung. 

Der Freistaat habe in diesem 
Zusammenhang einen Leitfaden 
zur Erstellung kommunaler Ab-
fallvermeidungskonzepte erstel-
len lassen. Beispielsweise kann 
im Alltag an vielen Stellen der 
Einsatz von Kunststoffen redu-
ziert werden: beim Verzicht auf 
Plastiktüten zugunsten von Stoff-
taschen oder Flechtkörben oder 
der Nutzung von mehrfach ver-
wendbaren Behältern statt Ein-
weglösungen. Gemeinsam mit 
Politik, Wirtschaft und Verbän-
den habe das Umweltministe-
rium einen Runden Tisch gegen 
die Flut von Einwegbechern ins 
Leben gerufen.

Auch im Wirtschaftskreis-
lauf sollen Ressourcen zukünftig 
noch punktgenauer eingesetzt 
werden. Wie Glauber darleg-
te, brauchen wir eine Rohstoff-
wende. Das Wirtschaftswachs-

VBS-Jahrestagung 2018:

Plädoyer für 
fairen Wettbewerb

Die Jahrestagung des Verbandes der Bayerischen Entsorgungsun-
ternehmen e.V. (VBS) in Bad Griesbach stand ganz im Zeichen der 
Landtagswahl. Vertreter aus Politik, Verwaltung, Wissenschaft und 
Wirtschaft diskutierten über die richtigen Rahmenbedingungen für 
einen weiteren Ausbau der Kreislaufwirtschaft. Erfreulich war die 
hohe Beteiligung: Otto Heinz, einstimmig erneut zum VBS-Präsi-
denten gewählt, konnte über 320 Gäste und Mitglieder begrüßen.

Der diesjährige Festredner, 
Staatsminister a. D. Erwin Hu-
ber, betonte, dass die mittelstän-
disch geprägte Entsorgungswirt-
schaft in Bayern einen maßgeb-
lichen Beitrag zum Gemeinwohl 
leiste und forderte ein klares Be-
kenntnis der Politik zum Mittel-
stand und zum fairen Wettbe-
werb. VBS-Präsident Otto Heinz 
dankte Huber dafür, dass er sich 
in den vergangenen Jahren sehr 
engagiert für faire Wettbewerbs-
bedingungen in der Branche stark 
gemacht und stets ein offenes 
Ohr für die Themen der Branche 
gezeigt hatte.

In Grundsatzfragen 
die richtigen Weichen stellen

Neben stabilen Verhältnissen 
erhofft sich die bayerische Ent-
sorgungswirtschaft wichtige Im-
pulse von der neuen Legislatur-
periode des Landtags. „Wir wol-
len die Kreislaufwirtschaft wei-
ter voran bringen“, erklärte   
VBS-Präsident Heinz. Im Vorfeld 
der Landtagswahl hatte der Ver-
band die flächendecke Einfüh-
rung der Biotonne in Bayern und 
Markttests für bürgernahe Ent-
sorgungsleistungen gefordert. 
Hierzu führte der VBS-Präsident 
aus: „Kein Mensch fährt seinen 
Biomüll zum Wertstoffhof! Da-
her landet er viel zu häufig in den 
kommunalen Verbrennungsanla-
gen. Wir appellieren deshalb an 
die Verantwortlichen, das Kreis-
laufwirtschaftsgesetz im Sinne 
des Klima- und Ressourcenschut-
zes endlich ernst zu nehmen und 

jedem Bürger in Bayern direk-
ten Zugang zu einer Biotonne zu  
ermöglichen. Ebenso grundsätz- 
lich muss die Politik überprüfen, 
ob kommunale Wirtschaftstätig-
keit auf das notwendige Maß be-
grenzt bleibt – der aktuelle Re-
kommunalisierungstrend in bay-
erischen Kommunen ist eine 
große Bedrohung für die mittel-
ständischen Betriebe der Entsor-
gungswirtschaft.“

Podiumsveranstaltung zur 
Kreislaufwirtschaft 4.0

In der Podiumsdiskussion dis-
kutierte Otto Heinz mit Volker 
Fennemann (Fraunhofer IML), Dr. 
Hartmut Hoffmann (Bund für Um-
welt und Naturschutz Deutsch-
land) und Heino Jahn (Vorsitzen-
der VKS Landesgruppe Bayern). 
Es herrschte Einigkeit darüber, 
dass der Megatrend Digitalisie-
rung die Entsorgungswirtschaft 
verändern wird: So muss sich 
die Branche u.a. auf neue Wett-
bewerber mit neuen Geschäfts-
modellen einstellen. Zuletzt hat-
te der Einstieg des größten eu-
ropäischen Handelskonzerns in 
das Systemgeschäft und die vor-
herige Übernahme der Tönsmei-
er-Gruppe für großes Aufsehen 
in der Branche gesorgt.

Erstmals wurde die Veranstal-
tung klimaneutral abgehalten, 
d.h. die zuvor berechnete emit-
tierte Menge von 29 Tonnen 
CO2 wurde in einem hochwerti-
gen myclimate-Klimaschutzpro-
jekt „Aus Abfall wird Biodünger“ 
in Nepal kompensiert. r

tum muss noch weiter vom Res-
sourcenverbrauch entkoppelt 
werden. Unser Ziel ist eine Wirt-
schaft möglichst ohne Abfälle. 
Dafür investieren wir in hochka-
rätige Forschung.“

In einem Maßnahmenpaket 
hat der Freistaat mehrere Hand-
lungsschwerpunkte zur Plastik-
vermeidung festgelegt: So soll 
das erfolgreiche Bayerische Res-
sourceneffizienz-Zentrum wei-
ter gestärkt werden. Um Ersatz-
produkte für Kunststoff herzu-
stellen, treibt Bayern außerdem 
die Forschung für Biokunststof-
fe, die vollständig biologisch ab-
baubar sind, voran. Auch das 
Recycling im Inland sowie die 
Recyclingqualität sollen gestärkt 
werden. Ein weiteres wichtiges 
Handlungsfeld sind Öffentlich-
keitsarbeit und Informationsof-
fensiven, insbesondere zusam-
men mit der Wirtschaft.

Laut VKU-Vizepräsident Pa-
trick Hasenkamp wurden in 
Deutschland 2016 zwei Millio-
nen Tonnen Elektro- und Elek-
tronikgeräte gekauft. Neben 
wertvollen Metallen enthielten 
Elektrogeräte oft auch Schad-
stoffe wie Quecksilber, Fluor- 
chlorkohlenwassertoffe oder po- 
lybromierte Flammschutzmittel. 
Gleiches gelte für Batterien, die 
giftige Schwermetalle wie Queck-
silber, Cadmium oder Blei enthal-
ten können. Hasenkamp: „Her-
steller müssen Geräte umwelt-
schonend, langlebig und reparier-
bar produzieren. Die europäische 
Ökodesignrichtlinie zum Beispiel 
bietet dafür eine gute Basis.“ 

Depotcontainer als Lösung

Auch die Entsorgung müs-
se an die neuen Herausforde-
rungen angepasst werden: „Die 
kommunalen Abfallwirtschafts-
betriebe sind für die Bürgerin-
nen und Bürger die ersten An-
sprechpartner für die Entsor-
gung von Elektroschrott. Der 
Handel nimmt hingegen sei-
ne Rücknahmepflicht nur stief-
mütterlich wahr und ihm fehlt 
die erforderliche Entsorgungs-
kompetenz. Auch die Kommu-
nen müssen allerdings mit ihren 
Sammelstrukturen dichter an 
die Bürger heranrücken, um die 
ehrgeizigen Sammelquoten ab 
dem nächsten Jahr zu erfüllen. 
Dafür können Depotcontainer 
im öffentlichen Straßenraum ei-
ne gute Lösung sein, die aller-
dings derzeit durch das Gefahr-
gutrecht zu stark reglementiert 
werden. Zudem unterstützen 
die Kommunen das neue Sam-
melstellenlogo, das vor wenigen 
Tagen der Öffentlichkeit vorge-
stellt wurde. Die Sammelstellen 
für alte Elektrogeräte und Bat-
terien sollen einheitlich und flä-
chendeckend gekennzeichnet 
werden.“ 

Ebenfalls eine wichtige Auf-
gabe: Der Export von E-Schrott 
ins außereuropäische Ausland 
muss verringert werden. Ha-
senkamp: „Es darf nicht sein, 
dass E-Schrott aus Deutschland 
in Ghana auf der Müllkippe en-
det, wo Menschen unter äu-
ßerst gesundheits- und umwelt-
schädlichen Bedingungen unse-
ren Schrott auseinander neh-
men müssen.“ DK

BMU leitet Trendwende ein:

Fünf-Punkte-Plan 
für weniger Plastik

Eine Mischung aus gesetzlichen und freiwilligen Maßnahmen zur 
Vermeidung von überflüssigem Plastik sieht ein von Bundesum-
weltministerin Svenja Schulze kürzlich vorgelegter Fünf-Punkte-
Plan vor. Auch Alternativen zur Plastiknutzung wie etwa das Trin-
ken von Leitungswasser sollen gestärkt werden.

Zunächst liegt das Augenmerk 
auf der Vermeidung von über-
flüssigen Produkten und Ver-
packungen. Die Bundesregie-
rung unterstützt ein europa-
weites Verbot von bestimmten 
Einweg-Plastikartikeln wie Plas-
tikgeschirr, das heuer noch be-
schlossen werden soll. Auf na-
tionaler Ebene wird das Bun-
desumweltministerium einen 
Dialog mit dem Handel starten, 
um freiwillige Selbstverpflich-
tungen zu erreichen. Vorbild ist 
die Vereinbarung zu den Plastik-
tüten, die Schulze zufolge nach 
zwei Jahren bereits zu einem 
Rückgang des Verbrauchs um 
zwei Drittel geführt habe. Ein 
Thema des neuen Dialogs wer-
den überflüssige Verpackun-
gen von Obst und Gemüse sein. 
Zudem sollen Alternativen zur 
Plastiknutzung gestärkt werden, 
etwa durch eine Initiative zur 
Nutzung von Leitungswasser als 
Trinkwasser. 

Punkt 2 des Plans ist die um-
weltfreundliche Gestaltung von 
Verpackungen und Produkten. 
Ab 2019 müssen die Lizenzent-
gelte, die die Hersteller an die 
dualen Systeme zahlen, ökolo-
gische Kriterien stärker berück-
sichtigen. Dann gilt: Wer eine 
Verpackung verwendet, die sich 
gut recyceln lässt oder aus recy-
celtem Material besteht, zahlt 
weniger als derjenige, der das 

nicht tut. Für Produkte schlägt 
das BMU zudem eine neue Re-
gelung vor: Demnach müssten 
Produkte unter anderem so ge-
baut sein, dass man sie leicht 
auseinanderbauen und reparie-
ren oder recyceln kann. 

Recycling stärken

Ein weiteres Element ist die 
Stärkung des Recyclings. Ab 1. Ja- 
nuar 2019 werden die Recycling-
quoten für Kunststoffverpackun-
gen von derzeit 36 Prozent zu-
nächst auf 58,5 Prozent erhöht. 
Ab dem 1. Januar 2022 steigen 
sie wie im Verpackungsgesetz 
beschlossen auf 63 Prozent. Um 
die Nachfrage nach den so ge-
wonnenen neuen Rohstoffen 
zu erhöhen wird das BMU eine 
neue Rezyklat-Initiative starten. 
In einem Dialog sollen alle Akteu-
re entlang der Produktionskette 
daran arbeiten, die Qualität und 
die Akzeptanz von Rezyklaten zu 
steigern. Die öffentliche Hand 
soll bei der Beschaffung mit gu-
tem Beispiel vorangehen. 

Punkt 4 widmet sich dem Be-
reich der Bioabfälle. Hier soll der 
Eintrag von Plastik durch Auf-
klärung und strengere Anfor-
derungen an die Kompostqua-
lität vermieden werden. Punkt 
5 schließlich legt den Fokus auf 
den Kampf gegen den Meeres-
müll. Hier beabsichtigt das BMU, 

ab 2019 stärker in die praktische 
Umsetzung einzusteigen. 

Nach Auffassung des Deut-
schen Städte- und Gemein-
debundes ist der vorgelegte 
5-Punkte-Plan „im Grundsatz 
zu begrüßen“. Die angestoße-
ne Diskussion, die unter ande-
rem die Sensibilisierung der 
Bürgerschaft zum Ziel hat, kön-
ne durchaus dazu beitragen, 
dass die Vermüllung von Städ-
ten und Gemeinden durch Cof-
fee to go-Becher oder Einweg-
plastikgeschirr nachlässt. 

Ins gleiche Horn stößt der 
Grüne Punkt: „Kunststoff ist ein 
wertvoller Rohstoff, wir müs-
sen verantwortungsvoller da-
mit umgehen“, betont CEO Mi-
chael Wiener. Dazu notwendig 
seien neben der Abfallvermei-
dung die recyclinggerechte Ge-
staltung von Produkten und der 
Einsatz von Rezyklaten anstelle 
von neuem Kunststoff, der aus 
Erdöl gemacht wird.

Chancen erkennen

Laut Wiener sind Deutschland 
und Europa von den selbst for-
mulierten Zielen derzeit noch 
weit entfernt: 60 Millionen Ton-
nen jährlich beträgt die Produk-
tionskapazität in Europa für neue 
Kunststoffe, dagegen nur drei Mil-
lionen Tonnen für Rezyklate. Über 
freiwillige Selbstverpflichtungen 
wollte die Europäische Kommis- 
sion erreichen, dass bis 2025 zehn 
Millionen Tonnen Kunststoffrezy-
klate eingesetzt werden. Bisher 
liegen aber nur Zusagen für fünf 
Millionen Tonnen vor. 

„Das ohnehin wenig ambi- 
tionierte Ziel wird also sehr 
wahrscheinlich nicht erreicht“, 
resümiert der CEO. „Wir ha-
ben noch einen anstrengenden 
Weg vor uns, Märkte für Rezy-
klate zu entwickeln und voran-
zubringen. Die Wirtschaft muss 
endlich die großen Chancen er-
kennen, die in der Kreislauf-
wirtschaft liegen. Sonst laufen 
wir wie auf anderen Innovati-
onsfeldern auch hier Gefahr, 
von anderen überholt und ab-
gehängt zu werden“, warnt 
Wiener. Insbesondere China 
unternehme derzeit enorme 
Anstrengungen und investie-
re große Summen in die Kreis-
laufwirtschaft. DK

Kunststoffrecycling  
gegen Klimaerwärmung

Vor kurzem wurde der Sonderbericht des Weltklimarates vorge-
stellt. Das Ergebnis rüttelt auf und muss nach Auffassung des bv-
se zu konkreten Konsequenzen führen.

Der IPCC-Sonderbericht unter-
sucht die Folgen einer globalen Er-
wärmung um 1,5 °C gegenüber vor-
industriellem Niveau und die damit 
verbundenen globalen Treibhaus-
gasemissionspfade im Zusammen-
hang mit einer Stärkung der welt-
weiten Reaktion auf die Bedrohung 
durch den Klimawandel, nachhalti-
ger Entwicklung und Bemühungen 
zur Beseitigung von Armut. Zur Er-
innerung: Die Weltklimakonferenz 
hat eine verbindliche Begrenzung 
der Erderwärmung auf max. 2 °C 
beschlossen.

Die Folgen für Biodiversität und 
Ökosysteme, einschließlich Arten-
verlust und -aussterben, sind laut 
Projektionen bei 1,5 °C globaler 
Erwärmung geringer als bei 2 °C.

Eine Begrenzung der globalen 
Erwärmung auf 1,5 °C verglichen 
mit 2 °C verringert laut Projekti-
onen die Folgen für terrestrische, 
Süßwasser- und Küstenökosys-
teme und erhält mehr von deren 
Dienstleistungen für den Men-
schen aufrecht.

Eine Begrenzung der globa-
len Erwärmung auf 1,5 °C ver-
glichen mit 2 °C verringert laut 
Projektionen außerdem Anstie-
ge der Ozeantemperatur sowie 
damit verbundene Anstiege des 
Säuregehalts und Abnahmen des 
Sauerstoffgehalts im Ozean. In-
folgedessen verringert laut Pro-
jektionen eine Begrenzung der 
Erwärmung auf 1,5 °C die Risiken 
für marine Biodiversität, Fische-
rei und Ökosysteme sowie deren 
Funktionen und Dienstleistun-
gen für den Menschen. Dies wer-
de durch die jüngsten Änderun-

gen von arktischen Meereis- und 
Warmwasserkorallenriff-Ökosys-
temen verdeutlicht, heißt es in 
dem Sonderbericht.

Der bvse-Bundesverband Se-
kundärrohstoffe und Entsorgung 
hat auf seiner jüngsten Jahresta-
gung gerade auch auf das Mas-
senartensterben hingewiesen. 
UN-Sonderbotschafter für Arten-
vielfalt, Dirk Steffens, wies auf der 
Tagung darauf hin, dass eine funk-
tionierende Kreislaufwirtschaft 
und das Recycling einen wichtigen 
Beitrag für den Klimaschutz und 
die Artenvielfalt leisten können.

Gerade im Bereich des aktuell 
vieldiskutierten Kunststoffrecyc- 
lings steckt nach Überzeugung 
des bvse noch eine Menge Poten-
zial für die Einsparung von klima-
schädlichen CO2-Emissionen.

Durch den Ersatz (Substitution) 
von Neuware (Rohstoff aus fossi-
len Ressourcen) durch Recyclate 
werden Treibhausgasemissionen, 
gemessen in CO2äq, eingespart.

bvse-Vizepräsident Herbert 
Snell weist darauf hin, dass das 
Einsparpotenzial bis zu 2,2 kg CO-
2äq je kg Recyclat, das Neuware 
ersetzt, betragen kann.

Herbert Snell: „Es wird in der 
letzten Zeit viel über Mechanismen 
zur Förderung des Recyclateinsat-
zes diskutiert. Aus Sicht des bvse 
sollte man einen solchen Mecha-
nismus an die CO2-Einsparung kop-
peln.“ Nach Meinung des bvse-Vi-
zepräsidenten könnte beispiels-
weise je kg eingesparte CO2-Emis-
sionen eine Bonifizierung in Höhe 
der CO2-Zertifikate im Emissions-
handel gewährt werden. r
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Sanierung des ehemaligen Bayernoil-Raffineriegeländes in Ingolstadt:

Neues Leben durch  
modernen Technologiepark

GZ-Interview mit Umweltreferent Dr. Rupert Ebner 
Mit einem umweltschonenden Projekt wird in Ingolstadt derzeit die 
erste vollumfängliche Sanierung eines Raffineriegeländes in Bayern 
umgesetzt. Damit ein innovativer Technologiepark entstehen kann, 
wird auf dem ehemaligen Bayernoil-Raffinerie-Gelände im Süden 
der Stadt eine rund 75 Hektar große Industriebrache erneuert. 
Dabei handelt es sich um einen „beispiellosen Vorgang in der Re-
gion“, wie Umweltreferent Dr. Rupert Ebner im Gespräch mit der 
Bayerischen GemeindeZeitung erläuterte. Tatsächlich wird hier ei-
nes der derzeit bundesweit größten Sanierungsprojekte realisiert.

Blick zurück: Die im Süden der 
Stadt Ingolstadt gelegene ehe-
malige Raffinerie der Firma Bay-
ernoil Raffineriegesellschaft mbH 
wurde 1962 auf einer Fläche von 
108 Hektar, auf der zuvor teilwei-
se Auwald bestand und die land-
wirtschaftlich genutzt wurde, er-
richtet. Mit der Raffineriestillle-
gung im Jahr 2008 wurde damit 
begonnen, die bestehenden An-
lagen und Gebäude sukzessive 
zurückzubauen. Schon damals 
sah man stadtplanerisch eine 
Konversion der Fläche vor.

Einige Jahre später dann die 
zündende Idee, die sich der dama-
lige Umweltchef der AUDI AG, Dr. 
Dagobert Achatz, auf seine Fah-
nen schreiben darf: Im Jahr 2015 
erwarb die IN-Campus GmbH, ein 
Joint Venture der AUDI AG mit der 
Stadt Ingolstadt, für die Errich-
tung eines Innovationscampus ei-
ne Teilfläche des ehemaligen Raf-
fineriegeländes. Im Grundstücks-
kaufvertrag wurde Ebner zufolge 
vereinbart, dass die IN-Campus 

GmbH die Altlastensanierung der 
erworbenen Fläche auf eige-
ne Kosten übernimmt, wobei die 
Stadt Ingolstadt ihren eingesetz-
ten Betrag in Höhe von 10 Millio-
nen Euro nach dem Abschluss der 
Sanierung wieder zurückerhält. 

Im Mai 2016 wurde schließ-
lich der Sanierungsvertrag unter-
schrieben und mit aufwändigen 
Arbeiten von Norden nach Süden 
begonnen. Wesentliches Ziel ist 
es, die Schadstoffbelastungen von 
Boden, Bodenluft und Grundwas-
ser aus dem ehemaligen Raffine-
riebetrieb zu beseitigen. Eine ge-
werblich-industrielle Nutzung in 
einem gesunden Aufenthalts- und 
Arbeitsumfeld soll damit für die 
auf dem Gelände tätigen Men-
schen sichergestellt werden. 

Spezialisierte Teams schaffen 
nun ein Spitzentechnologiezent-
rum für zukunftsweisende Inno-
vationen. Dann nutzt die IN-Cam-
pus GmbH 60 Hektar der Fläche, 
15 Hektar werden als Ausgleichs-
fläche der Natur zurückgegeben. 

Das Gelände bietet zahlreiche 
Vorteile wie die große zusammen-
hängende Fläche, die Nähe zum 
Audi-Werk und eine gute Ver-
kehrsanbindung. Bei der Erschlie-
ßung des IN-Campus werden kei-
ne neuen Flächen versiegelt.

Noch aber ist der Untergrund 
keineswegs schadstofffrei. Bereits 
2007 war im Zuge einer intensiven 
Altlastenerkundung im Auftrag 
von Bayernoil festgestellt worden, 

als Sanierungszielwert im Grund-
wasser 0,23 Mikrogramm pro Li-
ter angesetzt – ein nach Ebners 
Angaben „unvorstellbar niedriger 
Grenzwert“.

Um das Gelände effizient zu sa-
nieren, sind je nach Schadens-
gruppe spezielle Verfahren im 
Einsatz. Dazu zählt die Absau-
gung von Bodenluft, das sog. Air 
Sparging. Bei diesem Verfahren 
wird Luft in den Bodenkörper 
eingebracht und an dafür vorge-
sehenen Luftpegeln wieder abge-
saugt. Auf einer Fläche von rund 
100.000 Quadratmetern werden 
die leichtflüchtigen Schadstoffe 
aus dem Grundwasser und Bo-
den entfernt. Zudem sorgt der 
sog. Bodenaushub, ein emissi-
onsarmes Verfahren zum Boden-
austausch, für eine rückstands-
freie Schadstoffbeseitigung von 
rund 600.000 Tonnen belaste-
tem Material.

Auch wird mittels einer Boden-
waschanlage belasteter Boden 
sukzessive zu sauberem Boden 
aufbereitet. Etwa 90 Prozent des 
gereinigten Bodenmaterials kön-
nen wieder verfüllt werden. Die 
übrige Menge wird entsorgt. Dar-
über hinaus wurde am Rande des 
Geländes eine Abstromsicherung 
aufgebaut. Zehn Brunnen vermei-
den dabei ein Abströmen von be-
lastetem Grundwasser. Nach dem 
„Pump-and-Treat-Verfahren“ rei-
nigt eine Wasseraufbereitungs-
anlage das Wasser nach dem neu-
esten Stand der Technik. Das ge-
reinigte Wasser versickert dann 
auf dem Gelände.

Fazit: Im Zuge der Sanierung 
des Bodens und des Grundwas-
sers sowie der Schaffung vielfäl-
tig nutzbarer Flächen wird die öf-
fentliche Hand nicht über Gebühr 
belastet. Mit Blick auf das Ziel, 
den Flächenverbrauch zu redu-
zieren, ist es aus Ebners Sicht zu-
dem sehr erfreulich, dass der In-
novationscampus nicht „auf der 
grünen Wiese“, sondern mittels 
Flächenrecycling auf einer Indus-
triebrache verwirklicht wird. Kurz-
um: Ein Projekt mit Zukunft und 
ein Glücksfall für Ingolstadt. DK

Dr. Rupert Ebner. r

dass der Geländeboden und das 
Grundwasser unterhalb des Ge-
ländes mit sanierungsbedürftigen 
Schadstoffen belastet sind. In der 
jüngeren Vergangenheit rückten 
Ebner zufolge Grundwasserbelas-
tungen mit PFC, sprich per- und 
polyfluorierten Chemikalien, ins  
Zentrum der Aufmerksamkeit. Mit 
Blick auf deren Gefährlichkeit und 
Stoffeigenschaften sind Maßnah-
men im Grundwasser erforder-
lich. Da sich die PFC nicht weiter 
abbauen, wurden für sie auf dem 
gesamten Entwicklungsgelände 

bvse-Jahrestagung in Baden-Baden:

Branche im Umbruch
Rekommunalisierung und kein Ende. Wie auf der diesjährigen 
Mitgliederversammlung des Bundesverbandes Sekundärrohstof-
fe und Entsorgung in Baden-Baden verlautete, hat sich die Si-
tuation des Mittelstandes im Wettbewerb gegenüber den Ent-
sorgungskonzernen und den kommunalen Unternehmen nicht 
entspannt. Remondis, so der wiedergewählte Präsident Bernhard 
Reiling, sei weiter auf Einkaufskurs.

Aber auch innerhalb der Bran-
che sei längst nicht alles rund ge-
laufen, hob Reiling hervor. Die 
Pleite der ELS und die damit ver-
bundenen Schäden in Millio-
nenhöhe hätten gezeigt, wie an-
fällig die dualen Systeme sind. 
„Wir brauchen als Auftragneh-
mer der dualen Systeme Sicher-
heiten. Das fordern wir gemein-
sam mit anderen Verbänden ein. 
Es ist jetzt an der Zeit, dass ein Si-
cherheitsnetz eingezogen wird!“, 
machte der Präsident deutlich. 
Die Übernahme der DSD GmbH 
durch Remondis oder die Über-
nahme von Tönsmeier durch die 
Schwarz/Lidl-Gruppe zeige, dass 
die Branche im Umbruch ist. De-
ren mittelständisch geprägte 
Marktstruktur sei in Gefahr. Rei-
ling mahnte deshalb eine Poli-
tik für den Mittelstand an: „Wir 
brauchen aber Taten und nicht 
nur gute Worte, sonst geht der 
Ausverkauf weiter.“

Bagatellgrenze absenken

Konkret begrüßte er zwar die 
Sektoruntersuchung des Bundes-
kartellamtes, forderte aber, dass 
die Bagatellgrenze von 15 Mil-
lionen Euro auf höchstens fünf 
Millionen Euro abgesenkt wer-
den müsse. Zudem müsse die 
Möglichkeit der kommunalen In-
house-Vergabe deutlich einge-
schränkt werden.

Mit der Entwicklung des bvse  
zeigte sich Reiling sehr zufrie-
den. Der Verband habe in den 
vergangenen zwölf Monaten sei-
nen Kurs erfolgreich beibehal-
ten. Dies zeige unter anderem 
der nach wie vor festzustellen-
de Mitgliederzuwachs. Betrach-
te man die Branchenentwick-
lung, sei dies alles andere als ein 
Selbstläufer.

„Aus Mist kann man kein Gold 
machen“, stellte der Vorsitzende 
des bvse-Fachverbands Schrott, 
E-Schrott und Kfz-Recycling, 
Bernhard Jehle, auf der bvse-Jah-
restagung fest. Eindrücklich wies 
er darauf hin, dass die im Elekt-
roG festgelegten Sammelziele 
nur dann erreicht werden kön-
nen, wenn gesetzliche Rahmen-
bedingungen mit neuem Blick-
winkel durchdacht und vor allem 
vollzogen werden.

Ambitionierte Mengen

„Selbst nach knapp 13 Jah-
ren ElektroG verharren die er-
reichten Sammelziele auf ei-
nem gleichbleibenden Niveau. 
Ab 2019 müssen 65 Prozent der 
im Durchschnitt in den zurücklie-
genden drei Jahren verkauften 
Neugeräte gesammelt werden. 
Wenn diese ambitionierten Men-
gen noch erreicht werden sollen, 
muss vor allem der Vollzug grei-
fen“, erklärte Jehle.

Kritik äußerte der Fachverbands- 
chef in Bezug auf die einseitig auf 
Behandlungsanlagen konzentrier-
ten Ausweitungen von gesetzli-
chen Auflagen und Ansprüchen 
in der geplanten Behandlungs-
verordnung. Die Konzeption zu 
dem Regelwerk, das in einem 
konstruktiven qualifizierten fach-
lichen Austausch zwischen Um-
weltbundesamt und den betrof-
fenen Akteuren der Recycling-
branche über drei Jahre hinweg 
entstand, berücksichtige bereits 
viele praktische Aspekte, grei-
fe jedoch in seinem ausschließli-
chen Blick auf die Behandlungs-
anlagen noch zu kurz. 

„Die Form der Erfassung bei 
der Annahme auf Wertstoffhö-
fen spielt eine wesentliche Rolle 
bei der Wertstoffgewinnung und 
sicheren Schadstoffentfrachtung 

und gehört ebenfalls in den Fo-
kus. Unzulängliche Separierung 
von Batterien und Akkus verla-
gern Risiken im Umgang mit bat-
teriebetriebenen Altgeräten auf 
Erstbehandlungsanlagen. Zertrüm-
merte Geräte in Containern ma-
chen den weiteren Recyclingpro-
zess schwierig bis unmöglich. Ein-
seitige Auflagen an Behandlungs-
anlagen sind zu kurz gedacht“, 
betonte Jehle.

Aus seiner Sicht muss der Ge-
setzgeber kommunale Gebiets-
körperschaften und produktver-
antwortliche Hersteller mehr in 
die Pflicht nehmen. Um weite-
res Potenzial zu heben, sei keine 
grundlegende Änderung des Sys-
tems ElektroG notwendig, son-
dern vor allem eine Schnittstel-
lenverbesserung und ein Um-
denken zu einem gemeinsamen 
Recyclingverständnis aller betei-
ligten Akteure. Anstatt weiter-
hin von einer „geteilten Produkt-
verantwortung“ zu sprechen, die 
bedeutet, dass die Kommunen 
sammeln und ab der kommuna-
len Sammelstelle die Hersteller-
verantwortung greift, müssten 
die Beteiligten vielmehr von ei-
ner gemeinsamen Produktver-
antwortung mit unterschiedli-
chen Aufgaben sprechen und so 
auch handeln. 

Auf das Potenzial der stofflichen 
Verwertung gefährlicher Abfälle 
will die Sonderabfallwirtschaft in 
Zukunft verstärkt aufmerksam ma-
chen. Die Diskussion in Baden-Ba-
den machte sehr deutlich, dass 
den Unternehmen praktisch in al-
len Bundesländern von der Poli-
tik und den zuständigen Überwa-
chungsbehörden zu viele Hinder-
nisse in den Weg gelegt werden.

Wachsender Konflikt

Der wiedergewählte Fachver-
bandsvorsitzende Werner Schmidt, 
Hans Schmidt GmbH & Co. KG, 
wies auf den zunehmenden Kon-
flikt zwischen Chemikalien- und 
Abfallrecht hin. Der bvse werde 
hier auf allen Ebenen, von der EU 
über die Bundes- bis hin zur Lan-
despolitik aktiv darauf hinwei-
sen, dass das Recycling gefährli-
cher Abfälle aus falsch verstan-
dener Umweltvorsorge teilweise 
unmöglich gemacht werde. 

Gerhard Zimmermann, neu-
er stellvertretender Vorsitzender 
der Firma Zimmermann Sonder-
abfallentsorgung und Verwer-
tung GmbH & Co. KG, stellte fest, 
dass es eine Reihe von Stoffen 
gebe, die recycelt werden könn-
ten, aber derzeit beseitigt wer-
den müssen. Zimmermann for-
derte ein Umdenken der Politik, 
um den Branchenunternehmen 
die Möglichkeit zu geben, ihre in-
novativen Verfahren überall wo 
es möglich und sinnvoll ist, auch 
umzusetzen. Man war sich in der 
Diskussion einig, dass man des-
halb weiter und verstärkt auf die 
Politik zugehen müsse. 

Industrie in der Pflicht

Dr. Siegfried Kreibe vom bi-
fa-Umweltinstitut sieht neben 
der Politik freilich auch die Indus-
trie in der Pflicht. Viele Unterneh-
men sähen nur eine Entsorgungs-
problematik, ohne den eigentli-
chen Wert der Materialien, die 
in den Produktionsabfällen ent-
halten sind, zu erkennen. Kreibe 
betonte zudem, dass die Digitali-
sierung vor der Entsorgungsbran-
che nicht halt mache. Speziell die 
Mengenbündelung könne über 
elektronische Plattformen orga-
nisiert werden. Der Mittelstand 
müsse sich hier wappnen, sonst 
habe er das Nachsehen. DK

Keine Klimagerechtigkeit 
ohne fairen Handel
Kleinbauern benötigen dringend Unterstützung bei  

der Bekämpfung des Klimawandels

Pünktlich zur Klimakonferenz COP24 hat die internationale Fair-Tra-
de-Bewegung ihre Grundsatzerklärung „Handelsgerechtigkeit – der 
Schlüssel zur Stärkung der Klimaresistenz von Kleinbäuerinnen und 
-bauern“ veröffentlicht. Darin werden die Teilnehmerstaaten der Kli-
makonferenz aufgefordert, faire Handelspraktiken als Bedingung für 
Klimagerechtigkeit anzuerkennen. Dazu gehören etwa transparen-
te Lieferketten, klare Verantwortlichkeiten sowie ein ökologischeres 
Wirtschaften. Ziel der Verhandlungen im Rahmen von COP24 in Kato-
wice muss Klimagerechtigkeit im Sinne der Schwächsten sein. Der Fai-
re Handel zeigt, dass globaler Handel möglich ist, der Menschen und 
Umwelt wertschätzt.

500 Millionen Kleinbauernfa-
milien liefern über 80 Prozent der 
im Globalen Süden konsumierten 
Nahrungsmittel. Zusammen mit 
den Landarbeitern sind sie zugleich 
am stärksten von den verheeren-
den Auswirkungen des Klimawan-
dels betroffen. „Kleinbäuerinnen 
und -bauern stehen im Kampf ge-
gen den Klimawandel an vorders-
ter Front. Einerseits leisten sie ei-
nen großen Beitrag zur Armutsre-
duktion und zur weltweiten Ernäh-
rungssicherheit. Gleichzeitig sind 
sie dem Klimawandel am stärks-
ten ausgesetzt und besonders von 
Armut und Hunger bedroht. Ihre 
Stimme muss in den Verhandlun-
gen im Rahmen der COP deshalb 
dringend stärker gehört werden“, 
appelliert Dieter Overath, Ge-
schäftsführender Vorstandsvorsit-
zender bei TransFair, an die inter-
nationale Gemeinschaft. 

„Kleinbäuerinnen und -bauern 
leiden zunehmend unter Ernteaus-
fällen, Wasserknappheit und Na-
turkatastrophen. Das gefährdet 
die Ernährungssicherheit sowie 
die Lebensgrundlage ganzer Ge-
meinschaften. Die Anpassung an 
den Klimawandel wird daher für 
viele zu einer Frage von Leben und 
Tod“, kritisiert Andrea Fütterer, 
Vorsitzende des Forum Fairer Han-
del und Leiterin der Grundsatzab-
teilung der GEPA - The Fair Trade 
Company. „Als Teil der globalen 
Fair-Handels-Bewegung rufen wir 
die internationale Gemeinschaft 
auf, umgehend ambitionierte und 
konkrete Maßnahmen für Klima-
schutz und -anpassung zu ergrei-
fen, um den Weg für Klimagerech-
tigkeit zu ebnen“, fordert Andrea 

Fütterer mit Blick auf COP 24. So 
benötigen kleinbäuerliche Erzeu-
ger und marginalisierte Bevölke-
rungsgruppen dringend mehr fi-
nanzielle Unterstützung, Fortbil-
dungen und fachkundige Beratung 
im Kampf gegen den Klimawandel. 

Der Klimawandel gefährdet 
globale Lieferketten

Neben den Auswirkungen des 
Klimawandels leiden Kleinbäuerin-
nen und -bauern unter extremen 
Preisschwankungen im konven-
tionellen Welthandel, Preisdruck 
und ungerechten Handelsprakti-
ken. Handelsgerechtigkeit ist ein 
wichtiger Schritt, um Klimagerech-
tigkeit zu erreichen, indem die Be-
dürfnisse von kleinbäuerlichen Er-
zeugern Priorität erhalten und de-
ren höhere Risiken berücksichtigt 
werden. 

Die Fair-Trade-Bewegung steht 
für ein faires Handelsmodell auf 
Augenhöhe, welches nachhaltige 
Produktions- und Konsummuster 
befördert. Durch die Kombination 
sozialer, wirtschaftlicher und öko-
logischer Aspekte trägt der Faire 
Handel zu besseren Zukunftschan-
cen, finanzieller Stabilität und 
letztlich zu mehr Klimaresistenz für 
diejenigen bei, die am Anfang glo-
baler Lieferketten stehen. Der Fai-
re Handel zeigt, dass Handel zum 
Wohl von Menschen und Umwelt 
möglich ist. 

Vor diesem Hintergrund ruft die 
internationale Fair-Handels-Bewe-
gung die Vertragsstaaten der UNF-
CCC auf der COP24 dazu auf, aktiv 
zu werden: 
1. Führen Sie Mechanismen für 

mehr Transparenz, Anreizsyste-
me und verbindliche Vorschrif-
ten ein, die für privatwirtschaft-
liche Akteure gelten, um klima-
resistente und gerechte Lie-
ferketten aufzubauen und zu 
gewährleisten, dass internatio-
nale Konzerne ihrer Sorgfalts-
pflicht nachkommen.
2. Unterstützen Sie Kleinbauern-
familien und benachteiligte Be-
völkerungsgruppen über finan-
zielle Mittel, Fortbildungen und 
fachkundige Beratungen, die 
gezielt auf die Bedürfnisse der 
Kleinbäuerinnen und -bauern 
ausgerichtet ist. 
3. Fördern Sie Mechanismen 
für die Internalisierung von Kos-
ten, die durch unfaire und klima-
schädliche Wirtschaftsaktivitä-
ten entstehen. 
4. Stellen Sie sicher, dass inter-
nationale Konzerne, die in Län-
dern des Globalen Südens tätig 
sind, Steuern gemäß ihrer Grö-

ße und Aktivitäten vor Ort zah-
len und Regierungen in die Ent-
wicklung klimaresistenter Mo-
delle investieren. 
5. Investieren Sie in den am 
stärksten vom Klimawandel be-
troffenen Gebieten in Agrarfor-
schung und fördern Sie landwirt-
schaftliche Praktiken, die auf die 
Steigerung der Resilienz von Klein-
bauern ausgerichtet sind. 

Als Mitglieder des Dachver-
bands deutscher Nichtregierungs-
organisationen VENRO sowie der 
Klima-Allianz schließen sich das Fo-
rum Fairer Handel e.V. und Trans-
Fair e.V. außerdem deren gemein-
schaftlichem Positionspapier „COP 
24: Deutschland aus dem Klima-
abseits holen“ an. Deutschland 
und die EU-Mitgliedsstaaten tra-
gen als Industrienationen ei-
ne große internationale Verant-
wortung und müssen dringend 
stärker zur Erhöhung der Klima-
schutzambition beitragen. r

Abfallwirtschaftsverband Isar-Inn 
entscheidet sich für OK.FIS 

Zum Jahreswechsel 2018/19 wird der Abfallwirtschaftsverband 
Isar-Inn zur Finanzsoftware OK.FIS der AKDB wechseln. Zur ent-
sprechenden Vertragsunterzeichnung trafen sich im Landratsamt 
Dingolfing der Verbandsvorsitzende, Dingolfings Landrat Heinrich 
Trapp, und Gudrun Aschenbrenner, Mitglied des AKDB-Vorstands.   

Der Abfallwirtschaftsverband 
Isar-Inn, zuständig für die nieder-
bayerischen Landkreise Rottal-Inn 
und Dingolfing-Landau, wechselt 
von seinem bisherigen Altverfah-
ren und setzt künftig auf das pra-
xisbewährte Finanzinformations-
system der AKDB. Mit OK.FIS wird 
der Verband jährlich etwa 70.000 
Abfallgebührenbescheide festset-
zen und versenden. 

Landrat Heinrich Trapp zeigte 
sich mit dem Vertragsabschluss 
zufrieden: „Wir haben für den Ab-
fallwirtschaftsverband Isar-Inn nun 
auch im Finanzbereich einen zu-

verlässigen Partner mit einem si-
cheren Softwareprodukt gewon-
nen.“ AKDB-Vorstandsmitglied  
Gudrun Aschenbrenner bestätig-
te: „Die Entscheidung des Ver-
bands freut uns sehr. Sie beweist, 
dass sich ein qualitativ hochwer-
tiges Finanzverfahren, das Kos-
tencontrolling, einen transparen-
ten Haushalt und zukunftsorien-
tierte Planung ermöglicht, immer 
mehr durchsetzt. Wir werden un-
sere Anstrengungen, bayerische 
Kommunen mit effizienten IT-Lö-
sungen zu unterstützen, weiter 
intensiv fortsetzen.“ r
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Bayerische Wassertage in Augsburg:

Potenziale für die Zukunft
Informationen aus erster Hand zu Legionellen, Wasserwirtschaft 
4.0 und Mikroplastik vermittelten die 14. Bayerischen Wassertage 
in Augsburg, denen rund 180 Teilnehmer beiwohnten. Veranstal-
tet wurde der Kongress mit begleitender Fachausstellung vom För-
derverein KUMAS in Zusammenarbeit mit den Partnern Grünbeck 
Wasseraufbereitung GmbH, HPC AG, MVV Industriepark Gerstho-
fen GmbH sowie dem Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU).

Auf die prekäre Situation bei 
der Neubildung des Grundwas-
sers durch ausbleibende Nie-
derschläge und die lang anhal-
tende Trockenheit im Jahr 2018 
verwies eingangs der Präsident 
des Bayerischen Landesamtes 
für Umwelt, Claus Kumutat. Be-
sonders in Nordbayern hätten 
sich dramatische Rückgänge im 
Vergleich zu den Monatsmitteln 
um bis zu 80 Prozent gezeigt und 
bis November 2018 sei die Zahl 
der Messstellen mit niedrigem 
oder sehr niedrigem Grund-
wasserstand auf ebenfalls rund 
80 Prozent angestiegen. Die 
Grundwasserneubildung wei-
se in Bayern seit dem Jahr 2003 
ein deutliches Defizit auf und es 
fehlten inzwischen rund 200 Li-
ter Niederschlag pro Quadrat-
meter im jährlichen Mittel, be-
tonte Kumutat. 

Abwasserabgabengesetz

Die aktuellen Überlegungen 
zur Reform des Abwasserabga-
bengesetzes präsentierte Mi-
nisterialrat Dr. Frank Hofmann 
vom Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und nuklea-
re Sicherheit. Unzufrieden mit 

der Abwasserabgabe als solcher 
zeigten sich die Betreiber sowohl 
einer kommunalen als auch einer 
industriellen Kläranlage, die die 
ursprünglich erhoffte Lenkungs-
wirkung als überholt ansahen 
und die Gebührenzahler bzw. In-
direkteinleiter jährlich mit Millio-
nenbeträgen belastet sehen. 

Vernachlässigte Hygiene

Mit drastischen Bildern stell-
te Sven Benning von der Wess-
ling GmbH im Anschluss die Pra-
xis vernachlässigter Hygiene in 
relevanten Kühlanlagen vor. Auf-
grund der Erfahrungen aus der 
bundesweiten Messkampagne  
2018 empfahl er den Betreibern 
von Verdunstungskühlanlagen 
eine regelmäßige Wartung und 
die gesetzlich vorgesehenen Kon-
trollen der Anlage. Dazu sollte 
regelmäßig Kontakt mit den Un-
tersuchungsstellen aufgenom- 
men werden. Probenahme- und 
Laborkapazitäten sollte man im 
Auge behalten. 

Auch wenn in den Winter-
monaten keine Kühlung erfor-
derlich sei, blieben die Anla-
gen nach seiner Erfahrung „mi-
krobiologisch“ aktiv. Dies sollte 

bei der Wiederinbetriebnahme 
im Frühjahr beachtet werden. 
Durchgeführte Gefährdungs-
beurteilungen decken aus Ben-
nings Sicht Schwachpunkte in 
der Anlage auf „und helfen da-
mit, zukünftig Störungen zu mi-
nimieren“.

Praxisbeispiel aus 
dem Kläranlagenbetrieb

Nachfolgende Praxisbeispiele  
aus dem Kläranlagenbetrieb (In-
fraServ Burgkirchen) und der 
Grundwassermodellierung be-
stätigten die großen Zukunfts-
potenziale der Digitalisierung in 
der Effizienzsteigerung. Die In- 
fraServ GmbH & Co. Gendorf KG 
betreibt mit dem Chemiepark 
Gendorf den größten Chemie-
park Bayerns mitten im Chemie-
dreieck. Dieser nutzt den Vor-
fluter Alz als Kühl- und Brauch-
wasserlieferant. Das Kühlwasser 
wird nach der Nutzung direkt in 
die Alz geleitet. 

Um das Kühlwasser vor einer 
Verunreinigung durch Lecka-
gen oder anderer Betriebsstö-
rungen zu schützen, wurde Hei-
ko Wilhelm zufolge im Chemie-
park Gendorf für jeden Betrieb 
ein Kühlwassersicherungskon-
zept erstellt. Zum Schutz des 
Gewässers wird das über das 
Kühlwasser in die Alz geleite-
te Kanalsystem kontinuierlich 
überwacht. Zusätzlich wurde 
im Rahmen eines neuen Was-
sermanagements der Kühl- und 
Regenwasserkanal u. a. mit vier 
Verzögerungsbauwerken aus-
gestattet, die Mitte 2018 in Be-
trieb gingen. 

Bei der Kühlung von Anla-
gen, in denen mit wasserge-
fährdenden Stoffen umgegan-
gen wird, sind laut Wilhelm die 
rechtlichen Vorgaben hinsicht-
lich der möglichen Gefährdung 
des Kühlwassers durch eine 
Kontamination zu berücksichti-
gen. Die im Chemiepark durch-
geführten Neuerungen im Was-
sermanagement des Kühl- und 
Regenwasserkanals sind bisher 

einzigartig im Bereich der In-
dustrie. Damit wird die Sicher-
heit des Systems zur Verhin-
derung einer Gewässerverun-
reinigung über das bisher übli-
che Maß hinaus gewährleistet. 
Durch die Neuerungen kann ei-
ne Verunreinigung des Vorflu-
ters nach menschlichem Ermes-
sen ausgeschlossen werden. 
Damit ist ein weiterer wichtiger 
Schritt getan, den Standort si-
cher und im Einklang mit Natur 
und Umwelt zu betreiben. 

Mikroplastik in aller Munde

Das Thema Mikroplastik in Ge-
wässern nimmt aktuell breiten 
Raum in den Medien ein. Klar 
ist: Es besteht dringender Hand-
lungsbedarf. Mikroplastik findet 
sich heute in nahezu allen Ober-
flächengewässern. Die wesent-
lichen Emissionen stammen al-
lerdings nicht – wie viele glau-
ben – aus achtlos weggeworfe-
nen Plastiktüten oder sonstigen 
Produkten aus Kunststoff, son-
dern im Wesentlichen aus Rei-
fenabrieb, aus der Abfallentsor-
gung, Verlusten aus der Produk-
tion, aus Freizeiteinrichtungen 
wie Sportplätzen oder aus Bau-
stellen. 

Die Verpackungsindustrie wies 
auf die vielen Vorteile von Kunst-
stoffverpackungen hin, die sich 
in der Verringerung des Trans-
portgewichtes und Energieein-
sparungen zeigten: Lebensmit-
tel könnten langfristig haltbar 
und hygienisch verpackt werden. 
Kunststoffverpackungen trügen 
wesentlich zum heutigen Kom-
fort und Lebensstandard bei. An-
dererseits stelle sich die Verpa-
ckungsindustrie aber auch ihrer 
Verantwortung und arbeite an 
der Verbesserung der Recycling-
fähigkeit ihrer Produkte. 

Aus Sicht von Andreas Michals-
ky, Huhtamaki Flexible Packa-
ging Europe, Ronsberg, ist Plas-
tik nicht das Hauptproblem für 
die Umwelt, „sondern das Prob-
lem ist der sorglose Umgang da-
mit und die große Umlaufmen-
ge“. Für langlebige Gegenstän-
de aus Kunststoffen stelle die 
Alterung und Verwitterung von 
Kunststoffen ein signifikantes 
Problem dar. DK

Angeregte Diskussionsrunde zum Abwasserabgabengesetz im  
Rahmen der 14. Bayerischen Wassertage. r

Klärschlamm – Wohin damit?
Betreiber von Kläranlagen in Bayern sehen sich zunehmend mit ei-
nem Entsorgungsnotstand bei Klärschlamm konfrontiert. Seit der 
Novellierung der Düngeverordnung geht die landwirtschaftliche 
Klärschlammausbringung zurück. Bundesweite Kapazitätseng-
pässe bei der Klärschlammverbrennung und lange Transportwe-
ge am Land führen zu Kostenexplosionen und setzen Kommunen 
und Anlagenbetreiber unter Druck. Dr. Andreas Vogl und Dr. Flori-
an Wechs, Experten für Kläranlagen und Energiemanagement im 
Pfaffenhofener Bauingenieurbüro WipflerPLAN, über die aktuelle 
Lage in den Kläranlagen. 

Entsorgungsengpässe durch  
gesetzliche Änderungen

Klärschlammverordnung und 
die Düngeverordnung wurden 
vor kurzem novelliert. Dieser 
Umstand bringt neben Auflagen 
zur Phosphorrückgewinnung aus 
Klärschlamm auch stärkere Ein-
schränkungen bei der Zufuhr von 
Nährstoffen und synthetischen 
Polymeren in landwirtschaftliche 
Flächen mit sich. 

Angesichts dieser Erschwernis-
se wird auch für Betreiber kleiner 
und mittlerer Kläranlagen bis ca. 
20.000 EW eine landwirtschaft-
liche Verwertung betrieblich, 
technisch und verwaltungstech-
nisch zu aufwändig und riskant.

Die Kosten steigen

Bisher war häufig die landwirt-
schaftliche Ausbringung zu einem 
Preis von rund 10 Euro/m³ Nass-
schlamm möglich. Bei Verbrin-
gung des Nassschlammes auf an-
dere Kläranlagen werden heute 
Preise von über 35 Euro/m³ fällig. 
Hier spielen Größe und Lage der 
Kläranlagen eine erhebliche Rol-
le. Für entwässerten Klärschlamm 
stiegen die Preise von 65 Euro/t 
auf ca. 120 Euro/t, in Einzelfällen 
sogar auf bis zu 170 Euro/t.

Die Sättigung des Entsorgungs-
marktes zeigt sich auch an der Tat-
sache, dass zum Teil auf Ausschrei-
bungen der Klärschlammentsor-
gung keine Angebote mehr ein-
gehen. Insbesondere der Mangel 
an Monoverbrennungsanlagen, 
die künftig zur Erfüllung der Phos-
phorrückführungs-Bestimmungen 
die voraussichtlich erste Wahl sein 
werden, trägt hier zu einer aktuel-
len Preisexplosion bei.

Keine Entspannung in Sicht

Neue Monoverbrennungsanla-
gen und die Erweiterung von Be-
standsanlagen sind bayernweit an 
mehreren Standorten in Planung. 
Bis etwa 2030 ist aber mit keiner 
Entspannung der Marktsituation 
zu rechnen. Im Gegenteil, in be-
troffenen Regionen muss von ei-

nem weiteren Anstieg der Ent-
sorgungskosten auf 150 bis 200 
Euro/t ausgegangen werden. 
Ob langfristig ein Preisrückgang 
eintreten wird, hängt vor allem 
von den Kosten der zukünfti-
gen Phosphorrückgewinnung ab. 
Hier existieren aktuell noch er-
hebliche Unsicherheiten. 

Lohnende Zusammenschlüsse 

Klärschlamm fällt kontinu-
ierlich an, seine Entsorgung ist 
planbar. Eine kurzfristige Ent-
sorgung auf Zuruf ist oftmals 
nicht, oder nur zu Abwehrkon-
ditionen möglich. Es empfiehlt 
sich, die Klärschlammentsor-
gung, ggf. für mehrere kleine 
Kläranlagen gemeinsam, über 
einen Zeitraum von zwei Jahren 
auszuschreiben. 

Angesichts der Kapazitäts- und 
Dispositionsengpässe bei den Ent-
sorgern ist die Verfügbarkeit von 
Schlammspeichervolumen heu-
te ein wichtiger Aspekt der Ent-
sorgungssicherheit. Häufig kann 
ungenutztes Speichervolumen in 
Absetzbecken und im Nachklär-
becken aktiviert werden. Ferner 
kann Klärschlamm ggf. zu umlie-
genden Kläranlagen und in Gülle-
gruben verbracht werden. 

Prüfung der Wirtschaftlichkeit

Eine stationäre Entwässerung 
schafft Unabhängigkeit von der Dis- 
position der Dienstleister und re-
duziert das Klärschlammvolumen. 
Die Wirtschaftlichkeit muss aber 
im Einzelfall geprüft werden, z.B. 
als Teil eines Klärschlamm-Ent-
sorgungskonzeptes. Ein Zukunfts-
modell ist die interkommuna-
le Kooperation beim Thema Klär-
schlamm. Der Zusammenschluss, 
z.B. in Zweckverbänden ermög-
licht den Betrieb eigener Klär-
schlammtrocknungszentren und 
entkoppelt die Entsorgungskosten 
weitgehend vom privatwirtschaft-
lichen Marktgeschehen. Ein Be-
trieb kann bereits auf Landkreis- 
ebene wirtschaftlich sein, insbe-
sondere wenn ungenutzte Wärme-
quellen zur Verfügung stehen. r

Gerade ländlichen Kläranlagen fehlt es oft an wirtschaftlichen Al-
ternativen zur Klärschlammausbringung. Unser Bild zeigt das Klär-
becken Oberhausen. r

Neue Praxisbroschüre von LBV und Bayerischem Gemeindetag:

„Lebendige Bäche in Bayern“
Der Bayerische Gemeindetag und der LBV haben eine neue Praxis-
broschüre für den Schutz von kleineren Fließgewässern im Freistaat 
vorgestellt. „Wir wollen mit diesem Leitfaden ganz praxisnah den 
bayerischen Kommunen Wege aufzeigen, sowohl etwas für den Er-
halt der Biodiversität als auch für den vorsorgenden Hochwasser-
schutz zu tun,“ betont LBV-Vorsitzender Dr. Norbert Schäffer. 

Mit der Vorstellung der neuen 
Praxisbroschüre verknüpften die 
beiden Verbände auch die Auf-
forderung an die neue Landesre-
gierung, die Einrichtung von Ge-
wässerrandstreifen auch in Bay-
ern verpflichtend zu machen.

Auch der Präsident des Baye-
rischen Gemeindetages, Dr. Uwe 
Brandl, unterstrich die Wichtig-
keit des Themas: „Unsere Städ-
te, Märkte und Gemeinden sind 
zuständig für den Erhalt und die 
Entwicklung Gewässer dritter 
Ordnung. Die neue LBV-Broschü-
re zeigt den Bürgermeistern in 
anschaulicher Art und Weise die 
vielfältigen Möglichkeiten auf, 
die die Kommune dabei hat.“

Modellprojekt

Seit 2015 hat der LBV in elf Pro-
jektgebieten in sechs bayerischen 
Regierungsbezirken mit finanziel-
ler Unterstützung der Umweltstif-
tung Michael Otto ein Modellpro-
jekt an sogenannten Gewässern 
dritter Ordnung durchgeführt. Da-
bei wurden mehrere hundert Ki-
lometer Gewässerstrecke kartiert 
und auch die Biologie der Gewäs-
ser untersucht. Das Resultat ist ei-
ne Praxisbroschüre mit gezielten 
Maßnahmenvorschlägen, die die 
bayerischen Kommunen umset-
zen können. Für eine möglichst 
ganzheitliche Betrachtung der Ge-

wässersysteme, kooperiert der 
LBV im Projekt, unter anderem 
auch mit dem Bayerischen Land-
wirtschaftsministerium und den 
Bayerischen Staatsforsten. 

Einig waren sich beide Ver-
bandsspitzen auch bei ihrer Forde-
rung an die neue Landesregierung: 
„Gewässerrandstreifen sind einer-
seits enorm wichtig für die Was-
serqualität, sie dienen aber ande-
rerseits auch als wichtige Lebens-
räume für viele Tier- und Pflan- 
zenarten“, so Schäffer. „An jedem 
Gewässer in Bayern müssten sol-
che Gewässerrandstreifen ver-
bindlich eingerichtet werden, wie 
es bundesweit ja bereits schon 
länger verpflichtend ist“.

„Wir fordern den Freistaat auf, 
sich von seiner Dogmatik des frei-
willigen Schutzes von Gewässer-
randstreifen abzukehren“, erklärte 
Brandl. „Kein Bundesland außer 
Bayern überlässt den Schutz von 
wasserfachlich notwendigen Ge-
wässerrandstreifen der Freiwil-
ligkeit. Der Freistaat ist gerade 
vor dem Hintergrund der europa-
weiten Debatte um die Qualität 
unserer Gewässer aufgefordert, 
den Mindestgewässerrandstrei-
fen des Wasserhaushaltsgeset-
zes auch für Bayern durchzuset-
zen. Bayerische Gewässer ha-
ben keinen geringeren Anspruch 
auf Schutz als Gewässer anderer 
Bundesländer.“ r

Erfahrungen der jüngsten 
Hochwasser haben gezeigt, dass 
Deiche vor allem im Nahbereich 
von Bäumen oder Bauwerken 
brechen. Baumwurzeln gefähr-
den die Dämme, sie durchwur-
zeln den Damm teilweise groß-
flächig, um für ihre eigene Stabi-
lität zu sorgen. Was an anderen 
Orten und in trockenen Zeiten 
stabilisierend wirkt, kann beson-
ders bei Hochwasser an Däm-
men zu einer Gefährdung füh-
ren. Die Wurzeln stellen dabei 
einen bevorzugten Weg für das 
Wasser dar, was im schlimms-
ten Fall zum Dammbruch füh-
ren kann. Außerdem besteht die 
Gefahr, dass Bäume mit dem ge-
samten Wurzelstock umstürzen 
und dabei einen Krater in den 
Damm reißen, der den Damm-
querschnitt schwächt. 

Naturschutzfachliche  
Begleitung

Die Gehölzarbeiten erfolgen 
verteilt über 5 Jahre an insge-
samt 7 Abschnitten. Die Fällar-
beiten werden dabei auf ein ab-
solut erforderliches Minimum 
zur Sicherung der Donaudämme 
begrenzt. 

Von den Gehölzarbeiten be-
troffen sind generell die unte-
ren 2/3 der Böschung, im obe-
ren Böschungs-Drittel können 
Bäume bis 4 m Höhe und Sträu-
cher größtenteils erhalten blei-
ben. Generell müssen Bäume 
entfernt werden, die extrem 
stark wurzeln. Bei Pappeln bei-
spielsweise wurden andernorts 
bis zu 30 m lange Wurzeln frei-
gelegt. Die dort ebenfalls an-
zutreffenden landschaftsprä-
genden Weiden können erhal-

ten bleiben, sofern sie regelmä-
ßig auf den Stock gesetzt werden. 
Die Gehölzarbeiten werden natur-
schutzfachlich begleitet. Die Ge-
hölzarbeiten sind mit den Natur-
schutzbehörden abgestimmt. Der 
Eingriff in die Natur wird durch 
Kompensationsmaßnahmen aus-
geglichen. Diese Maßnahmen 
werden ortsnah in der Zuständig-
keit der Naturschutzbehörde ko-
ordiniert und umgesetzt. 

Durch die Verteilung der Ar-
beiten über mehrere Abschnitte 
und einen Zeitraum von 5 Jah-
ren werden die Auswirkungen 
auf Flora und Fauna minimiert. 

Die Gehölzarbeiten finden 
ausschließlich in der vegetati-
onsarmen Zeit zwischen No-
vember und Februar statt, au-
ßerhalb der Brutzeit geschützter 
Vogelarten. Ein Biologe beglei-
tet die Arbeiten und begutach-
tet die Bäume u.a. auf potentiel-
le Fledermausvorkommen. 

Dammbeobachtung  
ist Daueraufgabe 

Es reicht nicht, einen Soll-Zu-
stand für die Dämme herzustel-
len, dieser Zustand muss auch 
regelmäßig überwacht werden. 
Für die Dammbeobachtung und 
Früherkennung von Schäden 
sind die Mitarbeiter des Was-
serstraßen- und Schifffahrtsam-
tes besonders geschult. Sie er-
kennen Veränderungen am Be-
wuchs – den so genannten was-
seranzeigenden Pflanzen, an 
Tierbauten und Rutschungen 
frühzeitig. Als Eigentümer der 
Dämme ist die Wasserstraßen- 
und Schifffahrtsverwaltung ver-
pflichtet, ihre Anlagen in einem 
sicheren Zustand zu erhalten. r

Hochwasserschutz  
an der Donau

Notwendige Gehölzarbeiten zur Sicherung der Dämme in  
der Stauhaltung Geisling werden auf ein Minimum begrenzt

Die großen Hochwasser von 1999, 2002, 2005 und 2013 wurden 
von der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) zum 
Anlass genommen, die Dämme im Staubereich der Donau nach 
aktuellem Regelwerk zu untersuchen. Mit den Erkenntnissen aus 
mehreren Bohrungen im Damm kann die Standsicherheit nachge-
wiesen werden – allerdings unter der Voraussetzung, dass ein Teil 
des Bewuchses zur dauerhaften Sicherung der Dämme und zum 
Schutz vor Hochwasser entfernt wird. 
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Schau auf die Rohre: 

Die Kanal- und Trinkwassernetze 
in Oberfranken erhalten 

10 bis 15 Prozent aller Abwasserkanäle und Trinkwasserleitungen in 
Bayern und damit auch in Oberfranken müssen in den kommenden 
Jahren saniert werden. Sonst könnte eine Zunahme von Schäden 
und Rohrbrüchen die Bürgerinnen und Bürger unnötig belasten. 
Neben den Kommunen und Netzbetreibern muss auch die Bevölke-
rung für die Leitungsinstandhaltung sensibilisiert werden: Die bay-
ernweite Informationskampagne „Schau auf die Rohre“ macht da-
zu Station in Oberfranken. 

Beim Aktionstag „Schau auf 
die Rohre“ erleben Schulkinder, 
die Bevölkerung sowie Kommu-
nalvertreterinnen und Kommu-
nalvertreter fahrbare Roboter, 
die im Kanalnetz Schäden auf-
spüren können. Sie erfahren, 
wie man durch „Abhören“ Lecks 
in Wasserleitungen orten kann 
und wie es möglich ist ein Rohr 
zu verlegen, ohne den Boden 
aufzugraben. Die Informations-
kampagne „Schau auf die Roh-
re“ wurde vom Freistaat Bay-
ern gemeinsam mit dem Bay-
erischen Gemeindetag, dem 
Bayerischen Städtetag und den 
Fachverbänden der Wasserwirt-
schaft für den Erhalt der Trink-
wasser- und Abwassernetze ins 
Leben gerufen. 

Öffentliche Leitungsnetze 
als größtes Anlagevermögen  
einer Kommune

Rund 215.000 Kilometer öf-
fentliche Kanal- und Trinkwas-
sernetze wurden in den ver-
gangenen Jahrzehnten unter 
Bayerns Städten und Gemein-
den verlegt. Diese Länge ent-
spricht etwa dem fünffachen 
Erdumfang. Die öffentlichen Lei-
tungsnetze stellen in der Re-
gel das größte Anlagevermö-
gen einer Kommune dar. Wert 
und Zustand der Leitungssyste-
me sind jedoch kaum in der öf-
fentlichen Wahrnehmung prä-
sent. Ein Schlagloch in der Stra-
ße oder bröckelnder Putz an der 
Schulfassade werden vom Bür-
gerauge sofort kritisch wahrge-
nommen. Die Leitungen im Un-
tergrund und besonders deren 
Zustand sind für die Bürgerin-
nen und Bürger dagegen nicht 
unmittelbar sichtbar. 

Leitungen müssen nach 50  bis 
80 Jahren erneuert werden 

Doch wie bei einem Straßen-
belag oder einem Auto ist auch 
die Lebensdauer von Leitungen 
begrenzt. Rohre haben ein „Ab-
laufdatum“ und müssen regel-
mäßig untersucht und in der Re-
gel spätestens nach 50 bis 80 
Jahren – je nach Material und 
Betriebsbedingungen – erneu-
ert werden. Geschieht das nicht, 
droht eine Häufung von Schä-
den und dadurch steigen auch 
die Kosten. Untersuchungen des 
Landesamts für Umwelt zufol-
ge müssen 10 bis 15 % der kom-
munalen Trinkwasser- und Ab-
wassernetze in den kommen-
den Jahren saniert werden. Da-
zu kommt ein Sanierungsbedarf 

im Bereich der privaten Abwas-
serleitungen – denn ein neuer 
öffentlicher Kanal nutzt wenig, 
wenn die damit verbundenen 
Grundstücksentwässerungsan-
lagen undicht sind. 

Im Rahmen der Informations-
kampagne „Schau auf die Roh-
re“ werden der bayerischen Be-
völkerung mittels Broschüren, 
Videos und Veranstaltungen 
die wichtigen Aufgaben rund 
um den Erhalt des bayerischen 
Leitungsnetzes vermittelt. Ein 
wichtiges Kommunikationsmit-
tel dafür ist die kampagnenei-
gene Website: Von der Prüfung, 
über die Wartung, bis zur Sanie-
rung und Erneuerung der Netze 
gibt es unter www.schaudrauf.
bayern.de über 100 gute Bei-
spiele aus der Praxis von Kom-
munen aus allen Regionen des 
Freistaats. 

Ausgewählte Kommunen und 
Netzbetreiber aus Oberfranken 
zeigen, wie die Instandhaltung 
von Kanal und Trinkwasserlei-
tungen effizient vorangetrieben 
werden kann. 

Investitionsprogramm  
und Kooperation  
für ländliche Region 

Seit 1970 ist die Anzahl der 
Wasserabnehmer im Zweckver-
band Wasserversorgung Fran-
kenwaldgruppe im Landkreis 
Kronach kontinuierlich zurück-
gegangen. Gleichzeitig sind die 
topographischen Voraussetzun-
gen für die Wasserversorgung in 
dieser bergigen ländlichen Regi-
on schwierig. Deswegen wurden 
über lange Zeit zu wenige Sanie-
rungsmaßnahmen durchgeführt 
und ein hoher Investitionsstau 
entstand. Die Frankenwaldgrup-
pe setzt jetzt auf eine Zusam-
menarbeit mit der Fernwasser-
versorgung Oberfranken, was 
Synergien bei IT und Verwaltung 
bringt. Gleichzeitig hat man ein 
auf 25 Jahre angelegtes Investi-
tionsprogramm in der Größen-
ordnung von 65 Millionen Eu-
ro mit Unterstützung des Frei-
staats Bayern („Härtefallförde-
rung“) auf den Weg gebracht, 
um die Wasserversorgung für 
über 3.000 Bürger dauerhaft si-
cher zu stellen. 

Rödental: Kanalsanierung 
auch zum Grundwasserschutz

Die Stadtwerke Rödental ar-
beiten aktuell intensiv an der 
Prüfung und Sanierung des 
städtischen Kanalnetzes. Dafür 
wurde das Abwassernetz in drei 

Bereiche gegliedert. Erste Prio-
rität haben dabei Netzteile (Ab-
schnitt 1), die in einem Gewäs-
serschutzgebiet verlaufen, um 
einen kritischen Austritt von Ab-
wasser ins Grundwasser von 
vornherein auszuschließen. Von 
Industrieabwässern stark bean-
spruchte Kanalabschnitte kom-
men danach (Abschnitt 2) sowie 
letztlich das gesamte restliche 
Netz (Abschnitt 3). Fahrbare Ro-
boter mit einer Kamera untersu-
chen den Kanal auf schadhafte 
Stellen. Diese Arbeiten stehen 
nun mit der detaillierten Ergeb-
nisauswertung auch im zwei-
ten Abschnitt schon kurz vor Ab-
schluss. 

Für den ersten Sanierungsab-
schnitt laufen aktuell die Bau-
arbeiten. Dabei wird nicht in je-
dem Fall die Straße aufgegra-
ben, man setzt auch auf soge-
nannte grabenlose Verfahren. 
Dabei wird zum Beispiel ein 
harzgetränkter Schlauch mit 
Druckluft in ein Kanalrohr ein-
gebracht. Im Rohr härtet dieser 
Schlauch als neue Kanalwand 
aus und ist wieder für Jahrzehn-
te einsatzbereit. 

Nun geht man in Rödental 
auch an die flächige Sanierung 
des Trinkwassernetzes. Dafür 
hat man eine genaue Schadens-
statistik erstellt. Diese zeigt, wo 
sich Schäden wie Rohrbrüche 
zunehmend häufen und Leitun-
gen demnächst an das Ende der 
Lebensdauer kommen. 

Himmelkron:  
„Pflaster“ für schadhafte 
Hausanschlussleitungen 

Undichte Kanäle (Hausan-
schlussleitungen) auf Privat-
grund bereiten vielen Netzbe-
treibern Sorge, weil dadurch 
Grundwasser als so genann-
tes „Fremdwasser“ vermehrt in 
den Kanal einsickern kann und 
diesen belastet. In der Gemein-
de Himmelkron werden diese 
Hausanschlüsse daher gezielt 
untersucht. Wird eine schad-
hafte Stelle gefunden, bringt 
ein ferngesteuerter Roboter ein 
kurzes Stück eines harzgetränk-
ten Schlauches („Partliner“) an 
die Schadensstelle und drückt 
dieses dort wie ein Pflaster an 
die alte Kanalwand. Schon nach 
wenigen Minuten härtet der 
Schlauch aus und der Kanal ist 

wieder dicht. Dem Hausbesitzer 
bleibt es erspart, seinen Boden 
aufzugraben. 

Die Bürger ins Boot holen

Für alle Netzbetreiber ist es 
eine wichtige Aufgabe, auch 
die Bürger für die Instandhal-
tungsmaßnahmen zu gewinnen. 
Mit dem Wissen über Notwen-
digkeit und Aufwand für die In-
standhaltung der Trinkwas-
ser- und Abwassernetze soll in 
der Bevölkerung auch das Ver-
ständnis für den sinnvollen Ein-
satz der dafür eingenommenen 
Gebühren steigen. Und priva-
te Hausbesitzerinnen und Haus-
besitzer werden motiviert, den 
Zustand ihrer Grundstücksent-
wässerungsanlagen prüfen zu 
lassen. Faktum ist: Sanierungen 
und Leitungserneuerungen hin-
auszuzögern, kostet; Dann häu-
fen sich Schäden und Rohrbrü-
che. Wiederholte teure Baustel-
len an derselben Leitung sind 
dann die Folge. Und letztlich 
führt an einer kompletten Er-
neuerung kein Weg vorbei. 

Positive Reaktionen

„Als Stadt Rödental begrü-
ßen wir die Aktion ‚Schau auf 
die Rohre‘! In Rödental achten 
wir aktiv auf ein zentrales Ele-
ment unserer Infrastruktur. Vie-
le Ortsnetze – so auch unseres 
– kommen zunehmend in die 
Jahre. Kanäle untersuchen wir 
daher beispielsweise mit Kanal-
kameras auf Schäden. Auf Ba-
sis der Prüfberichte setzen wir 
laufend die nötigen Sanierungs-
schritte“, betonte Bürgermeis-
ter Marco Steiner.

Gunnar Braun, Geschäfts-
führer des VKU - Verband kom-
munaler Unternehmen, erklär-
te: „In einem extrem trockenen 
Jahr machen sich viele Men-
schen bewusst, wie wertvoll 
Trinkwasser aus dem Hahn ist. 
In Bayern ist das selbstverständ-
lich, ebenso wie eine reibungs-
lose Abwasserentsorgung. Wie 
gut es uns damit geht, merken 
wir meist auf Reisen. Aber gera-
de zuhause vor Ort ist es wich-
tig, alle Bürgerinnen und Bür-
ger und ihre Kommunen dafür 
zu sensibilisieren, wie bedeu-
tend die zugrundeliegende In-
frastruktur - unser Schatz un-
ter der Straße - und die öffent-
liche Unterstützung zu ihrer In-
standhaltung ist. Dafür stellt die 
Kampagne ‚Schau auf die Rohre‘ 
kostenlos eine Vielzahl an Infor-
mationen zur Verfügung: Folder, 
Plakate, Videos und Webinfor-
mationen.“ r

Die Unterzeichnung des Vertrages stellt den offiziellen Startschuss für die 
Zusammenarbeit von Diehl Metering und Symvaro dar. r

Diehl Metering & Symvaro: 

Kooperation im Zeichen  
der Digitalisierung...

...von Metering relevanten Prozessen bei Versorgern und Stadtwerken 

Die zu Jahresbeginn 2018 vereinbarte Zusammenarbeit zwischen 
Diehl Metering und dem mehrfach ausgezeichneten österreichi-
schen Jungunternehmen Symvaro geht mit der Unterzeichnung ei-
nes Kooperationsvertrages in die operative Phase über. Diehl Me-
tering als einer der weltweit führenden Lösungsanbieter für die 
Planung und Umsetzung von Smart Metering Projekten und Sym-
varo mit seiner innovativen Software-as-Service Lösung – WATER-
LOO – für Versorger werden dabei als unabhängige Partner agieren. 

Seit über 20 Jahren erfasst Diehl 
Metering mit seiner eigenentwi-
ckelten IZAR RADIO Funktechnolo-
gie zuverlässig Daten von kommu-
nikativen Messgeräten im Feld und 
überträgt diese an seine IZAR Soft-
ware Plattform. Auf diese Weise 
schaffen Diehl Metering Lösungen 
einen durchgängigen Datenstrom – 
vom Messgerät bis hin zu Monito-
ring, Datenmanagement und Ana-
lyse. So können Wasser- und Ener-
gieversorger beispielsweise prä-
zise Stichtagswerte zum Ein- und 
Auszugsdatum gewinnen – einfach 
und wirtschaftlich per mobiler Aus-
lesung oder Fixed Network. 

Das junge Unternehmen Sym- 
varo ist in Österreich und Deutsch-
land mit seinem Produkt WA-
TERLOO sehr erfolgreich, wel-
ches unter anderem durch sei-
ne hohe Benutzerfreundlichkeit 
glänzt. Die Softwarelösung un-
terstützt Versorger bei Themen 
wie Zählertausch oder Eigen- und 
Selbstablesung von nicht kommu-
nikativen Zählern durch Monteu-
re und Bürger. 

Für Diehl Metering stellt Symva-
ros Softwareprodukt die perfek-
te Ergänzung seiner umfassenden 
IZAR Softwarelösung dar und un-
terstützt den Teilkonzern der Diehl 
Gruppe bei der Digitalisierung von 
Metering relevanten Prozessen bei 
Versorgern und Stadtwerken – als 

Beispiel können hier Zählerable-
sung oder Zählertausch genannt 
werden. 

Mit der IZAR Software bietet 
Diehl Metering seinen Kunden eine 
zentrale Plattform für alle Energie-
daten – sowohl gehostet as-a-Ser-
vice oder zur lokalen Installation 
sowie eine mobile Softwarelösung 
zur Funkzählerauslesung und -kon-
figuration. Sämtliche Prozesse kön-
nen so einfacher und wirtschaftli-
cher gestaltet werden – von Mess-
gerät und Fernauslesung über das 
Datenmanagement bis hin zur Vali-
dierung der Daten.  

Versorger, die bereits heute WA-
TERLOO zur Auslesung und zum 
Tausch von nicht kommunikati-
ven Zählern nutzen, können im Zu-
sammenspiel mit der IZAR@MOBI-
LE Software zusätzlich kommunika-
tive Zähler etwa im Vorbeigehen 
oder –fahren auslesen. 

Prozesse effektiver gestalten 

Versorger, die bereits heute 
kommunikative Zähler mit der 
IZAR Software von Diehl Mete-
ring auslesen und analysieren, 
profitieren ebenfalls von der Ko-
operation: Durch die Verknüp-
fung mit der Softwarelösung von 
Symvaro können Nutzer Prozes-
se für Lagerverwaltung, Zähler-
installation und -tausch oder 
Terminvereinbarungen zukünftig 
noch effektiver gestalten.

Durch die Kooperation ist es für 
Diehl Metering zukünftig möglich, 
sämtliche Entwicklungsstufen von 
Versorgern auf deren Weg in die 
Digitalisierung als zuverlässiger 
Partner mit einem modularen Bau-
kasten zu begleiten. So kann durch 
die Symvaro Software ein erster 
Start in die digitale Welt erfolgen 
– mechanische, nicht kommunika-
tive Zähler können mittels der App 
WATERLOO sehr leicht von Mon-
teuren installiert, getauscht, ab-
gelesen und übermittelt werden. 
Besteht im nächsten Schritt der 
Wunsch nach einer automatisier-
ten Auslesung, bietet Diehl Mete-
ring das komplette Lösungspaket 
beginnend bei kommunikativen 
Zählern und Softwarelösungen bis 
hin zu intelligenten Datenanalysen, 
wie etwa automatisierte Leckage-
erkennung in Haushalten und Ver-
teilnetzen. 

Die Digitalisierung von Mete-
ring relevanten Prozessen bietet 
Versorgern und Stadtwerken ei-
ne Vielzahl von Mehrwerten. So 
können beispielsweise erhebliche 
Effizienzsteigerungen bei Able-
se-, Abrechnungs- und Dienstleis-
tungsprozessen realisiert werden. 
Durch die zeitnahe Erkennung von 
Leckagen können sowohl Schäden 
als auch unnötige Ressourcenver-
schwendungen effektiv vermie-
den werden. r

Bundesweiter Wettbewerb für vorbildliche Bürgerbeteiligung:

Auszeichnung für Gunzenhausen   
BMU-Staatssekretär Jochen Flasbarth hat in Berlin die vier Gewinner-
projekte des Wettbewerbs „Ausgezeichnet! – Wettbewerb für vor-
bildliche Bürgerbeteiligung“ prämiert, zu dem das Bundesumweltmi-
nisterium und das Umweltbundesamt (UBA) aufgerufen hatten. 

Der Wettbewerb fand in die-
sem Jahr zum ersten Mal statt 
und zeichnet herausragende Bür-
gerbeteiligungsprojekte aus, die 
als Beispiele guter Praxis dienen 
können. In der Kategorie „Vorha-
ben“ setzte sich dabei die Stadt 
Gunzenhausen mit der Bürgerbe-
teiligung „Hochwasserschutz der 
Altstadt und Gestaltung der Alt-
mühlaue“ durch.

Ziel der Beteiligung war, eine 
für alle akzeptable Lösung für den 
Hochwasserschutz zu finden. Das 

Ergebnis brachte eine Lösung, die 
bisher nicht angedacht war. Statt 
einer Hochwasserschutzmauer,  
der die Altstadt von der Alt-
mühlaue getrennt hätte, oder der 
Anschaffung mobiler Hochwasser-
schutzsysteme wurde die Altmühl 
wieder in ihr ursprüngliches Fluss-
bett verlegt, das 50 Jahre zuvor 
begradigt worden war. Die Stadt 
schuf so einen Erholungs- und Frei-
zeitraum, in den der Hochwasser-
schutz kaum wahrnehmbar einge-
bettet wurde. DK

Hochwasserrückhalt Balzhausen/
Bayersried fertiggestellt 

OBERMEYER plant Hochwasserschutz im Mindeltal

Das Mindeltal im Allgäu ist aufgrund seiner breiten und flachen 
Topographie bei Starkregenereignissen schnell von Hochwasser 
betroffen. Daher einigten sich die betroffenen Gemeinden, ge-
meinsam Maßnahmen im Hochwasserschutz umzusetzen. Jetzt 
ist der erste Baustein des Großprojekts „Hochwasserschutz Min-
deltal“ abgeschlossen.

 Nach dreijähriger Bauzeit wur-
de im Landkreis Günzburg der 
Hochwasserrückhalt Balzhausen/
Bayersried eingeweiht. OBER-
MEYER war in einer Planungsge-
meinschaft mit dem Ingenieur-
büro Wald + Corbe ab der Aus-
führungsplanung mit der Pro-
jektleitung und der örtlichen 
Bauüberwachung betraut. Auf-
traggeber ist das Wasserwirt-
schaftsamt Donauwörth.

Erstes Teilprojekt

Der jetzt fertiggestellte Hoch-
wasserrückhalt Balzhausen/Bay-
ersried im Süden ist der ers-
te Baustein des Projekts „Hoch-
wasserschutz Mindeltal“, an dem 
sich die betroffenen Gemeinden 
Balzhausen, Burgau, Burtenbach, 
Jettingen Scheppach, Münster-

hausen, Offingen, Thannhausen 
und Ursberg beteiligen. Zugleich 
handelt es sich dabei um einen 
überregionalen Rückhalt, der bei 
Hochwasser eine Abflussminde-
rung und Reduzierung des allge-
meinen Hochwasserrisikos erwir-
ken soll. Dieses erste Teilprojekt 
ist Voraussetzung für die nächs-
ten Hochwasserschutzprojekte 
in den unterstrom gelegenen Ge-
meinden Burtenbach und Thann-
hausen. 

Das realisierte Hochwasser-
rückhaltevolumen des fertig-
gestellten Projekts beträgt ca. 
880.000 m³. Die Gesamtmaßnah-
me beinhaltet auch den Hoch-
wasserschutz für die Gemeinden 
Balzhausen und Ursberg, Ortsteil 
Mindelzell, und umfasst unter 
anderem vier Drosselbauwerke, 
vier Sielbauwerke, 500 m Spund-

wand, ca. 150.000 m3 Erdbewe-
gungen für rund 3,7 km Erddäm-
me mit Höhen bis über 3 m, 200 m 
Hochwasserüberlaufstrecke und 
den begleitenden Wegebau. 

Durch die 200 m lange Über-
laufstrecke zur Hochwasserent-
lastung, die mit einem Schot-
ter-Mastix-Deckwerk gegen die 
hohen hydrodynamischen Kräfte 
gesichert ist, wird die Anlagensi-
cherheit auch für Hochwasserer-
eignisse über dem Bemessungs-
hochwasser sichergestellt. Das 
Deckwerk ist – anders als die her-
kömmliche Sicherung mit Was-
serbausteinen – in der Landschaft 
nicht sichtbar und kann wie auch 
der Hochwasserdamm mit Ober-
boden abgedeckt werden.

Für den größten Baustein des 
Gesamtprojekts, den Hochwas-
serschutz für die Stadt Burgau, ist 
OBERMEYER ebenfalls vom Was-
serwirtschaftsamt Donauwörth 
mit der Entwurfs- und Genehmi-
gungsplanung beauftragt. r
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Grenzübergreifender Landrätesprengel traf sich in Langenau:

Informationsaustausch zum 
Thema Gesundheitsversorgung 

Die Gesundheitsversorgung wollen die Landräte im baye-
risch-württembergischen Grenzgebiet noch stärker in den Fokus 
nehmen. Das ist das zentrale Ergebnis eines grenzübergreifen-
den Landrätesprengels diesseits und jenseits der bayerisch-würt-
tembergischen Grenze. Dazu trafen sich die Landräte Stefan Rößle 
(Landkreis Donau-Ries), Leo Schrell (Dillingen), Thomas Reinhardt 
(Heidenheim) und Thorsten Freudenberger (Landkreis Neu-Ulm) 
sowie Heiner Scheffold (Alb-Donau-Kreis) kürzlich in Langenau zu 
einem Arbeitstreffen. Ebenfalls anwesend waren die Bundestags-
abgeordneten Ronja Kemmer (Wahlkreis Ulm) und Roderich Kie-
sewetter (Wahlkreis Aalen - Heidenheim). 

Im Vordergrund der Gesprä-
che standen eine umfassende 
und qualitativ hohe Gesundheits-
versorgung im ländlichen Raum 
und eine solide Grundfinanzie-
rung der Kliniken in kommunaler 
Trägerschaft. Bei diesem turnus-
mäßigen Arbeitstreffen der Lan-
dräte wurde mit den Abgeordne-
ten über die nachhaltige Finanzie-
rung kommunal geführter Kran-
kenhäuser diskutiert. 

Problem  
Krankenhausfinanzierung

Einig waren sich die Landrä-
te, dass der Bund, aber auch die 
Länder hierbei eine stärkere Rol-

le übernehmen und ihrer Ver-
antwortung gerecht werden sol-
len. Dabei wurde auf die derzei-
tigen strukturellen Probleme bei 
der Krankenhausfinanzierung auf-
merksam gemacht. Eine zuverläs-
sige Versorgung der Bevölkerung 
mit Krankenhausleistungen, er-
fordert auch zukünftig eine wirt-
schaftliche Sicherung der für eine 
bedarfsgerechte und flächende-
ckende Versorgung notwendigen 
Krankenhäuser. Diese Sicherung 
erfolgt im Rahmen eines dualen 
Finanzierungssystems. Das Land 
trägt die Verantwortung für die 
Finanzierung der Investitionskos-
ten, die Krankenkassen tragen 
die Verantwortung für die Finan-

zierung der direkt in Verbindung 
mit der Krankenbehandlung ent-
stehenden Betriebskosten. Zu-
sätzlich zu diesem Finanzierungs-
systems tragen die Landkreise als 
Krankenhausträger der kommu-
nal geführten Krankenhäuser re-
gelmäßig zur wirtschaftlichen Si-
cherung von Krankenhäusern bei, 
indem sie entstandene Defizite 
durch Zuschüsse ausgleichen. 

Kliniken als zentraler Baustein

„Eine wohnortnahe und qualita-
tiv hochwertige medizinische Ver-
sorgung der Bevölkerung stellt ei-
ne Grundvoraussetzung für die Le-
bensqualität auch im ländlichen 
Raum dar. Diese stellen wir vor al-
lem durch unsere Kliniken sicher“, 
sagten die Landräte. Die Bedeu-
tung dieser Kliniken gehe dabei 
über die rein stationäre Leistungs-
erbringung hinaus. Sie seien eine 
wichtige Grundlage für die Vernet-
zung der Gesundheitsversorgung 
vor Ort und ein zentraler Baustein 
für die Schaffung und den Erhalt ei-
ner lebenswerten Region. Darüber 
hinaus seien sie entscheidend für 

die Ausbildung der Allgemeinärz-
te und Stellung der Notärzte in der 
Fläche. In diesem Zusammenhang 
wenden sich die Landräte mas-
siv gegen die vom Gemeinsamen 
Bundesausschuss (G-BA) ange-
strebte Neuordnung der stationä-
ren Notfallversorgung an Kliniken. 

Notfallversorgung  
in drei Stufen

Nach diesen Planungen soll 
die Notfallversorgung in drei Stu-
fen, die Basisnotfallversorgung, 
die erweiterte Notfallversor-
gung und die umfassende Not-
fallversorgung, mit spezifischen 
Qualitätsanforderungen einge-
teilt werden. Die dort formulier-
ten Qualitätskriterien würden ei-
ne gesicherte Notfallversorgung 
der Kliniken im ländlichen Raum 
in Frage stellen. Man habe den 
Eindruck, dass die Anforderun-
gen ohne Not so hoch gesetzt 
würden, dass sie nur von weni-
gen großen und zentralen Einhei-
ten erfüllt werden könnten. 

Allerdings teilten die Bundes-
tagsabgeordneten mit, dass - um 
die stationäre Notfallversorgung 
auch in strukturschwachen Regio-
nen zu stärken - vorgesehen sei, al-
le Krankenhäuser, die die Voraus-
setzungen für den Erhalt von Si-
cherstellungszuschlägen erfüllen, 
mindestens als Basisnotfallversor-
gungskrankenhäuser einzustufen. 
Sicherstellungszuschläge dienen 
dazu, in strukturschwachen Regi-
onen eine stationäre Basisversor-
gung aufrecht zu erhalten. Ferner 
sei im Koalitionsvertrag vorgese-
hen, dass der Bund die Struktu-
ren der Notfallversorgung in die-
ser Legislaturperiode überprüfen 
und verbessern will. 

Wohnortnahe Betreuung  
sicherstellen

Die Krankenhäuser der Grund- 
und Regelversorgung sowie der 
Schwerpunktversorgung müssen  
mit ihrer hochwertigen ärztli-
chen und pflegerischen Experti-
se in kommunaler Trägerschaft 
erhalten bleiben und dazu auch 
über die Möglichkeit einer Not-
fallversorgung verfügen, unter-
strichen die Landräte ihre Forde-
rung gegenüber den Bundestags-
abgeordneten unisono. Vor allem 
forderten sie, dass „die im Bund 
politisch Verantwortlichen die 
bedarfsgerechte Versorgung in 
den ländlichen Regionen stärker 
in den Blick nehmen“ und dabei 
nicht ausschließlich dem G-BA das 
Feld überlassen. „Die Menschen 
in unserer Region schätzen ihre 
gute und wohnortnahe medizini-
sche Betreuung. Bund und Land 
müssen Sorge dafür tragen, dass 
die Landkreise diese auch weiter-
hin sicherstellen können“, sagten 
die Landräte 

Die sieben Landräte und die 
beiden Bundestagsabgeordneten 
werden vor diesem Hintergrund 
ein gemeinsames Schreiben an 
Bundesgesundheitsminister Jens 
Spahn und an den Sozialminister 
des Landes Baden-Württemberg, 
Manfred Lucha senden, um auf 
die Situation aufmerksam zu ma-
chen. Bernd Weltin

Der Generalsekretär des Europäischen Ausschusses der Regionen Jirí 
Buriánek (links) gemeinsam mit Landrat Franz Meyer. r

Aus Sicht der Kommunen sei 
Buriánek einer der wichtigs-
ten Männer Europas, stellte der 
Landrat anerkennend fest. „Die 
Kommunen und die kommunale 
Politik sind die Basis der Europä-
ischen Union. In die Bürgermeis-
ter und Landräte haben die Bür-
ger vor Ort großes Vertrauen“, 
so der Generalsekretär. Und die-
ses Vertrauen wolle man auch 
auf die Ebene der EU-Politik brin-
gen. Gegenüber der EU seien die 
Bürger oft im Abschottungsmo-
dus. Der direkte Dialog mit den 
Menschen vor Ort sei ein wich-
tiges Mittel, um das Vertrau-
en der Bürgerschaft zu gewin-
nen, so Jirí Buriánek gegenüber 
dem Landrat. Man wolle keine 
„One-Way-Politik“ machen und 
darüber hinaus die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit in-
nerhalb der EU fördern.

Europaregion birgt Potenziale

Auch Landrat Franz Meyer 
sprach sich für diese grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit 
aus. „Mit der Europaregion ‚Do-
nau-Moldau‘ gehen wir hier in 
Zusammenarbeit mit unseren 
Nachbarn aus Österreich und 
Tschechien mit gutem Beispiel 
voran,“ betonte Landrat Franz 
Meyer. Diese Region habe gro-
ßes Zukunftspotential auch im 
wirtschaftlichen Bereich, weiß 
Jirí Buriánek und nannte beispiel-
haft Kooperationen in der Auto-
mobilindustrie und der Welt-
raumfahrt.

Das Projekt der Europäischen 
Union ist auch ein Projekt des 
Vergebens und Aussöhnens im 
Hinblick auf die Geschichte. Und 
um hier erfolgreich zu sein, brau-

Hoher Besuch aus Brüssel  
im Passauer Landratsamt

Der Europäische Ausschuss der Regionen (AdR) ist die Stimme der 
Regionen und Städte in der Europäischen Union. Der Generalsekretär 
dieser gerade für Kommunen wichtigen Einrichtung der EU, Jirí Buriá-
nek besuchte Landrat Franz Meyer im Passauer Landratsamt. 

che es das Vertrauen der Basis. 
Das sei nur über eine Beteiligung 
der Bürgerinnen und Bürger zu 
erreichen, so Buriánek. r

Integrationspreis der Regierung von Oberfranken:

Leuchtende Vorbilder
Initiativen aus Coburg, Hof, Kulmbach und Lichtenfels wurden mit 
dem diesjährigen Integrationspreis der Regierung von Oberfranken 
ausgezeichnet. Die Ehrung nahmen Regierungspräsidentin Heidrun 
Piwernetz und Innenstaatssekretär Gerhard Eck vor. Das Preisgeld in 
Höhe von 5.000 Euro wurde vom Bayerischen Innenministerium be-
reitgestellt und auf die Gewinner aufgeteilt. 

Zu den Siegern zählt der Cari-
tasverband für die Stadt und den 
Landkreis Coburg e.V. mit ihrem 
Projekt „treffpunkt Bertelsdorfer 
Höhe – 20 Jahre – 30 Nationen“. 
Der treffpunkt wurde 1998 als ge-
meinwesenorientiertes Projekt 
zur Integration von Spätaussied-
lern im Coburger Stadtteil Ber-
telsdorfer Höhe gegründet. Im 
Laufe der Jahre hat er sich zu ei-
ner Anlaufstelle für Einheimische 
und Migranten aus insgesamt 30 
Ländern entwickelt. Dessen Mit-
arbeiter sind Ansprechpartner 
bei Konfliktsituationen mit der 
Nachbarschaft, unterstützen El-
tern und alleinstehende Müt-
ter bei Erziehungsproblemen so-
wie deren Kinder bei schulischen 
Schwierigkeiten und beim berufli-
chen Einstieg. Gefördert wird au-
ßerdem die Stärkung des Ehren-
amtes durch die Vermittlung der 
Jugendlichen in Vereine. Ziel des 
Projektes ist es, die einzelnen Be-
wohnergruppen im Stadtteil Ber-
telsdorfer Höhe zusammenzu-
bringen und den treffpunkt als 
eine Stadtteileinrichtung für alle 
weiter zu etablieren.

In dem ebenfalls ausgezeich-
neten Projekt „Flüchtlinge für 
Flüchtlinge“ der Arbeitsgemein-
schaften der Volkshochschulen im 
Landkreis Hof e.V. werden Flücht-
linge für Flüchtlinge aktiv: Indem 

bereits erfolgreich integrierte 
Geflüchtete gezielt mit Neuan-
kömmlingen zusammengebracht 
werden, werden diese zu Helfern, 
Vorbildern, Kulturvermittlern und 
Multiplikatoren. Als „Integrati-
onsvorbilder“ begleiten sie neu 
angekommene Flüchtlinge, ge-
ben ihre Erfahrungen weiter und 
bieten Unterstützung. Hemm-
schwellen werden abgebaut und 
der Kontakt zur einheimischen 
Bevölkerung, zu Behörden und 
Vereinen erleichtert. Koordiniert 
wird das Projekt von einem an-
erkannten Asylbewerber aus Sy-
rien, der von einem Team ehren-
amtlich Tätiger unterstützt wird.

Brücke zwischen den Kulturen

Als preiswürdig erachtet wur-
de auch die Geschwister-Gum-
mi-Stiftung, Kulmbach mit ihrem 
Projekt „ Frauen für Frauen – Brü-
cke zwischen den Kulturen – An-
kommen im deutschen Alltag“. 
Es beruht auf der Idee, Migran-
ten, die bereits in Deutschland 
auf eine gelungene Integrations-
biografie zurückblicken können 
und sowohl gesellschaftliche als 
auch wertorientierte Maßstäbe 
Deutschlands (Schulwesen, Hal-
tung zur Bildung, Zusammenle-
ben) repräsentieren und vermit-
teln können, in den Integrations-

prozess für andere Migranten mit 
einzubinden. Der Familientreff 
der Geschwister-Gummi-Stiftung 
ist Mittelpunkt eines Netzwerkes 
von Unterstützern, Helferkreisen, 
Integrationsprojekten und An-
laufstelle für Neuzugewanderte.

Ein weiterer Gewinner des In-
tegrationspreises ist die Bür-
gerstiftung für Jugend und Fami-
lie im Landkreis Lichtenfels mit ih-
rem Projekt „Länderübergreifen-
de Begegnungen – Menschen, 
Kultur, Kulinarisches & Alltagshil-
fen“, das sich aus mehreren Bau-
steinen zusammensetzt. So tra-
fen sich im Café der Begegnungen 
zwischen 2015 und 2017 Einhei-
mische und Migranten zum Aus-
tausch. Ziel war es, bestehende 
Vorurteile abzubauen und ein Zei-
chen gegen Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit zu setzen.

Das Nachfolgeformat „Kultur 
erleben“ ist seit September 2017 
am Start. Neben den nach wie 
vor lebendigen persönlichen Be-
gegnungen werden vielfältige Ak-
tivitäten angeboten, wie gemein-
same Tanz- und Musikveranstal-
tungen sowie Kochkurse. Prakti-
sche Alltagshilfen wie der Erwerb 
des Mietführerscheins, eine Ver-
anstaltung zum Thema Verkehrs-
sicherheit in Deutschland oder 
Beratungsangebote im Büro der 
„Aktiven Bürger“ sind ebenfalls 
Bestandteil des Projektes.

Maßnahmenpaket

Als „leuchtende Vorbilder“ be-
zeichnete Innenstaatssekretär 
Gerhard Eck die Finalistinnen und 
Finalisten. Die Gewinner des Inte-
grationspreises mit ihren heraus-
ragenden Initiativen zeigten ein-
drucksvoll, wie Integration vor Ort 
gelingen kann. Hierfür habe der 
Freistaat ein bundesweit beispiel-
loses Maßnahmenpaket auf den 
Weg gebracht: „Mit rund 1,9 Mil-
liarden Euro fördern wir im Dop-
pelhaushalt 2017/2018 etwa die 
Vermittlung von Alltagskompe-
tenzen, unserer Werte und vor al-
lem das Erlernen unserer Sprache 
– denn Deutsch ist der Schlüssel 
für Verständigung und gelingende 
Integration.“ Bei all diesen wich-
tigen Integrationsaufgaben habe 
Bayern sehr gute Erfahrungen mit 
der Vernetzung von Haupt- und 
Ehrenamtlichen gemacht. Des-
halb würden Letzteren mit den In-
tegrationslotsen kompetente und 
verlässliche Ansprechpartner zur 
Seite gestellt. DK

Heidrun Piwernetz, Regierungspräsidentin von Oberfranken, (Zwei-
te von links), Innen- und Integrationsstaatssekretär Gerhard Eck, MdL, 
(Zweiter von rechts), Oberbürgermeister Norbert Tessmer, Stadt Co-
burg, (rechts) und die Mitglieder des Caritasverbandes für die Stadt und 
den Landkreis Coburg e.V. Bild: W. Traßl, Regierung von Oberfranken

Die Gesundheitspolitik stand im Mittelpunkt der grenzüberschrei-
tenden Landrätetagung, die vor kurzem in Langenau (Alb-Donau-
Kreis) stattfand (im Bild von links): Thomas Reinhardt (Heidenheim), 
Bundestagsabgeordneter Roderich Kiesewetter (Wahlkreis Aa-
len-Heidenheim), Thorsten Freudenberger (Neu-Ulm), Stefan Röß-
le (Donau-Ries), Bundestagsabgeordnete Ronja Kemmer (Wahl-
kreis Ulm), Leo Schrell (Dillingen), und Heiner Scheffold (Alb-Donau-
Kreis). Zu diesem Landrätesprengel gehören auch die Landräte Hu-
bert Hafner (Landkreis Günzburg) und Klaus Pavel (Ostalbkreis), die 
aber aus terminlichen Gründen verhindert waren. Bild: LRA ADK
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„Jetzt am Nikolaustag 
spürt man, dass das Jahr un-
widerruflich dem Ende zu-
strebt. Noch ein paar Tage 
rastlose Hektik, dann Inne-
halten an den Weihnachtsta-
gen, anschließend zwei herr-
lich ruhige Ferienwochen 
und dann sind wir schon 
kopfüber im Jahr 2019 gelan-
det!“ Mein Chef, der Bürger-
meister, steckte sich gera-
de den großen Weihnachts-
mannkopf aus Schokolade in 
den Mund, der hinter dem heutigen Advents-
kalendertürchen zu finden war.

Aber war da nicht noch was? Inmitten des 
ganzen Weihnachtshypes, der sich nur auf 
den Tag der großen Bescherung hinzuorientie-
ren scheint, gerät mehr und mehr in Verges-
senheit, dass die Vorweihnachtszeit deshalb 
Advent heißt, weil man sich auf die Ankunft 

Christi, adventus Domini, vorbereiten soll. 
Rüstzeit hieß das mal, als die Traditionen rund 
um das Weihnachtsfest keine schützenswer-
ten Kulturgüter, sondern selbstverständliche 
Bestandteile des Lebens im Jahreskreis waren.

Dazu gehört eben – jedenfalls für die Ka-
tholiken und die Orthodoxen – auch der Ni-
kolaustag. Aber auch Protestanten können si-
cher mit der frommen Geschichte eines gu-
ten Menschen, um dessen Wohltätigkeit sich 
viele Legenden ranken, mehr anfangen, als 
mit einem rotbäckigen Fettsack, der mit ro-
ter Pudelmütze auf dem Kopf Renntierschlit-
tenrennen fährt, sich durch Schornsteine fal-
len lässt und in einem fort Ho-Ho-Ho schreit. 
Diesen Santa Claus oder Weihnachtsmann hat 
vor mehr als einem Jahrhundert ein amerika-
nischer Brausekonzern erfunden und auf der 
ganzen Welt populär gemacht. Seither drängt 
er den Bischof von Myra immer mehr aus dem 
Bewusstsein und den Weihnachtsbräuchen 
heraus. Dabei war über Jahrhunderte der Ni-
kolaustag der eigentliche Tag des Beschen-
kens, will doch die fromme Sage, dass Nikolaus 
als Erbe eines großen Vermögens drei Schwes-
tern, für deren Verheiratung deren armer Va-
ter nicht genug Mitgift aufbringen konnte, je 
einen ansehnlichen Goldklumpen geschenkt 

hat, damit sie ihr Eheglück 
finden und nicht als Pros-
tituierte enden mussten. 
   Er tat dies heimlich. Nachts 
warf er das Gold in das Zim-
mer der Mädchen. Deshalb 
bringt Nikolaus auch den 
braven Kindern süße und vi-
taminreiche Gaben in der 
Nacht, meist heimlich. Nur 
wenn er sich als studenti-
sche Hilfskraft etwas dazu-
verdienen will, kommt er in 
vollem Bischofsornat, den 

Krampus an seiner Seite und hält Gericht über 
die Kinder. Soweit die nicht nur für mich in 
meinen frühen Tagen unumstößliche Wahr-
heit. Streit gab es höchstens um die Frage, ob 
der berühmte Nikolausabend aus dem Kinder-
lied die Nacht vom 5. auf den 6. meinte oder 
ob man noch den ganzen Nikolaustag rum-
bringen musste, bis man mit dem Sack mit den 
Geschenken rechnen konnte.

Wichtig war auch noch der 8. Dezember, 
Mariä Empfängnis, den aber nur noch unse-
re österreichischen Nachbarn als Feiertag be-
gehen. Andernorts sind weitere Stationen der 
Rüstzeit hoch im Kurs, etwa das Luziafest in 
Skandinavien, wobei diese Heilige auch bei 
uns ihre Traditionen hat, etwa das Luzienhäus-
chenschwimmen in Fürstenfeldbruck.

Natürlich ist es weltfremd zu hoffen, dass 
die Zeiten des langsamen Vorbereitens auf 
Weihnachten, das bewusste Leben mit und in 
den Traditionen der Adventszeit wiederkehren 
könnten. Unsere Welt ist nun einmal so, wie 
sie ist: Schnell, konsumorientiert, den Glauben 
und die christliche Überlieferung eher als Bei-
werk, denn als Teil des Lebens verstehend.

Mein Chef, der Bürgermeister, wünscht sich 
aber, dass trotzdem manche Traditionen nicht 
untergehen. Also Kampf dem Weihnachts-
mann wie demjenigen aus dem Adventska-
lender. Deshalb bat er mich, schnell bei un-
serm Konditor richtige Schokoladennikoläuse 
zu besorgen, angetan mit Mitra, Bischofsstab 
und edlem Gewand, die er in einer Grundschu-
le verteilen und dabei die anrührende Legen-
de des frommen Bischofs von Myra erzählen 
will. Ganz im Sinne von Irmgard Erath und ih-
rem passenden Kalenderspruch: „Weihnach-
ten ist nicht nur da, wo Lichter brennen, son-
dern überall dort, wo wir die Welt ein wenig 
heller machen“.

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Rüstzeit  
hieß das mal

Niederbayerische Landräte 
sprechen Klartext beim Minister
Passau/Berlin. Die bayerischen Landräte, unter Führung von Prä-
sident Christian Bernreiter (Landrat des Landkreises Deggendorf), 
waren zu politischen Gesprächen in Berlin. Auch die niederbaye-
rischen Landräte nutzten die Gelegenheit zum intensiven Gedan-
kenaustausch mit Bundesfinanzminister Olaf Scholz, mit Bundes-
verkehrsminister Andreas Scheuer, mit Entwicklungshilfeminister 
Dr. Gerd Müller, mit den Mitgliedern des Gesundheitsausschusses 
im Deutschen Bundestag, bei Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel 
und nicht zuletzt bei Bundesgesundheitsminister Jens Spahn. 

Schwerpunktthema der Ge-
sprächsrunde in Berlin war 
die Krankenhausfinanzierung 
und die ärztliche Versorgung 
im ländlichen Raum. Präsi-
dent Christian Bernreiter wie 
auch der Bezirksvorsitzen-
de des Bayer. Landkreistages 
in Niederbayern, der Passau-

er Landrat Franz Meyer, for-
derten, dass die Kostensche-
re zwischen Tariferhöhung und 
-erstattung seitens des Bundes 
bzw. der Krankenkassen ge-
schlossen werden muss. Wir 
brauchen die Existenzsicher-
heit für unsere Kreiskranken-
häuser, forderten die Landräte 

und erwarten von Bundesge-
sundheitsminister Spahn hier 
klare Signale. Begrüßt wurde 
der Einstieg in der Erstattung 
im Pflegebereich, aber dies ist 
in keiner Weise ausreichend, so 
die Landräte. 

Resolution der  
niederbayerischen Landräte

Landrat Franz Meyer übergab 
im Auftrag der niederbayeri-
schen Landräte eine Resolution 
an den Bundesgesundheitsmi-
nister, die bei der jüngsten Be-
zirksversammlung einstimmig 
von den niederbayerischen Land-
räten verabschiedet wurde. r

Unser Bild zeigt (v.l.) Landrat Peter Dreier (Landshut), Landrat Sebastian Gruber (Freyung-Grafenau), 
Landrat und Bezirksvorsitzenden Franz Meyer (Passau), Bundesgesundheitsminister Jens Spahn, 
Landrat Michael Fahmüller (Rottal-Inn), den Präsident des Bayer. Landkreistages Landrat Christian 
Bernreiter (Deggendorf), Landrat Josef Laumer (Straubing-Bogen) und Landrat Heinrich Trapp (Din-
golfing-Landau). Bild: Bayer. Landkreistag

Am Wochenende des 11. Novembers war im Rathaus auch die Ausstellung der Schülerinnen und 
Schüler aus Gerolzhofen, Mamers, Scarlino (Italien) und Elek (Ungarn) zu sehen. Die Bilder und Tex-
te sind Anfang 2019 dann in der Tourist-Information in Mamers ausgestellt, ehe sie in die anderen 
Partnerstädte Gerolzhofens gebracht wird.  Bild: Stadtverwaltung Mamers

Vor 100 Jahren endete  
der Erste Weltkrieg 

Gemeinsames Gedenken in der Gerolzhöfer Partnerstadt Mamers

Mamers/Gerolzhofen. Jedes Jahr am 11. November wird in Frank-
reich den Opfern des Ersten Weltkriegs gedacht. Am 11. Novem-
ber 1918 wurde der Waffenstillstand im bis dahin größten Krieg 
der Geschichte mit 17 Millionen Toten unterschrieben.

Anlässlich des 100-jährigen 
Jubiläums des Kriegsendes fand 
am Sonntag, 11. November 
2018, eine große Zeremonie in 
der Gerolzhöfer Partnerstadt 
Mamers statt. Mehrere Hundert 
Personen, darunter auch Ve-
teranen des 2. Weltkriegs und 
des Algerienkriegs von 1954 
bis 1962 sowie zahlreiche Kin-
der und Jugendliche, nahmen an 
der mahnenden Erinnerung teil. 
Auch Gerolzhofens Bürgermeis-
ter Thorsten Wozniak reiste an.

Von einem „sehr eindrucks-
vollen Erlebnis“, berichtete Wo-
zniak, der mit einer insgesamt 
vierköpfigen Delegation nach 
Mamers fuhr. Die Feierlichkei-
ten anlässlich des 100-jährigen 
Kriegsendes begannen mit ei-
nem Festgottesdienst, den Pfar-
rer Christian Le Meur in der Kir-
che  Église Notre Dame de Ma-
mers feierlich gestaltete. Das 
mahnende Gedenken mit Nati-
onal- und Europahymne sowie 
der Niederlegung von Blumen 
fand dann – leider bei Dauerre-
gen und typischer November-
kälte – zuerst am Friedhof, dann 
am Mahnmal neben dem Rat-
haus statt. Traditionell wird den 

gefallenen Soldaten der Stadt 
gedacht, indem alle Namen ver-
lesen werden. 

Zeichen der Freundschaft

Sous-Préfète d’arrondissement 
Marie-Pervenche Plaza freute 
sich in ihrer Ansprache darüber, 
dass die beiden befreundeten 
Bürgermeister, Frédéric Beau-
chef (Mamers) und Thorsten 
Wozniak aus Gerolzhofen, erst-
mals diese Gedenkveranstal-
tung gemeinsam begingen. Die-
ses Zeichen der Freundschaft 
ist ebenso bedeutungsvoll wie 
das gemeinsame Gedenken von 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und Staatspräsident Emmanuel 
Macron am Tag zuvor, so die Re-
gierungsvertreterin.

Bürgermeister Wozniak sprach 
in seiner Rede die Teilnehmer 
der Gedenkveranstaltung an: 
„Wir sind Europa. Lassen Sie uns 
weiterhin einstehen für Frieden, 
für Freundschaft und für Freiheit 
in Europa. Lassen Sie uns weiter-
hin ein starkes Zeichen für ein 
gemeinsames Europa setzen.“

Der Mamerser Bürgermeister 
Frédéric Beauchef erinnerte dar-

an, dass man die Geschichte und 
das Leben der Gefallenen und der 
Opfer der Kriege nicht vergisst. 
Deshalb sei es wichtig, Zeremoni-
en wie diese zu veranstalten: Aus 
der Erinnerung ergibt sich Ver-
antwortung für Frieden.

Unter den Anwesenden war 
auch General Bongrain. Der 
97-jährige lebt heute in Ver-
sailles, wohnte früher aber vie-
le Jahre in Mamers. Er arbeitete 
u.a. mit dem früheren Staatsprä-
sidenten Frankreichs, Charles 
de Gaulle, zusammen. Der Ge-
neral freute sich sichtlich über 
die Besucher aus Gerolzhofen 
und unterhielt sich in fließen-
dem Deutsch.

Selfie-Time

Nicht nur das unterstrich 
an diesem Tag die besondere 
Freundschaft zwischen den bei-
den Partnerstädten und zeig-
te, dass es insbesondere Franzo-
sen und Deutsche in Europa ge-
schafft haben, Freunde zu wer-
den. Auch beim mehrstündigen 
Bankett mit den Veteranen ent-
wickelten sich lebhafte Gesprä-
che zwischen den Franzosen und 
den Gerolzhöfern. Es wurde viel 
gelacht, gemeinsame Fotos ge-
schossen; am Ende reichte man 
sich zum Abschied die Hände 
oder umarmte sich.

Wenngleich die Einladung of-
fizieller Natur war, also nicht  
von den Partnerschaftskomitees  
ausging, so blieb natürlich an 
den Tagen in Mamers auch Zeit 
für andere Begegnungen und um 
Freundschaften zu pflegen. Am 
späten Samstagnachmittag wur-
de die unterfränkische Delegati-
on im Rathaussaal u.a. von Part-
nerschaftspräsident Michel Cor-
bin, Bürgermeister Beauchef so- 
wie den stellvertretenden Bür-
germeistern Sandrine Plessix und 
Jacky Vrammout empfangen.

Hier war für das Wochenen-
de die Europa-Ausstellung der 
Schülerinnen und Schüler aus 
Mamers, Gerolzhofen sowie 
den beiden weiteren Partner-
städten Gerolzhofens, Scarlino 
und Elek, zu sehen.

Partnerschaftsfest  
in Gerolzhofen

„Wie stelle ich mir die Zukunft 
Europas vor“ – darüber machten 
sich die jungen Menschen an-
lässlich des europäischen Part-
nerschaftsfestes 2017 Gerolzho-
fen Gedanken. Zu sehen sind vor 
allem Symbole für Frieden und 
Freundschaft. Die Bilder und in-
haltlichen Ausführungen der 
Schülerinnen und Schüler wer-
den in den nächsten Wochen in 
der Tourist-Info in Mamers aus-
gestellt. Dann geht die Ausstel-
lung auf die Reise nach Elek und 
Scarlino.

Im Saal St. Louis informier-
te sich Bürgermeister Wozniak 
außerdem über das Denkmal-
camp von französischen und 
deutschen Jugendlichen in Di-
vitz. Daneben gab es natürlich 
auch geselligen Begegnungen in 
Mamers, zum Beispiel die Tref-

fen mit Mitgliedern des Partner-
schaftskomitees, darunter die in 
Gerolzhofen bekannten Famili-
en Ory und Vrammout, die auch 
heuer wieder zum Gerolzhöfer 
Adventsmarkt im Dezember an-
reisen werden.

Bei der Hinfahrt nach Ma-

mers machten die Gerolzhöfer 
übrigens Zwischenstopp in Dizy  
in der Champagne. Auch dort,  
in der Partnerstadt von Som-
merach, gab es ein Treffen mit  
dem Partnerschaftskomitee und 
mit Bürgermeisterin Barbara 
Naveau.  r

Neues Hochwasserschutzfahrzeug
Ein neues Fahrzeug unterstützt den Hochwasserschutz im Land-
kreis Pfaffenhofen. Der Versorgungs-LKW Modularer Gerätesatz 
Hochwasser (MGH) wurde bei der Freiwilligen Feuerwehr Eben-
hausen stationiert. Das Fahrzeug war im Frühjahr 2018 vom 
Freistaat Bayern beschafft und dem Landkreis Pfaffenhofen im 
Rahmen des Katastrophenschutzes zur Verfügung gestellt wor-
den. Bürgermeister Ludwig Wayand und Landrat Martin Wolf 
betonten die Möglichkeiten des Fahrzeugs beim landkreisweiten 
Hochwasserschutz, aber auch die Verantwortung des Personals 
beim Einsatz in Nachbargebieten. Bayernweit wurden 35 dieser 
Fahrzeuge beschafft und verschiedenen Standorten zugeteilt. Das 
Fahrzeug kann z.B. im Rahmen des Hilfeleistungskontingents des 
Landkreises überregional zur Katastrophenhilfe angefordert wer-
den. Der Gerätewagen ist mit insgesamt 11 Rollcontainern ausge-
stattet, die verschiedenste Technik zur Hochwasserbekämpfung 
beinhalten. Unser Bild zeigt die Kinderfeuerwehr der Freiwilligen 
Feuerwehr Ebenhausen bei der offiziellen Inbetriebnahme des 
neuen Hochwasserschutzfahrzeuges. Die Verantwortlichen in der 
hinteren Reihe v.l.n.r.: Ralph Pelger, 1. Kommandant; Peter Fer-
ber, stellv. Kommandant; Michael Steinberger, Kassier; Sabrina 
Eisinger und Daniela Bauer, Betreuerinnen der Kinderfeuerwehr, 
Martin Eberherr von der Fa. Thyssen-Dück GmbH & Co. KG und 
Martin Bergmaier Bild: Landratsamt Pfaffenhofen
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Vorschau auf GZ 24
In unserer Ausgabe Nr. 24, die am 20. Dezember 2018 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Finanzthemen
• EDV · IT
• Kommunikationstechnologie · Breitband · Mobilfunk
• Organisation · Technik und Ausstattung  

für die Kommunalverwaltung
• Kommunale Baupolitik
• Kommunale Repräsentation

Bekenntnis zur Bildung 
in der Metropolregion Nürnberg
Die 33. Ratssitzung der Metropolregion Nürnberg stand unter 
dem Motto Bildung. Insgesamt 19 Kommunen der Metropolre-
gion haben in den vergangenen Jahren in den Aufbau eines kom-
munalen Bildungsmanagements investiert. 

Andreas Starke, Ratsvorsitzender 
der Metropolregion und Ober-
bürgermeister von Bamberg wür-
digte das große Engagement der 
Kommunen: „Wir sind stolz auf die 
bisherigen Erfolge: 28 Bildungs-
konferenzen zu wichtigen Zu-
kunftsthemen unserer Region wie 
Digitalisierung, Fachkräftesiche-
rung und Familienbildung in den 
letzten vier Jahren, 27 Bildungs-
berichte oder themenspezifische 
Bildungspublikationen, die dabei 
helfen, Bildungsangebote zu ana-
lysieren und Lücken zu identifizie-
ren. Alles zusammen zeigt, Bildung 
steht bei uns in der Metropolregi-
on ganz oben auf der Agenda.“

Beispielhaft präsentierte Land-
rat Gerhard Wägemann, in des-

sen Landkreis die Ratssitzung 
dieses Mal stattfand, die Schwer-
punkte und vielfältigen Aufgaben 
des örtlichen Bildungsbüros, wie 
etwa das eigene Bildungsportal, 
die Studie zur Familienbildung 
im Landkreis oder – ganz aktuell 
– die Bildungskonferenz „Digita-
le Bildung“. „Als eine der ersten 
Bildungsregionen in Bayern le-
gen wir großen Wert darauf, das 
Thema Bildung zukunftsweisend 
aufzustellen. Unter dem Motto 
‚Bildung.Gemeinsam.Gestalten.‘ 
wollen wir möglichst viele Akteu-
re einbeziehen“, so der Landrat.

Dr. Christa Standecker, Ge-
schäftsführerin der Metropolre-
gion Nürnberg, betont den visio-
nären Charakter der Kommunen 

in ihrem Bildungsengagement: 
„Kommunales Bildungsmanage-
ment ist ein wichtiger Faktor der 
Regionalentwicklung. Es gibt ei-
nen konkreten Mehrwert durch 
Kooperation. Je umfassender der 
Wandel – Beispiel Bildung in der 
digitalen Transformation – desto 
wichtiger die Kooperation der Bil-
dungsakteure über Institutionen-
grenzen hinweg.“ Die Geschäfts-
stelle der Metropolregion bietet 
über die Transferagentur zahl-
reiche Unterstützungsleistun-
gen für die Kommunen an, wie 
Prozessbegleitung beim Struk-
turaufbau, rund zwölf Qualifizie-
rungsveranstaltungen jährlich 
sowie eine aktive Vernetzung der 
Kommunen untereinander.

Verlängerte Kooperation

Hierzu verlängerten auf der Mit-
gliederversammlung fünf Ober-
bürgermeister und Landräte aus 
der Metropolregion die Zusam-
menarbeit über die Unterzeich-
nung einer Zielvereinbarung – 
14 weitere folgen bis Ende des 
Jahres. „Ich freue mich über die 
Verlängerungen sehr, zeigen sie 
doch, dass die Kommunen in Sa-
chen Bildung nicht nachlassen. 
Ganz im Gegenteil – mit den 
Landkreisen Kitzingen, Neustadt 
an der Aisch/Bad Windsheim, 
Neustadt an der Waldnaab und 

Wunsiedel im Fichtelgebirge so-
wie der Stadt Weiden kommen 
sogar fünf neue Kommunen da-
zu“, so Dr. Standecker.

Initiative „Bildungsregionen“

In den vergangenen Jahren hat 
sich viel in der kommunalen Bil-
dung bewegt, nicht zuletzt mit 
bundesweiter Förderunterstüt-
zung und unterstützt durch bay-
ernweite Initiativen: An der Ini- 
tiative „Bildungsregionen“ des 
Freistaates Bayern beteiligen sich 
bereits 27 Kommunen der Me-
tropolregion. Mit rund 45 Bil-
dungsmanagern und -monito-
rern in 19 Kommunen und insge-
samt 27 Stellen für die Bildungs-
integration Neuzugewanderter 
sind zusammen rund 15 Mio. Eu-
ro Fördergelder des BMBF in die 
Region geflossen. 

Die Bildungsbüros in den Kom-
munen haben bisher strategische 
Gremien aufgebaut, routinierte 
Abläufe für Entscheidungen ver-
ankert und teilweise erstmalig 
ein kommunales Bildungsmoni-
toring etabliert. In den Blick ge-
nommen wurden dabei alle Bil-
dungssektoren – von der früh-
kindlichen Bildung, schulischen 
und beruflichen Bildung bis hin 
zur Erwachsenenbildung.

Die Broschüre „Bildungsbüros 
in der Metropolregion“ macht 
das vielfältige Engagement der 
Kommunen in der Metropolre- 
gion transparent und würdigt die 
zahlreichen Aktivitäten in den 
Landkreisen und Städten: https://
bit.ly/2zipIbI r

Kontaktcafé für Suchtkranke 
Als ein „Angebot mit Tagesstruktur für chronisch Suchtkranke mit 
Beschäftigungsmöglichkeit“ soll in Würzburg ein sog. Kontakt- 
café entstehen. Der Planungs- und Koordinierungsausschuss des 
Bezirks Unterfranken hat einstimmig beschlossen, dieses Gemein-
schafts-Projekt von Bezirk Unterfranken sowie Stadt und Landkreis 
Würzburg und dem Jobcenter Würzburg zu befürworten. 

Nach dem Vorbild anderer bayerischer Städte wie zum Beispiel 
München, Regensburg oder Augsburg wendet sich die Würzbur-
ger Einrichtung an Personen, die Drogen spritzen oder anders kon-
sumieren sowie an Menschen, die Drogenersatzstoffe verwen-
den. In Kontaktcafés erhalten sie warme Mahlzeiten sowie medi-
zinische Grundversorgung oder hygienisch einwandfreie Spritzen. 
Zudem können Rauschgiftsüchtige in diesen Einrichtungen Kontakt 
zu Fachkräften der Suchthilfe aufnehmen. Der gastronomische Be-
reich des Cafés bietet darüber hinaus zunächst sechs Mitarbeitern 
die Möglichkeit einer Arbeitsgelegenheit. 

Die Stadt Würzburg stellt die entsprechenden Räume zur Ver-
fügung und übernimmt die Miet- und Nebenkosten. Der Landkreis 
hat seine finanzielle Hilfe bereits fest zugesagt, und das Jobcenter 
Würzburg ist bereit, das Beschäftigungsprojekt für Arbeitslosen-
geld II-Empfänger zu fördern. Der Bezirk Unterfranken hat 106.700 
Euro eingeplant, um das Projekt entsprechend zu finanzieren. r
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Neujahr

Heilige Drei Könige

Tag der Arbeit

Christi Himmelfahrt

Heiliger Abend

1. Weihnachtsfeiertag

2. Weihnachtsfeiertag

Silvester

Allerheiligen

Tag der Deutschen Einheit

Mariä Himmelfahrt

Pfingstsonntag

Pfingstmontag

Fronleichnam

Karfreitag

Ostersonntag

Ostermontag

7. Bayerisches 
WasserkraftForum23Do 7. Bayerisches 
WasserkraftForumWasserkraftForum

4. Bayerisches 
InfrastrukturForum15Fr 4. Bayerisches 
InfrastrukturForumInfrastrukturForum

27Do 12. Bayerisches 
EnergieForum

14Do 7. Bayerisches 
BreitbandForum

Winterdienst-
Vorführtage
Straubing

unendlich schnell. www.amplus.ag

Mit Glasfaser gerüstet

in die Zukunft.
Zinsgünstige Kommunalkredite und spezielle Förder-
kredite für Ihre Investitionen. Näheres erfahren Sie unter 

O www.bayernlabo.de oder über die Kommunal-Hotline 
+49 89 2171-22004

Zukunft gestalten.
Gezielt fördern.

Das Förderinstitut der BayernLB

blabo_AZ_b-gemeindezeitung_wandkalender_80x80mm_2018-11-07_v03_cn.indd   109.11.2018   12:15:11

girosolution.de

E-Goverment  
ist einfach.
Mit GiroSolution und den Sparkassen vor Ort.
Wir bieten Ihnen Lösungen für Online-Bezahlverfahren, elektroni-
sche Rechnungen und kommunales Schuldenmanagement.

LAY3_Anzeige_80x80_E-Goverment_181029.indd   1 29.10.18   13:34

Seit 1996 Partner 
der Gemeindezeitung
in Gestaltungsfragen.

089 26 02 43 25 | www.eriskat.de

Britta Eriskat
Grafikerin

Auch auf dem Land mit Highspeed 
im Internet unterwegs. 

 ein 
neuer 
  Heimvorteil

breitbandausbau@m-net.de
Diskuti eren Sie 

kommunale Themen direkt mit 
Personen, die ähnliche 
Herausforderungen meistern. 

Machen Sie mit und 
melden Sie sich beim 
GZ-Netzwerk an: 
www.anmelden.
gemeindezeitung.bayern

Das GZ-
Netzwerk

GZ-Anzeige-Netzwerk_80x80.indd   1 05.11.18   16:17

sparkasse.de

Nähe
ist einfach.
Weil man die Sparkasse immer und über-
all erreicht. Von zu Hause, mobil und in 
der Filiale.

Zeit für kommunales 
Engagement

www.engagement-global.de

www.service-eine-welt.de

mit ihrer

Tank neue 
Energie!
Komm zu erdgas schwaben!

Auf Dauer spart nur 
Schwaben-Power!
erdgas-schwaben.de

KOMMUNALE 2019, Nürnberg
Kommunaler Bedarf auf 
den Punkt gebracht

Parteitag 
der BayernSPD,
Bad Windsheim

Winterdienst-
Vorführtage
Oberwiesenthal

Winterdienst-
Vorführtage
Bischofsheim/Rhön

Winterdienst-
Vorführtage
Kirchheim/Teck

Winterdienst-
Vorführtage
Spitzingsee

Expertenforum 
Bürgerbeteiligung,
Tübingen

33. Kommunal-
politischer Kongress,
Kloster Plankstetten

Landkreisversammlung, 
Bayerischer Landkreistag, 
Veitshöchheim

BayWa 
auf der 
demopark

Vollversammlung 
Bayerischer Bezirketag

Vollversammlung 
Bayerischer Städtetag

Parteitag, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN Bayern, Lindau

Landrätetagung, 
Bayerischer Landkreistag,
Bad Füssing



Bayerische GemeindeZeitung
Verlag Bayerische Kommunalpresse GmbH
Breslauer Weg 44
82538 Geretsried
www.gemeindezeitung.de

Redaktion:
info@gemeindezeitung.de
08171 / 9307-11

Anzeigen:
Constanze von Hassel
hassel.constanze@gemeindezeitung.de
08171 / 9307-13

Veranstaltungen:
Theresa von Hassel
hassel.theresa@gemeindezeitung.de
08171 / 9307-10

© Bayerische GemeindeZeitung 2018
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